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Vorwort

Der Verband deutscher Pfandbriefbanken (vdp) untersucht seit dem Jahre 1989 
systematisch das Hypotheken- und Grundbuchrecht in Europa, in den USA und 
Kanada, um seinen Mitgliedsinstituten fundierte praxisrelevante Informationen zur 
jeweiligen Lage des Rechtssystems auf diesem Sektor zukommen lassen zu kön-
nen.

Der Verband deutscher Pfandbriefbanken ist einer der fünf Spitzenverbände der 
deutschen Kreditwirtschaft. Er vertritt als spezialisierter Verband der pfandbrief-
emittierenden Banken mit 97% des Umlaufs fast alle Pfandbriefemittenten Deutsch-
lands. Die Mitgliedsinstitute des vdp gehören zu den bedeutendsten Kapitalgebern 
für den Wohnungs- und Gewerbebau. Im vdp sind alle deutschen Kreditinstituts-
gruppen vertreten.

Bezüglich des mittel- und osteuropäischen Immobilienrechts ist der Informations-
bedarf nach wie vor besonders hoch, da sich dort die Rechtslage immer wieder 
aufgrund anhaltender Reformen – selbst knapp zwei Jahrzehnte nach dem Fall des 
„Eisernen Vorhanges“ – weiter entwickelt und zudem der Zugang zu Detailinfor-
mationen aufgrund der Sprachbarrieren schwierig ist. Zur Analyse der Rechtsord-
nungen dieses Länderkreises kooperiert der vdp seit vielen Jahren erfolgreich mit 
dem Center of Legal Competence (CLC), Wien; in Zusammenarbeit mit dem CLC 
wurde auch die vorliegende Publikation erarbeitet.

Das Center of Legal Competence (CLC) ist eine österreichische Forschungs- und 
Beratungseinrichtung unter der Trägerschaft des Bundesministers für Justiz, der 
Kammern der Rechtsanwälte und Notare, der Wirtschaftskammer Österreich, der 
Österreichischen Richtervereinigung und der Industriellenvereinigung, die durch 
ihre Einbringung in die Rechts- und Institutionenreformen der Transformations-
staaten, insbesondere Südosteuropas, in diesem Raum einen wachsenden Beitrag 
zur Entwicklung von Rechtsstaatlichkeit in marktwirtschaftlichen Strukturen leis-
tet.

Die Aufgabenschwerpunkte des CLC umfassen die Bereiche Bodenrecht, Grund-
buch- und Katasterwesen, Insolvenzrecht und Kreditsicherheiten, Zivilprozess-, 
Vollstreckungsrecht und Schiedsgerichtswesen sowie Justizmanagement.

Im Bereich Bodenrecht hat die vorliegende Untersuchung nach den Bänden 21 – 
Tschechien –, 27 – Ungarn – und 29 – Rumänien – der Schriftenreihe des vdp das 
Liegenschaftsrecht in Bulgarien zum Gegenstand. Eine weitere Darstellung für 
Polen ist in Vorbereitung.

So wie die vorangegangenen Publikationen stellt auch das Werk „Grundeigentum 
und Sicherheiten in Bulgarien“ eine erste, grundlegende Untersuchung der recht-
lichen Rahmenbedingungen im Bereich des Liegenschafts-(registrierungs-)rechts 
dar. Als zentrale Regelungswerke für diese Rechtsmaterie sind das Eigentumsgesetz, 
das Gesetz über die Schuldverhältnisse und Verträge, das Handelsgesetz und das 
im März 2008 umfassend novellierte Zivilverfahrensgesetz zu nennen. In diesem 
Zusammenhang sei auf den in der CLC-Schriftenreihe jüngst erschienenen Band 



10 Vorwort

Peter Bauer, Peter Joham und Oskar Kollmann in Rechberger/Oberhammer (Hrsg.), 
Das neue Zivilverfahrensgesetz Bulgariens (CLC-Schriftenreihe Band 28 [2008]) 
verwiesen. Für die Intabulation von (dinglichen) Rechten sind das Gesetz über den 
Kataster und das Grundbuch und die Eintragungsverordnung maßgebend. Es sei 
bereits an dieser Stellte erwähnt, dass mittelfristig in Bulgarien das Realfoliensys-
tem eingeführt werden soll. Zurzeit wird noch das schwer handhabbare Personal-
foliensystem verwendet.

Kapitel I und II der Darstellung befassen sich mit den allgemeinen schuld- und 
sachenrechtlichen Aspekten des Liegenschaftsrechts, wobei hier das Hauptaugen-
merk auf dem Eigentumsrecht liegt. Im Kapitel III wird der Erwerb und Verlust 
von dinglichen Rechten erläutert. Das Kapitel IV gibt Einblick in die rechtlichen 
Grundlagen der Kreditgewährung. Im Kapitel V werden einzelne Sicherungsformen 
erläutert und im Kapitel VI das Pfandrecht und die Hypothek im Besonderen.

Die Autoren des Werkes, Herr Dimitar Stoimenov und Herr Boris Ivanov, haben 
sehr umfangreich für dieses Werk recherchiert und, soweit dies möglich war, gesi-
cherte Rechtserkenntnisse in die Darstellung eingebracht.

Dimitar Stoimenov, L.LM. ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am European Legal 
Studies Institute der Universität Osnabrück und studierte Rechtswissenschaften an 
der Sofioter Universität „Sv. Kliment Ohridski“. Seit 2005 ist er Mitarbeiter und 
Doktorand am European Legal Studies Institute Osnabrück unter der Leitung von 
Direktor Univ. Prof. Dr. Dr. h.c.mult. Christian von Bar. Die Forschungsschwer-
punkte von Herrn Stoimenov sind Europäisches Privatrecht, Europäisches Wirt-
schaftsrecht und Rechtsvergleichung.

Boris Ivanov studierte Rechtswissenschaften an der Sofioter Universität „St. Kli-
ment Ohridski“ und absolvierte ein Aufbaustudium der Rechtswissenschaft an der 
Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität in Bonn. Seit 2006 ist er Doktorand 
an der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität in Bonn. Seine Forschungs-
schwerpunkte sind Umweltrecht und Konzessionen sowie Kreditsicherheiten.

Das Projekt wurde vom CLC im Auftrag und mit Finanzierung des vdp durchge-
führt. Besonderer Dank gilt Herrn Anton Kraft, wissenschaftlicher Mitarbeiter am 
CLC, der das Werk inhaltlich betreut hat, und Herrn Dr. Guido Schleiffer, der durch 
seine langjährige Erfahrung als Leiter der Rechtsabteilung einer deutschen Hypo-
thekenbank dem Werk durch vielfältige Anregungen weiteren Praxisbezug verlie-
hen hat. 

Wien/Berlin, November 2008

Für die Herausgeber: 

vdp      CLC 

Dr. Otmar Stöcker    Dr. Otto Oberhammer 
      Mario Thurner
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I Einführung: Allgemeine Grundzüge des 
Sachen- und Schuldrechts

A Charakteristika
Eingangs sollen die rechtlichen Besonderheiten der dinglichen Rechte in Verbindung 
mit der Verfügung, dem Besitz und der Nutzung von materiellen Gütern dargestellt 
werden:

• Jedes dingliche Recht ist ein subjektives Recht. Seiner Natur nach ist es ein 
Vermögensrecht, das sich in der Regel übertragen lässt. Es ist ein absolutes und 
in der Regel ein Recht, das nicht der Verjährung unterliegt. 

• Gegenstand des dinglichen Rechts sind bereits existierende Sachen. Es findet 
sich in der bulgarischen Rechtsordnung keine ausdrückliche Bestimmung über 
die Begründung und den Erwerb von dinglichen Rechten an künftigen Sachen. 
Auch die Rechtsprechung diesbezüglich ist uneinheitlich. 

• Möglich ist jedoch der Abschluss eines aufschiebend bedingten Vertrags oder 
eines Hoffnungskaufes (emptio spei). Nach der Rechtsprechung können künf-
tige Sachen nicht geteilt werden, es kann an ihnen keine Hypothek bestellt 
werden und gem. Art. 226 Abs. 2 des Gesetzes über die Schuldverhältnisse und 
Verträge1 (SVG) können künftige Sachen nicht Gegenstand einer Schenkung 
sein; ein allenfalls geschlossener Vertrag wäre nichtig.

• Inhaltlich ermöglichen die dinglichen Rechte dem Inhaber, das jeweilige Recht 
nach seinem freien Ermessen auszuüben. Dabei bedarf es im Regelfall nicht der 
Zustimmung oder der Mitwirkung anderer Personen. Diese sind meist zu einem 
Unterlassen verpflichtet.

• Dingliche Rechte sind absolute Rechte. Sie können gegenüber jedermann aus-
geübt werden und folgen der Sache („droit de suite“).

• Dingliche Rechte sind gesetzlich abschließend geregelt (numerus clausus). Dies 
bedeutet, dass nur dingliche Rechte begründet und übertragen werden können, 
deren Inhalt bereits vom Gesetz festgelegt wurde. 

• Dingliche Rechte entstehen überwiegend auf vertraglicher Basis. Es ist jedoch 
auch möglich, dass sie aufgrund des Gesetzes oder kraft Verwaltungsakts ent-
stehen (z.B. Enteignungs- oder Restitutionsakt). In diesem Falle wird ihr Inhalt 
durch das Gesetz oder durch den Verwaltungsakt bestimmt.

Im weiteren Verlauf der Darstellung wird auf die schuldrechtlichen Verhältnisse 
eingegangen, die durch vertragliche Vereinbarung oder ex lege entstehen und inter 
partes wirken. Der Gläubiger kann somit nur vom Schuldner die Leistung verlan-
gen (z.B. das Eigentum an dem Kaufgegenstand dem Käufer zu übertragen).

1 Veröffentlicht in Amtsblatt („Durjaven vestnik“) D.V. Nr. 275/1950. 
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B Ausgestaltung der Eigentumsverhältnisse und Arten 
des Eigentums aufgrund der Verfassung

Die derzeit geltende Verfassung der Republik Bulgarien2 wurde 1991 von der 
siebenten Außerordentlichen Volksversammlung Bulgariens verabschiedet und ist 
am 13. Juli 1991 in Kraft getreten. Die Verfassung sieht zwei Grundformen des 
Eigentums vor, das öffentliche Eigentum und das Privateigentum. Das Abgren-
zungskriterium zwischen den beiden Formen ist auf den Inhaber des Eigentumsrechts 
zurückzuführen. Subjekte des Privateigentums können natürliche und juristische 
Personen des Privatrechts sein. Inhaber von öffentlichem Eigentum können nur 
Subjekte des öffentlichen Rechts sein. Öffentliches Eigentum hat der Befriedigung 
besonderer gesellschaftlicher Interessen zu dienen. Eine grundlegende Unterteilung 
besteht zwischen dem staatlichen und dem gemeindlichen Eigentum.

1 Staatseigentum
Der Staat hat sich hinsichtlich einer Reihe von Objekten das ausschließliche Eigen-
tumsrecht vorbehalten, die in Art. 18 der Verfassung aufgelistet sind. Diese sind: 
die unterirdischen Ressourcen, der Küstenstrand, die öffentlichen Wege, die Gewäs-
ser, die Wälder und die Parks von nationaler Bedeutung, die in Sondergesetzen 
bestimmt sind. Das Eigentum an diesen Objekten kann nicht wirksam übertragen 
oder belastet werden.

Es gibt auch eine Reihe anderer Objekte (Art. 18 Abs. 2 und 3 der Verfassung), 
hinsichtlich derer der Staat souveräne Rechte ausübt. Es sind dies: der kontinen-
tale Schelf, die ausschließliche Wirtschaftszone – zur Forschung, Bearbeitung, 
Nutzung und Bewirtschaftung der biologischen, Mineral- und Energieressourcen, 
das Radiowellenspektrum und die Positionen des stationären Orbits, bestimmt 
durch internationale Abkommen, an denen sich der Staat beteiligt. Hier besteht die 
Möglichkeit, dass der Staat anderen in- und ausländischen Rechtssubjekten bestimmte 
Rechte daran überlässt (z.B. Baurecht, Recht auf Bewirtschaftung und Nutzung, 
Konzessionen).

2 Exkurs: Sonderrechte des Staates (Konzessionen) 
Der Staat kann mit einem besonderen Gesetz hinsichtlich bestimmter Tätigkeiten 
und Objekte auch Monopole oder monopolähnliche Rechte vergeben. Die Bestel-
lung solcher Konzessionen ist jedoch nur zulässig, wenn dieses zur Befriedigung 
oder zum Schutz gesellschaftlicher Interessen erforderlich ist. Gem. Art. 18 Abs. 4 
der Verfassung sind mögliche Konzessionen an Objekte solcher Sonderrechte der 
Bahnverkehr, die nationalen Post- und Fernmeldenetze, die Nutzung von Atom-
kraftenergie, die Herstellung radioaktiver Produkte, Waffen, Sprengstoffe und bio-
logisch stark wirkender Stoffe. Art. 18 Abs. 5 der Verfassung regelt die Vorausset-
zungen zur Gewährung von Konzessionen hinsichtlich bestimmter Objekte und 
Tätigkeiten.

3 Gemeindeeigentum
Die Objekte des öffentlichen Gemeindeeigentums sind im Gesetz nicht erschöpfend 
aufgelistet. Gem. Art. 140 der Verfassung wird der Gemeinde das Recht eingeräumt, 

2 D.V. Nr. 56/1991.
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Eigentum an bestimmten Objekten zu erwerben. Die Gemeinde ist allerdings ver-
pflichtet, diese Objekte im Interesse der innerhalb der Gemeinde lebenden Bevöl-
kerung entsprechend zu nutzen. Öffentliches Eigentum der Gemeinde sind Objekte, 
die aus dem Rechtsverkehr ausgeschlossen sind (res extra commercio). Diese 
Gegenstände können nur im Eigentum der Gemeinde stehen und zur Befriedigung 
gesellschaftlicher und behördlicher Interessen genutzt werden. Eine Veräußerung 
oder Belastung solcher Objekte ist daher unzulässig. Öffentliches Eigentum der 
Gemeinde sind Sachen, die im Gesetz als solche klassifiziert sind, Grundstücke, 
die zur Wahrnehmung der Funktionen der Organe der Selbstverwaltung und der 
örtlichen Behörden bestimmt sind; andere bewegliche und unbewegliche Sachen, 
die der dauerhaften Befriedigung gesellschaftlicher Bedürfnisse der Gemeinde 
dienen, die durch Beschluss des Gemeinderates bestimmt worden sind (Art. 3 
Abs. 2 des Gesetzes über das Gemeindeeigentum (GGmdE)3); bewegliche und 
unbewegliche Sachen, die unter Denkmalschutz stehen. Rechte an Objekten, die 
im öffentlichen Eigentum der Gemeinde stehen, können nur aufgrund von Kon-
zessionen eingeräumt werden.

Bestimmte Objekte der Gemeinde können auch in deren Privateigentum stehen. 
Es sind dies alles Objekte, die nicht in den Bereich des öffentlichen Eigentums 
fallen, einschließlich die Früchte, die die Gemeinde von einem öffentlichen Gemein-
deeigentumsgegenstand gezogen hat (Art. 3 Abs. 2 S. 2 GGmdE). Diese Sachen 
können belastet werden und Gegenstand von Verfügungsgeschäften sein. Das Gesetz 
über das Gemeindeeigentum enthält eine detaillierte Regelung der zulässigen Ver-
fügungsgeschäfte hinsichtlich dieser Objekte (Verkauf, Tausch, Teilung etc.). Grund-
sätzlich ist ein Verkauf nur nach Durchführung einer Versteigerung oder Ausschrei-
bung zulässig.

4 Privateigentum
Privateigentum kann von natürlichen und juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts und des Privatrechts erworben werden. Art. 17 Abs. 3 der Verfassung erklärt 
das Privateigentum als unverletzlich. In bestimmten Fällen kann dieses Prinzip 
jedoch beschränkt werden. So können z.B. gem. Art. 17 Abs. 5 der Verfassung 
bestimmte Sachen vom Staat enteignet werden, sofern dies zur Befriedigung staat-
licher oder gemeindlicher Bedürfnisse notwendig ist. Eine Enteignung ist nur 
zulässig, wenn wichtige staatliche oder gemeindliche Gründe vorliegen und diese 
Bedürfnisse nicht auf eine sonstige Weise befriedigt werden können. Eine Enteig-
nung ist nur möglich, wenn eine angemessene Entschädigung an den Eigentümer 
geleistet wird. Da Art. 17 der Verfassung sehr weit gefasst ist, wäre nach dieser 
Vorschrift auch eine Enteignung von Sachen, die sich im gemeindlichen Eigentum 
befinden, möglich, wenn dies zur Befriedigung von staatlichen Bedürfnissen gebo-
ten ist.

Die Verfassung regelt auch grundsätzliche Fragen, die mit dem Land als Objekt 
des Eigentumsrechts verbunden sind. Die Rekategorisierung von Land erfolgt nur 
ausnahmsweise auf der Basis bewiesener Notwendigkeit, unter speziellen Voraus-
setzungen und nach besonderen Verfahren. Als landwirtschaftlich genutzt gilt jenes 
Land, das für die landwirtschaftliche Produktion benötigt und benutzt wird, sich 

3 Veröffentlicht in D.V. Nr. 44/1996. 
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nicht innerhalb des Bebauungsplans der Ortschaften befindet und kein Teil des 
nationalen Waldfonds oder von offenen Bergwerken und Gruben für den Abbau 
unterirdischer Ressourcen ist oder von öffentlichen Einrichtungen genutzt wird. 
Eigentümer von landwirtschaftlich genutztem Land können der Staat, die Gemein-
den, sowie natürliche und juristische Personen sein. Detaillierte Regelungen über 
die Nutzung von landwirtschaftlichem Land finden sich im Gesetz über das Eigen-
tum und die Nutzung von landwirtschaftlichem Land4.

Gemäß der alten Fassung des Art. 22 Abs. 1 der Verfassung sind ausländische 
Personen nicht berechtigt gewesen, Eigentum am Land zu erwerben. Kam es zu 
einer Erbschaft, so waren die gesetzlichen und durch Testament bestimmten Erben 
gezwungen, das Eigentum binnen einer Frist von drei Jahren an inländische juris-
tische oder natürliche Personen zu übertragen. Diese Vorschrift wurde im Zuge 
der Verhandlungen über den Beitritt Bulgariens in die Europäische Union entspre-
chend geändert. In der folgenden Darstellung wird daher die neue Fassung des 
Art. 22 Abs. 1 der Verfassung erörtert.

C Rechtlicher Rahmen
1 Sachenrecht
Unter den verschiedenen Einzelgesetzen, die Fragen des Sachenrechts betreffen, 
spielt das Eigentumsgesetz5 (EG) aus dem Jahr 1951 die wichtigste Rolle. Es regelt 
das Eigentum, die anderen beschränkten dinglichen Rechte an einer fremden Sache, 
deren Erwerb, Verzicht, Verlust und Schutz, den Besitz und die Eintragungen in 
das Grundbuch. Über die einzelnen Eigentumsarten wurden Sondergesetze verab-
schiedet. Im Jahre 1996 sind das Gesetz über das Staatseigentum und das Gesetz 
über das Gemeindeeigentum in Kraft getreten6.

Eine Reihe weiterer Gesetze, die sich mit der Regelung sachenrechtlicher Verhält-
nisse beschäftigt, sind: das Flächenordnungsgesetz7 (2001), das Gesetz über das 
Eigentum und die Nutzung des landwirtschaftlichen Landes (1991), das Gesetz 
über den Schutz des landwirtschaftlichen Landes (1996), das Gesetz über die 
Wälder (1997), das Gesetz über die Gewässer (2000), das Gesetz über die Bauge-
nossenschaften (1978), das Familiengesetzbuch (1985), das Erbschaftsgesetz (1949) 
und die zahlreichen Restitutionsgesetze, die im Zeitraum von 1990–2000 verab-
schiedet worden sind.

Neben den vielen Einzelgesetzen sind zahlreiche Verordnungen verabschiedet wor-
den. Gegenstand der vorliegenden Studie werden lediglich jene sein, die für den 
Bereich des Sachenrechts von herausragender Bedeutung sind, bspw. die Verordnung 
über die Eintragungen, die Verordnung über die Anwendung des Gesetzes über das 
Staatseigentum, die Verordnung über die Anwendung des Gesetzes über das Eigen-
tum und die Benutzung des landwirtschaftlichen Grund und Bodens und die Ver-

4 Veröffentlicht in D.V. Nr. 17/1991.
5 Veröffentlicht in D.V. Nr. 92/1951. 
6 Beide veröffentlicht in D.V. Nr. 44/1996.
7 Veröffentlicht in D.V. Nr. 1/2001.
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ordnung über die Anwendung des Gesetzes über den Schutz des landwirtschaftlichen 
Grunds und Bodens.

2 Schuldrecht
Die wichtigste gesetzliche Quelle des Schuldrechts stellt das Gesetz über die Schuld-
verhältnisse und Verträge (SVG) dar. Nebenbei sind vor allem die Zivilprozess-
ordnung (ZPO) (z.B. die Vorschriften betreffend die Zwangvollstreckung), das 
Handelsgesetz (HG), das Gesetz über Genossenschaften und das Bankengesetz zu 
nennen.

D Historische Entwicklung und Ausblick
1 Allgemeines
Die grundlegenden Änderungen in der geschichtlichen Entwicklung Bulgariens 
seit der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts können in drei Abschnitten kurz 
zusammengefasst werden:

(i) die Einführung eines sozialistisch geprägten Rechtssystems,

(ii) der Übergang von Planwirtschaft zur Marktwirtschaft nach der Wende

und

(iii) der Beitritt Bulgariens in die EU.

Aus rechtlicher Sicht hat sich das sozialistische Regime mit der Verabschiedung 
der Verfassung im Jahr 1947 (geändert in den Jahren 1969 und 1971) durchgesetzt. 
Die Einführung einer neuen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ordnung beruhte 
auf dem Konzept des überwiegend staatlichen Eigentums und der übernormativen 
Regulierung der Planwirtschaft.

Die Verfassung aus dem Jahr 1991 eröffnete die rechtlichen Möglichkeiten für den 
Wiederaufbau der Marktwirtschaft. Zum Zweck der Reorganisierung der Eigen-
tumsverhältnisse wurden Maßnahmen zur Umwandlung des staatlichen Eigentums 
getroffen. Es wurden zahlreiche Gesetze über die Privatisierung und die Restitu-
tion von Sachen verabschiedet, die von juristischen und natürlichen Personen unter 
dem kommunistischen Regime enteignet worden waren, wodurch der Prozess, 
Eigentum aus der öffentlichen Hand an Privatpersonen zu übertragen, rasch beschleu-
nigt wurde.

Der Beitritt Bulgariens in die EU ist teilweise mit grundlegenden Änderungen der 
geltenden Rechtsordnung verbunden. Hauptziel dieser Änderungen ist die Anpas-
sung an den gemeinschaftsrechtlichen Besitzstand. Die sachen- und schuldrecht-
lichen Verhältnisse wurden von diesen Prozessen jedoch nicht wesentlich beeinflusst. 
Von größerer Relevanz sind die bereits vorgenommenen und die noch bevorstehenden 
Anpassungen an das Gemeinschaftsrecht für Bereiche des Umweltschutzes, des 
Wettbewerbsrechts, der Gerichtsverfassung und Gerichtssystems, der Sozial- und 
Arbeitspolitik, der Telekommunikation, der Energiewirtschaft und des Urheber-
rechts.
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Die normativen Änderungen auf dem Gebiet des Sachenrechts betrafen vor allem 
jene gesetzliche Regelungen und Verfassungsbestimmungen, die ausländischen 
Personen den Erwerb von Eigentum am Land in der Republik Bulgarien 
sperrten.

In Anlehnung an die verfassungsgesetzlichen Bestimmungen und das Gesetz über 
die Änderung und Ergänzung des Eigentumsgesetzes8 sieht der novellierte Art. 29 
EG vor, dass ausländische natürliche und juristische Personen das Eigentum am 
Land nach den Bestimmungen eines internationalen Vertrags, der entsprechend 
Art. 22 Abs. 2 der Verfassung veröffentlicht und in Kraft getreten ist, erwerben 
können. Ausländische natürliche Personen sind nun berechtigt, das im Wege der 
Erbschaft erworbene Eigentum am Land beizubehalten. EU-Staatsbürger und die 
Staatsbürger des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum – dies gilt 
auch für die dort ansässigen juristischen Personen – können Eigentum am Land 
vorbehaltlich gesetzlicher Bestimmungen und im Einklang mit den Vorgaben des 
Beitrittsvertrags erwerben. Gem. Art. 29a EG können EU-Staatsbürger und die 
Staatsbürger des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, die ihren 
ständigen Wohnsitz in der Republik Bulgarien haben, Immobilien als Zweitwohnung 
nach Ablauf einer in dem Beitrittsvertrag festgelegten Übergangsfrist erwerben.

2 Vorgaben des Beitrittsvertrags
Der Beitrittsvertrag sieht bezüglich der Zulässigkeit des Erwerbs von Land seitens 
ausländischer Personen zwei Übergangsperioden vor. Die Republik Bulgarien ist 
berechtigt, die bestehenden Einschränkungen beim Eigentumserwerb durch aus-
ländische Personen für eine Frist von fünf Jahren ab dem Beitrittsdatum (1.1.2007) 
beizubehalten; dieses jedoch nur insofern, als es sich um den Erwerb von Grund-
stücken zur Begründung eines (nicht ständigen) zweiten Wohnsitzes eines Bürgers 
eines EU-Mitgliedstaats oder eines Staatsbürgers des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum handelt. Hinsichtlich jener ausländischen Personen, die 
sich auf dem Territorium der Republik Bulgarien rechtsgemäß dauerhaft aufhalten, 
finden die genannten Einschränkungen keine Anwendung.

Die Republik Bulgarien ist nach dem Beitrittsvertrags auch berechtigt, die beste-
henden Einschränkungen bezüglich der Erwerbsmöglichkeiten von landwirtschaft-
lich genutztem Land und Wäldern für eine Frist von sieben Jahren ab dem Bei-
trittsdatum (1.1.2007) beizubehalten. Es ist jedoch unzulässig, Personen aus den 
EU-Mitgliedstaaten beim Erwerb von landwirtschaftlich genutztem Land, Wäldern 
und Grund und Boden in Wäldern im Verhältnis zu Angehörigen aus Nicht-EU-
Staaten schlechter zu stellen. Selbstständig in der Landwirtschaft tätige ausländische 
Personen aus EU-Mitgliedstaaten, die beabsichtigen, sich in Bulgarien dauerhaft 
niederzulassen, bleiben von dieser Vorschrift unberührt. Auf sie sind die Vorschriften 
für bulgarische Staatsbürger anzuwenden. Eine allgemeine Aufsicht und Kontrol-
le dieser vorübergehenden Schutzmaßnahmen ist im dritten Jahr (2009) nach dem 
EU-Beitritt vorgesehen. Zu diesem Zweck erstattet die Kommission einen Bericht 
an den Rat, der in der Folge befugt ist, die oben genannten Fristen zu verkürzen 
oder aufzuheben.

8 Veröffentlicht in D.V. Nr. 24/2007.
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II Rechtliche Grundlagen und Prinzipien 
des Sachenrechts

A Allgemeine Ausführungen
Das bulgarische Rechtssystem ist im Bereich des Sachenrechts eng an die Lösungen 
des romanischen Rechtskreises angelehnt und weist daher gemeinsame Züge mit 
dem italienischen, französischen Recht auf. Neuerdings werden neue Entwicklun-
gen beobachtet, die von dem alten romanischen Rechtssystem deutlich abweichen 
und sich an Modellen des deutschen Rechtskreises orientieren, wie zB im Falle 
der Einführung eines Grundbuchs und der Abkehr von dem Personalfoliensystem 
der Liegenschaften.

Gesetze werden in Bulgarien durch Akte des Parlaments (der Volksversammlung) 
verabschiedet. Gerichtsbeschlüsse und -urteile der zuständigen Gerichte sind für 
die am Rechtsstreit beteiligten Parteien und deren Rechtsnachfolger bindend und 
erwachsen in materielle Rechtskraft (res iudicata).

Allerdings sind der Oberste Verwaltungsgerichtshof und der Oberste Kassations-
gerichtshof befugt, bestimmte Auslegungsakte (in der Form von Auslegungsent-
scheidungen und -anordnungen) zu erlassen. Bezweckt damit ist die künftige Ver-
meidung von uneinheitlicher oder kontroverser Rechtsprechung des einen oder der 
beiden Obersten Gerichte der Republik Bulgarien. Die Auslegungsakte haben bin-
denden Charakter für die Organe der judikativen und exekutiven Gewalt und die 
Organe der kommunalen Selbstverwaltung. Dadurch sind diese Auslegungsakte 
mittelbar auch für Private von entscheidender Bedeutung, die miteinander einen 
Rechtsstreit eingehen oder deren Interessen durch einen Verwaltungsakt oder durch 
einen Akt der kommunalen Selbstverwaltung beeinflusst werden.

In Bulgarien gibt es keine umfassende Kodifizierung des Zivilrechts. Lediglich 
einzelne Bereiche sind umfassend in einzelnen Gesetzen und Gesetzbüchern gere-
gelt. Ein solches Beispiel stellt das Gesetz über die Schuldverhältnisse und Ver-
träge9 (SVG) dar, das im Bereich des Schuldrechts die allgemeinen Regeln über 
das Vertragsrecht, die außervertraglichen Schuldverhältnisse: Deliktsrecht, Berei-
cherungsrecht und Geschäftsführung, sowie die besonderen Vertragstypen statuiert. 
Auf dem Gebiet des Handelsrechts spielt das Handelsgesetz10 (HG) die wichtigste 
Rolle, indem es die Grundfragen der Gesellschaftsgründung, der Tätigkeit der 
Handelsgesellschaften, die Handelsgeschäfte und das Insolvenzrecht regelt. Im 
Bereich des Zivilrechts ist vor allem auch auf die Zivilprozessordnung11 (ZPO) zu 
verweisen, die auch die Bestimmungen über das Zwangsvollstreckungsrecht ent-
hält.

9 Veröffentlicht in D.V. Nr. 275/1950. 
10 Veröffentlicht in D.V. Nr. 48/1991. 
11 Veröffentlicht in D.V. Nr. 59/2007, in Kraft seit 1.3.2008. 
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B Grundlagen des Sachenrechts
Wie bereits erwähnt, stellt das Eigentumsgesetz die wichtigste Grundlage im Bereich 
des Sachenrechts dar. Daneben ist auch das Gesetz über das Staatseigentum und 
das Gesetz über das Gemeindeeigentum samt den dazu ergangenen Verordnungen 
für die Ausgestaltung des Sachenrechts von zentraler Bedeutung. Das Eigentum 
am landwirtschaftlich genutzten Land wird durch das Gesetz über das Eigentum 
und die Nutzung des landwirtschaftlichen Bodens12 und die dazu ergangene Ver-
ordnung geregelt. Für die Intabulation von (dinglichen) Rechten sind das Gesetz 
über den Kataster13 und das Grundbuch und die Eintragungsverordnung14 maßge-
bend. 

Im SVG finden sich rechtliche Regelungen hinsichtlich bestimmter schuldrechtlicher 
Verhältnisse, die in Verbindung mit dem Eigentum entstehen, wie der Eigentums-
übergang oder die Regelung der Mietverhältnisse.

C Besitz und dingliche Rechte
1 Besitz15

Die gesetzlichen Regelungen über den Besitz sind in den Art. 68–76 EG zu fin-
den.

Entsprechend der glossatorischen Aufarbeitung der römischen Prinzipien von den 
ersten Zivilrechtskodifikationen setzt der Besitz (possessio) zwei Elemente voraus: 
das objektive – die tatsächlich erlangte Gewalt über eine Sache (corpus) und das 
subjektive – die Intention, sich die Sache zuzueignen (animus sibi habendi), vor-
aus. Liegt andererseits die tatsächliche Gewalt über eine Sache vor, fehlt jedoch 
die Aneignungsabsicht, so liegt nur bloße Detention (detentio) vor.

Bei den in der Folge zu erörternden Sicherheiten, die mit der Übergabe einer Sache 
verbunden sind (z.B. Faustpfand) erlangt der Sicherungsnehmer nicht die posses-
sio, sondern bloß die Detention an der Sache. Dieser Umstand hat nicht unbeacht-
liche Folgen, da die Selbsthilfe und die Rechtsbehelfe des Besitzers wesentlich 
effektiver ausgestaltet sind als jene des Detentors (Fremdbesitzers).

Angesichts der Besitzübertragung ist bei einigen Sicherheiten das Eigentümer-
Besitzer-Verhältnis von Bedeutung. Der bösgläubige Besitzer einer Sache schuldet 
dem Eigentümer alle erlangten Früchte der Sache oder die Früchte, die der bös-
gläubige Besitzer hätte ziehen müssen (Art. 73 Abs. 1 EG). Für die auf der Sache 
gemachten Aufwendungen können allerlei Besitzer, sowohl der gutgläubige als 
auch der bösgläubige, nach den Vorschriften des EG einen Verwendungsanspruch 
geltend machen. Der Unterschied zwischen der Rechtsposition der beiden besteht 
allerdings im Umfang der Verwendungskondiktion: Der bösgläubige Besitzer darf 
nur die kleinere Summe zwischen den gemachten Aufwendungen und dem dadurch 

12 Veröffentlicht in D.V. Nr. 17/1991. 
13 Veröffentlicht in D.V. Nr. 34/2000.
14 Veröffentlicht in D.V. Nr. 101/1951. 
15 S. dazu Tadjer, Vitali, Der Besitz, Sofia 2000, S. 76 ff. und Venedikov, Petko, Neues Sachen-

recht, Sofia 1995, S. 37 ff. 
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gestiegenen Wert der Sache beanspruchen (Art. 74 Abs. 1 EG). Anderen Personen, 
die nicht die Eigenschaft des Besitzers Eigenbesitzers haben, z.B. Personen, die 
nur Detention an der Sache ausüben, wird nach langjähriger Rechtsprechung16 ein 
bereicherungsrechtlicher Anspruch zugesprochen, der auf der allgemeinen Berei-
cherungsklage gestützt ist (Art. 59 Abs. 1 SVG).

2 Dingliche Rechte und Lasten
a Eigentum und Eigentumsschutz
Nach bulgarischem Recht geht das Eigentum an einer Sache prinzipiell mit dem 
Abschluss des Vertrages auf den Erwerber über, ohne dass es dafür weiterer Hand-
lungen, insb. der Übergabe bedarf17.

Der Eigentümer hat das Recht, eine bestimmte Sache zu benutzen und über diese 
zu verfügen. Als unbewegliche Sachen gemäß Art. 110 EG gelten: „das Land, die 
Pflanzen, die Gebäude und andere Einrichtungen, sowie alles, was als Folge eines 
Naturereignisses oder der menschlichen Tätigkeit am Land oder einem Gebäude 
dauerhaft befestigt worden ist“. Darüber hinaus kennt das bulgarische Recht das 
Prinzip, dass der Eigentümer des Landes in der Regel auch Eigentümer der Gebäu-
de und der Pflanzen ist, die sich auf seinem Grundstück befinden (superficies solo 
cedit). Sachen hinsichtlich der der Staat souveräne Rechte ausübt und die kraft 
geltender Verfassung ausschließliches Eigentum des Staates, oder kraft Gesetzes 
öffentliches Eigentum des Staates oder der Gemeinde darstellen, sind aus dem 
Rechtsverkehr ausgeschlossen (res extra commercio).

Die Verfassung erklärt das Eigentum für unantastbar (Art. 17 leg. cit.). Diese 
Bestimmung wird durch entsprechende Gesetze konkretisiert, indem sie einen 
umfassenden Schutz der Eigentumsverhältnisse pflegen.

Im Bereich des Zivilrechts sind vor allem folgende Klagen zu nennen, die auf den 
Schutz des Eigentums abstellen:

(i) die Feststellungsklage gemäß Art. 124 Abs. 1 ZPO – Durch diese Klage kann 
eine bindende und klare Feststellung über das Vorhandensein eines dinglichen 
Rechts herbeigeführt werden. In der materiellen Rechtskraft, die das Exis-
tieren des behaupteten Rechts bejaht oder verneint, erschöpft sich der Sinn 
dieser Klage.

(ii) die rei vindicatio (Herausgabeklage des Eigentümers) – Gem. Art. 108 EG 
kann der Eigentümer von jeder Person die Herausgabe der Sache verlangen, 
deren Eigentümer er ist, wenn diese Person die Sache in ihrem Besitz oder 
in ihrer Gewahrsam ohne rechtlichen Grund dafür hält. Mittels dieser Klage 
können jegliche Arten von dinglichen Rechten (einschließlich beschränkter 
dinglicher Rechte) geschützt werden. Die wichtigste Voraussetzung zur Aktiv-

16 Eine detailliertere Untersuchung bei Feti, Nevin, Die Abhängigkeit zwischen der rechtlichen 
Eigenschaft der Person, die Aufwendungen machte und der Restitution für die gemachten 
Aufwendungen, Sobstvenost i pravo, H. 12/2002, S. 22–27.

17 Art. 24 SVG lautet: „Bei Verträgen zur Eigentumsübertragung und zur Errichtung oder 
Übertragung eines anderen dinglichen Rechts an einer bestimmten Sache erfolgt die Über-
tragung oder die Errichtung durch den Vertrag, ohne dass dafür die Übergabe der Sache 
notwendig ist.“
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legitimation ist das Eigentum des Klägers. Aus diesem Grund ist stets zu 
beachten, dass vor allem ein gutgläubiger Erwerb des Beklagten vom nicht-
berechtigten Dritten zum Verlust des Eigentums und somit zum Nichtbeste-
hen einer Aktivlegitimation führen kann.

(iii) Actio negatoria (Eigentumsfreiheitsklage) – Als Eigentumsfreiheitsklage wird 
die Klage des Eigentümers auf Beseitigung und Unterlassung von nicht besitz-
entziehenden Störungen bezeichnet. Gem. Art. 109 EG kann der Eigentümer 
einer Sache die Unterlassung aller gesetzwidrigen Handlungen verlangen, 
wenn durch diese Handlungen sein Eigentum gestört wird. Aktivlegitimiert 
zur Klageerhebung ist der Eigentümer. Passivlegitimiert ist die Person, der 
die Störung zuzurechnen ist. Dabei wird im Regelfall zwischen dem, der 
durch sein Verhalten stört (Handlungsstörer), und dem, der durch die Lage 
oder Beschaffenheit seiner Sache stört (Zustandsstörer), unterschieden. Die 
exakte Definition dieser beiden Begriffe ist allerdings höchst streitig und 
bereits in den Kernbereichen nicht abschließend geklärt18.

b Beschränkte dingliche Rechte 
Neben dem Eigentumsrecht können an einer Sache auch beschränkte dingliche 
Rechte bestehen. Für die Übertragung dieser beschränkten dinglichen Rechte gel-
ten die Vorschriften über die Übertragung des Eigentums (Art. 18 SVG). Auch die 
beschränkt dinglichen Rechte sind im Gesetz abschließend geregelt (numerus clau-
sus).

ba Baurecht
Zwischen den beiden Weltkriegen stellte das Baurecht im bulgarischen Rechtsver-
kehr praktisch ein nicht weit verbreitetes Rechtsinstitut dar. Dagegen genoss es 
eine bedeutsame Verbreitung in den Zeiten der Volksrepublik Bulgarien. Dies 
beruhte primär auf der Tatsache, dass der kommunistische Staat eher bereit war, 
den Bürgern ein Baurecht einzuräumen, als ihnen ein Eigentumsrecht an Grund-
stücken, die im Staatseigentum standen, zu übertragen. Dieser Gedanke wurde vom 
sowjetischen Rechtsmodell übernommen, in dem der sozialistische Staat als allei-
niger Eigentümer des gesamten Landes gelten sollte19.

Das Baurecht entfaltet sich als die Möglichkeit des Rechtsinhabers, ein fremdes 
Grundstück zu bebauen und Eigentum an dem erbauten Werk zu erwerben oder 
Eigentum an einem bereits errichteten Bauwerk ebenfalls übertragen zu bekommen 
(Art. 63 Abs. 2 EG)20.

18 Nach der Meinung von Venedikov ist die negatorische Klage gegen jedermann zu richten, 
der den rechtswidrigen Zustand zum Zeitpunkt der Klageerhebung verursacht, s. Venedikov, 
op. cit., S. 241.

19 Eine präzise historische Darstellung siehe bei Venedikov, op. cit., S. 128.
20 Hier muss bemerkt werden, dass ein Baurecht an einem Grundstück, das mehreren Personen 

als Miteigentum gemeinsam zusteht, nur mit Zustimmung aller Miteigentümer begründet 
werden kann, s. Entscheidung Nr. 2033/1975 des Obersten Gerichtshofs, I. Zivilkammer; 
Entscheidung Nr. 2660/1978 des Obersten Gerichtshofs, I. Zivilkammer.
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Mit dem Errichten des Bauwerks wird der Baurechtsinhaber automatisch Eigentümer 
des Bauwerkes21. Der Hauptunterschied zwischen dem Eigentumsrecht und dem 
Baurecht besteht prinzipiell in den Veräußerungsvoraussetzungen des erlangten 
Eigentums. Nach herrschender Meinung22 greifen dort die Voraussetzungen der 
Veräußerung einer Sache, die über die Veräußerung von einer Sache gelten, die 
sich im Miteigentum befindet (Art. 33 EG). Hierbei handelt es sich um das 
gesetzliche Erfordernis, dass der Eigentümer des Gebäudes dem Notar vorzuweisen 
hat, dass er dem Eigentümer des Grundstücks das gleiche Angebot zum Erwerb 
des Bauwerkes gemacht hatte (Art. 33 Abs. 1 EG) als der dritten Person, die den 
Erwerb anstrebt. Dieses Vorkaufsrecht wird ex lege begründet. Wurde das Eigentum 
an dem Gebäude von einem Dritten erworben, so geht das Baurecht auf ihn 
über23.

Die superficie kann sowohl in vollem, als auch in beschränktem Umfang an dem 
Grundstück bestehen. Bei dem beschränkten Baurecht handelt sich um eine 
Eingrenzung der Befugnisse des Baurechtsinhabers. Er kann sein Baurecht nur in 
Bezug auf ein konkretes, bereits errichtetes oder auf ein Werk, das noch im 
festgelegten Umfang ebaut werden muss, ausüben und das Grundstück entsprechend 
der Beschaffenheit des konkreten Bauwerks nutzen (Art. 64 EG).

Die Möglichkeit, ein Baurecht an einem fremden Grundstück zu bestellen, wird 
allerdings durch die zwingenden Vorschriften des Gesetzes über die Landflächenordung 
eingeschränkt. In der Praxis kommt es gelegentlich vor, dass das Bauwerk über 
die von den Parteien vereinbarten Grenzen hinaus errichtet wird. In diesem Fall 
nimmt die Rechtsprechung an, dass das Errichtete, soweit dies ein selbstständiges 
Werk darstellt, kraft Art. 92 EG dem Eigentümer des Grundstücks gehört.

Der Inhaber des Baurechts kann ebenfalls das Grundstück in der Art und Weise 
nutzen, wenn die Nutzung für die Errichtung des Bauwerkes notwendig ist, es sei 
denn, dass die Parteien etwas anderes vereinbart haben (Art. 64 EG). Dies wäre 
der Fall, wenn der Baurechtsinhaber Baumaterialien auf dem Grundstück verlagert, 
Röhre auslegt, Wege für die Bautransportmaschinen freimacht usw. Im Gegensatz 
dazu darf der Baurechtsinhaber nicht das Grundstück außerhalb des Zweckbereichs 
der Errichtung des Werkes oder der normalen Nutzung des bereits erbauten Gebäudes 
ausüben24.

Die Begründung eines Baurechts bedarf der notariellen Form (Art. 18 SVG). Das 
Baurecht wird damit mittels notarieller Urkunde errichtet und in das Grundbuch 
eingetragen. Im Gegensatz dazu werden Konzessionen im nationalen Kon-
zessionsregister eingetragen. Auch dieses Register ist öffentlich zugänglich.

21 Streitig ist der Zeitpunkt, wann das errichtete Gebäude als Eigentum des Baurechtsinhabers 
anzusehen ist. Nach herrschender Meinung in der Lehre und in der vertretenen Ansicht in 
der Rechtsprechung ist dies der Zeitpunkt der groben Errichtung des Rohbaus, s. Entschei-
dung Nr. 64/1985 des Obersten Gerichtshofs, I. Zivilkammer, Vassilev, Ljuben, Sachenrecht, 
Sofia 2001, S. 502 ff. 

22 Bojanov, Georgi, Sachenrecht, Sofia 2004, S. 230.
23 S. Entscheidung Nr. 3817/1981 des Obersten Gerichtshofs, I. Zivilkammer. 
24 Ein schönes Beispiel dafür liefert Entscheidung Nr. 1196/1966 des Obersten Gerichtshofs. 

In dem Fall ging es um die Einpflanzung von Bäumen auf dem fremden Grundstück und 
den Bau von Gebäuden, die Tierhaltungszwecken dienen. Diese seien nicht von der erlaubten 
Nutzung des Grundstücks gem. Art. 64 EG erfasst.
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Das Baurecht kann sowohl aufgrund eines Rechtsgeschäfts, als auch durch alle im 
Gesetz vorgesehen Erwerbsarten erworben werden. So kann bspw. ein Baurecht 
durch Ersitzung erworben werden. Dies wäre der Fall, wenn der Quasibesitzer des 
Baurechts Handlungen vornimmt, die dem Inhalt des Baurechts entsprechen25.

Das Baurecht erlischt im Falle, in dem das Baurecht nur für eine bestimmte Frist 
von den Parteien vereinbart worden ist26. Ein anderer Grund für das Erlöschen des 
Baurechts ist sein Verjähren in der Situation, in der der Baurechtsinhaber das 
Bauwerk nicht in der vom Gesetze vorgesehenen Frist errichtet hat27. Nach 
bulgarischen Recht beträgt diese Frist fünf Jahre (Art. 67 EG). Praktisch wichtig 
für die Anwendung der Verjährungsvorschriften in diesem Fall ist der Anfangsmoment, 
ab dem die Verjährung zu laufen beginnt. Der Lauf der Verjährung wird nicht als 
begonnen angesehen, wenn der Eigentümer dem Baurechtsinhaber den Zugang zu 
dem Grundstück verweigert oder wenn von den tatsächlichen Umständen zu 
schließen ist, dass die Person, die zum Ausüben des Baurechts berechtigt ist, die 
für das Errichten des Bauwerkes notwendigen Handlungen nicht vornehmen 
kann.

Ist der Rechtsgrund, der das Baurecht begründet, als nichtig, angefochten oder 
rückwirkend (ex tunc) vernichtet worden, so kann der gutgläubiger Besitzer, der 
die Aufwendungen für das Errichten des Werkes gemacht hat, Aufwendungsersatz 
vom Eigentümer des Grundstücks verlangen (Art. 72 EG). 

Nach dem Versicherungsgesetzbuch können Vermögensgegenstände aller Art 
versichert werden, somit auch jedes Gebäude. In der Regel umfasst das Gebäude 
Versicherung und/oder die Gegenstände, die sich in dem Gebäude zur Zeit des 
Versicherungsereignisses befinden. Die Standardversicherung schließt die folgenden 
Risiken ein: Feuer und die Maßnahmen zu dessen Löschung, Explosion, Donner 
und Absturz von Flugzeugen.

Banken dürfen keine Versicherungstätigkeit ausüben. Die Gesellschaft, die als 
Versicherer auf dem Markt tätig sein will, hat eine Aktiengesellschaft zu sein und 
eine Lizenz nach dem Versicherungsgesetzbuch zu besitzen.

Gem. Art. 17 Abs. 2 des Gesetzes über die Sonderzweckgesellschaften28 haben 
diese die erworbenen Immobilien unverzüglich zu versichern.

bb Nießbrauchsrecht
Auch ein Nießbrauchsrecht (Art. 56 ff. EG) kann an einer beweglichen oder unbe-
weglichen fremden Sache neben dem Eigentumsrecht bestehen. Der Nießbrauch 
kann bedingt oder befristet sein. Das Nießbrauchsrecht kann weder übertragen 

25 Entscheidung Nr. 808/1972 des Obersten Gerichtshofs.
26 Gem. Art. 37 Abs. 2 des Gemeindeeigentumsgesetzes erwirbt die Gemeinde unentgeltlich 

das Eigentum an dem errichteten Gebäude mit dem Ablauf der von den Parteien vereinbar-
ten Frist für das Bestehen des Baurechts.

27 Die Vorschrift des Art. 67 EG findet keine Anwendung, wenn dem Baurechtsinhaber das 
Baurecht als Kompensation für eine bereits vorgenomme Enteignung eingeräumt wurde 
(§ 11 der Ergänzungsvorschriften des Flächenordungsgesetzes).

28 Ein Beispiel dafür ist die Immobilienzweckgesellschaft, deren Tätigkeit sich auf den Ankauf 
von Immobilien oder Rechte an Immobilien, den Anbau und Ausbau von Immobilien mit 
dem Zweck, sie zu vermieten, zu leasen oder diese weiterzuveräußern, konzentriert.
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(Art. 56 Abs. 2 EG), noch vererbt werden (Art. 59 Abs. 1 EG). Wurde ein unbe-
fristeter oder unbedingter Nießbrauch zugunsten einer juristischen Person begrün-
det, so führt jegliche Transformation der begünstigten juristischen Person, die zu 
ihrer Auflösung führt, zum Erlöschen des Nießbrauchs (Art. 59 Abs. 1 EG).

bc Miteigentum. Wohnanlagenmiteigentum (Kommunaleigentum)
Beim Vorliegen eines Miteigentumsverhältnisses steht zwei oder mehrere Personen 
gemeinsam das Eigentum an einer und derselben Sache zu. Die wichtigste Folge 
des Miteigentums ist, dass die jeweilige Sache von der Mehrheit der Miteigentümer 
verwaltet wird; der Eigentumsanteil jedes Miteigentümers kann nur mit der Zustim-
mung und der Teilnahme sämtlicher Miteigentümer übertragen werden. Die Auf-
teilung des Miteigentums kann entweder freiwillig aufgrund eines Vertrags oder 
kraft eines gerichtlichen Beschlusses erfolgen, wenn die Miteigentümer kein Ein-
vernehmen über die Aufteilung erzielt haben.

Ein Miteigentümer kann seine Eigentumsanteile nur dann an einen Dritten über-
tragen, wenn dem bei diesem Geschäft zwingend beizuziehenden Notar genug 
Beweise dafür vorgelegt werden, dass der Miteigentümer die zu übertragenden 
Bruchteile zunächst den anderen Miteigentümern zu denselben Bedingungen ange-
boten hat, und der Miteigentümer eine eidesstattliche Erklärung dafür abgibt, dass 
keiner dieser Miteigentümer dieses Angebot angenommen hat. Widrigenfalls ist 
jeder der restlichen Miteigentümer berechtigt, eine Klage auf den Erwerb der in 
Frage kommenden Bruchteile zu erheben. Eine solche Klage kann binnen zwei 
Monaten nach der Übertragung der Bruchteile gegen den Dritten erhoben wer-
den.

Das Wohnanlagenmiteigentum (condominium ownership) stellt einen spezifischen 
Fall des Miteigentums dar, bei dem bestimmte Flure oder Räumlichkeiten in einem 
Gebäude i.d.R. im selbstständigen Eigentum einzelner Personen stehen, während 
sich die allgemeinen Teile des Gebäudes (Treppenhäuser, Eingänge, Außenwände, 
Dach etc.) im Miteigentum aller befinden. Jedem Eigentümer einer als selbststän-
dig zu betrachtenden Sache gehören Bruchteile an diesem Wohnanlagenmiteigen-
tum im Verhältnis der Fläche des selbstständigen Eigentumsobjekts zur Gesamt-
fläche des Gebäudes. Die gemeinsamen Bruchteile können nicht verselbstständigt 
werden. Die jeweiligen Bruchteile, die von jedem Eigentümer gehalten werden, 
gelten als mit dem Eigentum am selbstständigen Objekt untrennbar verbunden. 
Daher werden sie mit der Übertragung des Eigentums am selbstständigen Objekt 
mit übertragen, auch wenn dies nicht ausdrücklich vereinbart oder vorgesehen 
ist.

bd Konzession
Die Konzession (geregelt im Konzessionsgesetz (KonzG)29) ist als „besonderes 
Nutzungsrecht“ definiert, das auf maximal 35 Jahre befristet ist, ohne Verlänge-
rungsmöglichkeit seitens des Nutzungsberechtigten (Art. 10 Abs. 1 KonzG). Auf 
die Konzession finden die Regelungen des EG entsprechende Anwendung.

Im Rahmen einer Konzession wird ein Objekt von öffentlichem Interesse und 
Bedeutung betrieben, das vom Konzessionsgeber (i.d.R. vom Staat oder von einer 

29 Veröffentlicht in D.V. Nr. 36/2006.
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Gemeinde) dem Konzessionär gegen die Verpflichtung eingeräumt wird, das Kon-
zessionsobjekt zu errichten und/oder für die festgelegte auf sein Risiko zu betrei-
ben und zu unterhalten. Im Laufe der Zeit wurde für manche Bereiche (bspw. 
Telekommunikation und Energiedienste) das ursprüngliche Konzessionsregime 
abgeschafft und durch die sektorspezifische Gesetzgebung mit anderen Verfahren 
und Mechanismen ersetzt (bspw. Lizenzen und Bewilligungsregime). Diese beson-
deren Lizenzen gewähren konzessionsähnliche Rechte, stellen an sich jedoch keine 
Konzessionen dar. Nach der herrschenden Meinung steht es dem Gesetzgeber frei, 
wie er die souveränen Rechte des Staats zur Nutzung durch andere Personen regelt: 
durch eine Bewilligung oder durch die Konzession. Gemeint sind damit die Rech-
te, die der Staat aufgrund von Art. 18 Abs. 2 und 3 KonzG sowohl über den Kon-
tinentalschelf und die gesonderte Wirtschaftszone, als auch über das Radiofre-
quenzband und den geostationären Orbit.

Das Konzessionsgesetz unterscheidet hinsichtlich der Verschiedenheit des Konzes-
sionsgegenstandes zwischen drei Arten von Konzessionen: der Bauleistungskon-
zession, der Dienstleistungskonzession und der Konzession zur Gewinnung (Art. 2 
Abs. 3 KonzG). 

Grundsätzlich ist der Staat berechtigt, Konzessionen angesichts jener Objekte zu 
erteilen, die im öffentlichen und/oder im privaten Eigentum des Staates stehen. 
Die Gemeinde (der Gemeinderat) entscheidet über die Konzessionierung der Objekte, 
die sich im öffentlichen oder privaten Eigentum der Gemeinde befinden. Die 
Abgrenzung zwischen dem staatlichen und dem gemeindlichen Eigentum erfolgt 
nicht nur aufgrund der Beschaffenheit der zu konzessionierenden Objekte, sondern 
auch aufgrund quantitativer Merkmale, wobei der Staat sich bspw. eine ausschließ-
liche Zuständigkeit bezüglich der Objekte mit größerem Wert, jener von besonde-
rem öffentlichen Interesse oder hinsichtlich der Menge vorbehalten kann.

So entscheidet z.B. regelmäßig der Staat über die Erteilung von Konzessionen zur 
Gewinnung von unterirdischen Ressourcen. Wenn es sich jedoch um jährlich zu 
gewinnende Mengen handelt (abgesehen von der Art und der Beschaffenheit der 
unterirdischen Ressourcen), die weniger als 10.000 Kubikmeter jährlich betragen, 
und der Abbau zur Befriedigung der Bedürfnisse der jeweiligen Gemeinde erfor-
derlich ist, ist die Gemeinde (der Gemeinderat) nach Abstimmung mit dem Umwelt-
ministerium für die Erteilung der Konzession zuständig.

Die Objekte für staatliche Konzessionen können wie folgt zusammengefasst wer-
den: die unterirdischen Ressourcen hinsichtlich ihres Abbaus (sofern die abgebaute 
Menge mehr als 10.000 Kubikmeter jährlich beträgt); die Seeküste; die biologischen, 
mineralischen und die energetischen Ressourcen des Kontinentalschelfs und der 
ausschließlichen Wirtschaftszone im Meer hinsichtlich ihrer Erforschung, Entwick-
lung, Gewinnung und ihres Verbrauchs; das nationale Straßennetz; die Häfen für 
den öffentlichen Verkehr und die Zivilflughäfen; die Gewässer, einschließlich der 
Mineralquellen; die Irrigations- und Bewässerungseinrichtungen und -anlagen, 
soweit sie ausschließliches Staatseigentum darstellen; die Wälder und die Parks 
von nationaler Bedeutung; die natürlichen und archäologischen Schutzgebiete.
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Staatliche Dienstleistungskonzessionen können für die Benutzung von Atomkraft-
energie, die Produktion von Waffen, Sprengstoffmitteln und biologisch stark aktiven 
Substanzen vergeben werden.

Als Objekte für eine gemeindliche Konzession kommen in Betracht: die Gewässer30, 
die Wasserobjekte und die Bewässerungssysteme und -anlagen; die unterirdischen 
Ressourcen (nur Baustoffe unter den oben erwähnten Einschränkungen); Wege und 
Wälder; energetische Netze und Anlagen; andere Objekte, die ausschließliches 
Eigentum der Gemeinde darstellen, oder Teile von ihnen, die zur Entwicklung von 
Handelsaktivitäten zur öffentlichen Versorgung und Bedienung der Gemeindebe-
völkerung notwendig sind; sonstige Objekte, sofern das im Gesetz ausdrücklich 
normiert ist.

Gemeindliche Dienstleistungskonzessionen können für jede der folgenden Tätig-
keiten vergeben werden: Wasserversorgung und Wasserentsorgung; Nutzung der 
Netze und der Anlagen der Transportinfrastruktur und Transportdienstleistungen; 
Handelsaktivitäten in Objekten; öffentliches gemeindliches Eigentum.

Eine Konzession wird im Regelfall auf Basis eines langfristigen Konzessionsver-
trags vergeben. Es bedarf zu seiner Wirksamkeit der Schriftform. Wie bereits 
erwähnt, darf die Laufzeit einer Konzession den Zeitraum von 35 Jahren nicht 
überschreiten. An einem Konzessionsvergabeverfahren kann jede natürliche oder 
juristische Person sowie eine Vereinigung von solchen Personen teilnehmen. Aus 
dem Konzessionsverfahren werden z.B. die Personen ausgeschlossen, gegen die 
ein Insolvenzverfahren eröffnet worden ist, die Forderungen des Fiskus nicht nach-
gekommen sind oder die Forderungen von Arbeitnehmern nicht befriedigt haben.

Der Konzessionsvertrag kann durch die einseitige Kündigung seitens des Konzes-
sionsgebers in drei Fällen aufgehoben werden: 1) im Falle, dass die öffentliche 
Gesundheit, die nationale Sicherheit oder Naturschützgebiete gefährdet worden 
sind, 2) im Falle, dass dies gesetzlich vorgesehen ist oder 3) wenn der Konzes-
sionsvertrag Umstände vorsieht, die zu der einseitigen Kündigung seitens des 
Konzessionsgebers berechtigen (Art. 75 KonzG)31. Die einseitige Kündigung bewirkt 
das Aufheben des Konzessionsvertrag, wenn die Partei, die die Nichterfüllung 
verschuldet hat, in der in der Ladung gesetzten Frist nicht erfüllt (Art. 76 Abs. 1 
KonzG).

c Lasten
Lasten sind keine dinglichen Rechte, können aber Rechte, die ihrem Umfang nach 
den beschränkten dinglichen Rechten sehr ähnlich sind, darstellen. Darunter fallen 
üblicherweise die Hypothek, bestimmte Arten von Pfandrechten sowie der dingliche 
Arrest. Wird eine Last im Grundbuch eingetragen, so wirkt diese gegenüber jedem 
nachträglichen Erwerber. Diese wird somit von einer allfälligen Eigentumsüber-

30 Die Kriterien, ob ein Gewässer als staatlich oder gemeindlich gilt, sind im Gesetz über die 
Gewässer ausdrücklich geregelt.

31 So z.B. der Fall aus Beschluss Nr. 40/2007 des Landesgerichts Pazardjik, in dem der Kon-
zessionsnehmer die Bedingungen zur Erhaltung des Konzessionsgegenstandes und die Nicht-
erfüllung von anderen vertraglich festgelegten Verpflichtungen des Konzessionsnehmers 
nicht erfüllte.
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tragung nicht berührt. Der Erwerber eines mit einer Hypothek belasteten Grundstücks 
tritt daher in die Position des Hypothekenschuldners ein.

d Eintragung von Klagen
Bestimmte Arten von Klagen hinsichtlich unbeweglicher Sachen können im Grund-
buch eingetragen werden. Folglich erwirbt der Ersteher der Sache das Eigentum 
nur vorbehaltlich der im jeweiligen Gerichtsbeschluss festgesetzten Entscheidung. 
Wenn sich in der Folge bspw. herausstellt, dass der Veräußerer keinen Titel an der 
übertragenen Sache hatte, so führt dies zum Titelverlust des Erwerbers. Solche 
Klagen sind in den meisten Fällen mit der Anfechtung oder Aufhebung von Über-
tragungsgeschäften verbunden. Gem. Art. 19 Abs. 3 EG kann jedermann die Ein-
tragung eines abgeschlossenen Vorvertrags beim Notar (Grundbuchamt) beantragen. 
Klagen zur Feststellung von Eigentumsverhältnissen sind allerdings nicht eintra-
gungsfähig. Aus diesem Grund kann bei einer Einsichtnahme im Grundbuch die 
Kenntnis über solche schwebenden Verfahren nicht erlangt werden.

D Immobilien des Staates und der Gemeinden
Immobilien des Staates und der Gemeinden können im öffentlichen oder privaten 
Eigentum stehen. Das öffentliche Eigentum ist dem Rechtsverkehr entzogen und 
kann von anderen juristischen oder natürlichen Personen nicht erworben werden. 
Das Privateigentum des Staates oder der Gemeinde kann dagegen Gegenstand von 
Übertragungsgeschäften sein. Das Verfahren zur Vornahme solcher Geschäfte unter-
scheidet sich jedoch wesentlich vom Verfahren zur Eigentumsübertragung unter 
Privatpersonen. Grundsätzlich kann über das Eigentum und die beschränkten ding-
lichen Rechte des Staates oder der Gemeinden nur nach Durchführung einer Aus-
schreibung oder Versteigerung rechtsgültig verfügt werden, sofern spezielle gesetz-
liche Regelungen nichts Abweichendes normieren. Einen weiteren wichtigen Unter-
schied stellt auch die Form dieser Übertragungsgeschäfte dar.

E Verfügungsgeschäfte hinsichtlich unbeweglicher 
Sachen

Die Übertragung von Rechten an unbeweglichen Sachen (einschließlich beschränkter 
dinglicher Rechte) bedarf zu ihrer Wirksamkeit der notariellen Beurkundung (No-
tariatsakt)32. Dieser setzt die unmittelbare oder mittelbare Beteiligung aller Parteien 
und des örtlich zuständigen Notars voraus.

Der Notariatsakt ist für manche Arten von Transaktionen nicht zwingend erforder-
lich (z.B. bedarf es bei der Aufteilung des Miteigentums aufgrund einer Vereinba-
rung der Miteigentümer untereinander keines Notariatsaktes; die Unterschriften 
sind lediglich notariell zu beglaubigen. Eine weitere Ausnahme stellt jener Fall 
dar, in dem die übertragende Partei entweder der Staat oder eine Gemeinde ist. In 

32 Im bulgarischen Recht unterscheidet man zwischen der notariellen Beurkundung (Notariats-
akt) und der notariellen Beglaubigung, bei der der Notar nur die Unterschriften mit der 
Übereinstimmung der Personalien der unterzeichnenden Personen kontrolliert.
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diesem Fall ist die einfache Schriftform ausreichend, um den Erfolg einer rechts-
gültigen Übertragung herbeiführen zu können. Der Titel an unbeweglichen Sachen 
kann ebenso aufgrund einer gerichtlichen Verfügung als Teil einer Vollstreckungs-
maßnahme hinsichtlich des Schuldnervermögens übertragen werden.

Unabhängig davon, wie das Übertragungsgeschäft verkörpert wird (notarielle Form, 
einfache Schriftform oder gerichtliche Anordnung), unterliegen sämtliche Über-
tragungsgeschäfte der Eintragung im Grundbuch.

F Enteignung
Gem. Art. 17 Abs. 3 der Verfassung ist das private Eigentum unantastbar. Die 
Enteignung privater Personen ist nur für öffentliche Zwecke zulässig und nur in 
den Fällen und unter den Voraussetzungen möglich, die im geltenden Recht aus-
drücklich und abschließend geregelt sind.

Der Staat und die Gemeinde können Privateigentum zur Befriedigung jener staat-
lichen oder gemeindlichen Bedürfnisse enteignen, wenn deren Zweck auf keiner 
sonstigen Weise und mit keinen sonstigen Mitteln erzielt werden kann, und vorher 
eine Entschädigung des bisherigen Eigentümers in vollem Umfang erfolgt ist.

Das Flächenordnungsgesetz, das Gesetz über das Staatseigentum und das Gesetz 
über das Gemeindeeigentum regeln das Enteignungsverfahren im Detail. Eine Ent-
eignung kann nur aufgrund eines geltenden detaillierten Bebauungsplans erfolgen, 
nach dem das in Frage kommende Grundstück für die Befriedigung eines der 
nachfolgend aufgeführten staatlichen oder gemeindlichen Bedürfnisse benötigt 
wird:

(i) zur Errichtung und Sanierung der technischen Verkehrsinfrastruktur, der 
Rekonstruktion von Kommunikationsnetzwerken und -einrichtungen (Straßen, 
Wege, unter- und überirdische Bahnlinien etc.);

(ii) zur Errichtung und Rekonstruktion anderer Netze und Einrichtungen der 
technischen Infrastruktur (Wasserversorgungslinien, Kanalisation, Wasserrei-
nigungsanlagen, Heizungssysteme, Gasversorgung, Telekommunikationsnetze 
etc.);

(iii) zur Vornahme von Tätigkeiten hinsichtlich des Umweltschutzes und der unter-
irdischen Ressourcen, Uferbefestigungen, sowie die Einrichtung von Grün-
flächen zur öffentlichen Benutzung, Wasserbecken und -brunnen, Friedhöfe 
etc;

(iv) zur Errichtung von öffentlichen Gesundheits-, Sozial- und Ausbildungs-
zentren.

Keine Enteignung ist zulässig, wenn die Eigentümer der betroffenen Immobilien 
zugunsten des Staats bzw. der Gemeinde ein Baurecht zur Verwirklichung der 
beabsichtigten Baumaßnahme begründen. Diese Möglichkeit besteht jedoch nicht 
hinsichtlich der technischen Verkehrsinfrastruktur.



28 Rechtliche Grundlagen und Prinzipien des Sachenrechts

Eine Enteignung erfolgt mittels Anordnung der jeweils zuständigen Behörde. Die 
Eigentümer der enteigneten Immobilien können diese Anordnung vor dem Verwal-
tungsgericht anfechten.

G Einschränkungen des Privateigentums
Das bulgarische Recht kennt folgende Einschränkungen des Privateigentums:

1 Dienstbarkeiten
Dienstbarkeiten sind Rechte, die mit bestimmten Einschränkungen hinsichtlich 
einer unbeweglichen Sache zugunsten eines Berechtigten, begründet werden. Dienst-
barkeiten können in vertragliche und gesetzliche Dienstbarkeiten unterschieden 
werden, je nachdem, ob die Bestellung der Dienstbarkeit aufgrund eines Vertrags 
oder kraft Gesetzes erfolgt. Die jeweiligen Verträge bzw. Anordnungen sind vom 
örtlich zuständigen Grundbuchamt einzutragen.

Das bulgarische Recht kennt folgende gesetzliche Dienstbarkeiten:

a Wegerecht
Ein Wegerecht kann entweder aufgrund eines Verwaltungsaktes oder ex lege ent-
stehen. So sieht bspw. das Energiegesetz33 die Entstehung von Dienstbarkeiten 
kraft Gesetzes vor. Es räumt Energieversorgungsgesellschaften ein Wegerecht ein, 
aufgrund dessen diese berechtigt sind, fremde Grundstücke zu betreten und zu 
überqueren, um den Einbau von Einrichtungen und deren Erhaltung sicherzustellen. 
Das Wegerecht wird in allen Fällen gegen entsprechenden Ersatz der in diesem 
Zusammenhang entstehenden Schäden eingeräumt.

b Recht auf Verlegen von Elementen der technischen Infrastruktur
Eine weitere gesetzliche Dienstbarkeit stellt das Verlegen von Elementen der tech-
nischen Infrastruktur dar (z.B. unter- oder überirdische Netze und Anlagen, Lei-
tungen, Heizungsrohre, Gas- und Wasserleitungen etc.). So wie das Wegerecht 
kann auch diese Dienstbarkeit nur gegen Entschädigung begründet werden.

Eine allgemeine Regelung, ob und nach welcher Frist Dienstbarkeiten durch Nicht-
Ausübung erlöschen, existiert in der bulgarischen Rechtsordnung nicht. Gem. Art. 59 
Abs. 4 EG erlischt ein Nutzungsrecht durch Nichtausübung innerhalb von fünf 
Jahren. Das Gesetz über die Gewässer sieht für das Recht, eine Wasserleitung auf 
oder unter einem fremden Grundstück anzulegen, vor, dass dieses nach Ablauf 
einer Frist von zehn Jahren erlischt, falls von diesem Recht nicht Gebrauch gemacht 
wird. Die diesbezügliche Rechtsprechung ist uneinheitlich. In Anlehnung an ver-
einzelte Lehrmeinungen wäre eine analoge Anwendung des Art. 59 Abs. 4 EG zu 
empfehlen.

2 Sonstige Einschränkungen des Eigentums
Das bulgarische Recht sieht eine Reihe weiterer eigentumsrechtlicher Einschrän-
kungen vor, die keine Dienstbarkeiten darstellen.

Beispiele für solche dienstbarkeitsähnlichen Einschränkungen sind:

33 Veröffentlicht in D.V. Nr. 107/9.12.2003.
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a Mit dem Geltungsbereich der Dienstbarkeit verbundene 
Einschränkungen

Nach dem Flächenordnungsgesetz haben die detaillierten Bebauungspläne hinsicht-
lich der Grundstücke, die über oder in der Nachbarschaft von unterirdischen Kom-
munikations- oder anderen Netzen und Einrichtungen der technischen Infrastruktur 
gelegen sind, nur die Errichtung von solchen Objekten zuzulassen, die die genann-
ten technischen Anlagen nicht beeinträchtigen und sich außerhalb des Gebiets der 
jeweiligen Dienstbarkeit befinden. Nach dem Energiegesetz ist es bspw. unzuläs-
sig, beständige Pflanzen im Geltungsbereich der Dienstbarkeit einzupflanzen.

b Einschränkungen nach dem Gesetz über die Gewässer
Nach dem Gesetz über die Gewässer sind die Eigentümer von Grundstücken, die 
höher als das benachbarte Grundstück gelegen sind, verpflichtet, die natürliche 
Dränage des Wassers in Richtung der niedriger gelegenen Grundstücke nicht zu 
beeinträchtigen. Dementsprechend sind die Eigentümer der niedriger gelegenen 
Grundstücke verpflichtet, das von den höheren Grundstücken abfließende Wasser 
im Rahmen der natürlichen Entwässerung zu dulden.

c Einschränkungen nach dem Gesetz über den Bahnverkehr
Nach dem Gesetz über den Bahnverkehr34 sind die bautechnischen Maßnahmen in 
der Nähe von Bahnlinien (60 bis 100 Meter ab der Achse der Bahnlinie) nicht 
zulässig.

d Gewährung von Zugang von zuständigen Behörden
Die Eigentümer und die Bewohner einer Immobilie sind verpflichtet, den zustän-
digen Behörden einen Zugang zu den entsprechenden Räumlichkeiten zu gewähren, 
damit diese ihre Befugnisse in vollem Umfang wahrnehmen und ausüben können. 
Grundsätzlich setzt dieser Zugang eine entsprechende Anordnung des jeweiligen 
Bürgermeisters voraus.

H Grundlagen des Mietrechts
Nach dem SVG liegt ein Mietvertrag vor, wenn die Parteien vereinbaren, dass der 
Mieter für eine bestimmte Zeit entgeltlich eine Sache benutzen darf, die sich im 
Eigentum des Vermieters befindet. Tritt der Mieter seinerseits als Vermieter auf, 
liegt Untermiete vor. Im Einklang mit den zwingenden Vorschriften des SVG kann 
ein befristeter Mietvertrag auf maximal zehn Jahre abgeschlossen werden (Aus-
nahme: der Fall, in dem der Mietvertrag ein Handelsgeschäft darstellt); eine auto-
matische Verlängerung ist jedoch zulässig. Wird nach Ablauf der Frist die Sache 
vom Mieter weiterbenutzt, und wendet dies der Vermieter nicht ein, so gilt der 
Mietvertrag auf unbestimmte Zeit verlängert.

Wurde ein Mietvertrag auf unbestimmte Zeit abgeschlossen, so kann dieser von 
jeder Partei unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat gekündigt 
werden, selbst wenn im Mietvertrag eine andere Kündigungs- bzw. Beendigungs-
weise festgelegt wurde.

34 Veröffentlicht in D.V. Nr. 97/28.11.2000.
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Hinsichtlich der Mietverträge gibt es keine besonderen Formvorschriften. Die Ein-
haltung bestimmter Formvorschriften bringt jedoch gewisse Vorteile für den Mie-
ter mit sich: überträgt der Vermieter das Eigentum an der Mietsache, so ist der 
neue Eigentümer der Mietsache berechtigt, das Mietverhältnis unter Einhaltung 
einer einmonatigen Kündigungsfrist zu beenden, unabhängig davon, ob der Miet-
vertrag befristet oder unbefristet abgeschlossen wurde.

Dieses Kündigungsrecht des neuen Erwerbers besteht jedoch in folgenden Fällen 
nicht:

(i) wenn der Mietvertrag mit einem notariell beglaubigten Datum versehen ist, 
dann kann der Erwerber des Mietgegenstandes erst nach Ablauf der vertrag-
lich vereinbarten Frist, spätestens jedoch ein Jahr nach dem Erwerb des 
Mietobjekts, das Mietverhältnis beenden („Kauf bricht nicht Miete“);

(ii) wenn der Mietvertrag im Grundbuch eingetragen wurde, dann ist der Erwer-
ber des Mietgegenstandes an eine vereinbarte Laufzeit gebunden. Eine Ein-
tragung von Mietverträgen im Grundbuch ist dann zulässig, wenn das Miet-
verhältnis zumindest auf ein Jahr abgeschlossen und die Unterschriften nota-
riell beglaubigt wurden.

Nach bulgarischem Recht ist die teilweise Untervermietung des Mietobjekts auch 
ohne Zustimmung des Eigentümers zulässig, auch wenn im Vertrag etwas Abwei-
chendes bestimmt wurde. Die ausdrückliche Zustimmung des Eigentümers ist jedoch 
dann erforderlich, wenn das gesamte Mietobjekt untervermietet werden soll.

Das Gesetz über die Verpachtung von landwirtschaftlichem Land35 sieht eine Reihe 
spezieller Regelungen hinsichtlich der Verpachtung von landwirtschaftlichen Län-
dern vor. Ein Pachtvertrag bedarf zu seiner Wirksamkeit der Schriftform mit nota-
rieller Beglaubigung der Unterschriften. Pachtverträge werden ins Grundbuch und 
in ein besonderes Register beim Gemeindeamt für Landwirtschaft und Länder 
eingetragen. Ein Pachtvertrag über landwirtschaftliche Länder muss über eine Zeit-
spanne von mindestens vier Jahren abgeschlossen werden.

I Öffentliche Register für Immobilien 
(Grundbuch und Kataster)36

1 Grundbuch
Weltweit sind zwei Hauptsysteme der Liegenschaftsregistrierung bekannt: das 
Realfoliensystem (Grundbuchsystem) und das Personalfoliensystem. Mittelfristig 
soll in Bulgarien das Grundbuchsystem eingeführt werden. Zurzeit steht noch das 
schwer handhabbare und unsichere Personalfoliensystem in Geltung. Im Folgenden 
wird ein kurzer Überblick über das bulgarische Registersystem gegeben37.

35 Veröffentlicht in D.V. Nr. 82/27.9.1996.
36 Zur historischen Entwicklung des Registersystems, s. Teneva, Ljudmila, Praktische Aspekte 

der Eintragungen, Sofia 2004, S. 13 ff.
37 Auch wenn es sich in Bulgarien um kein echtes Grundbuchsystem handelt, wird das 

entsprechende Eintragungsregister als Grundbuch bezeichnet.
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a Dezentralisiertes, manuell durchgeführtes Registrierungssystem
Die Aufgaben des Grundbuchs werden in Bulgarien von 112 örtlichen zuständigen 
Grundbuchämtern wahrgenommen. Diese Ämter sind Abteilungen der Eintragungs-
agentur beim Justizministerium. Die Zuständigkeitsbezirke dieser lokalen Grund-
buchämter decken sich mit den Zuständigkeitsbezirken der Amtsgerichte. Sämtliche 
Geschäfte über Immobilien innerhalb des zuständigen Bezirks werden im jeweiligen 
Grundbuch eingetragen. Somit ist es nicht möglich, eine Liegenschaftstransaktion 
gleichzeitig in zwei oder mehrere Grundbücher einzutragen. Da das beschriebene 
System handschriftlich geführt wird, kann in die entsprechenden Aufzeichnungen 
nur vor Ort Einsicht genommen werden. Einige größere Gerichte haben bereits 
auch elektronische Registrierungssysteme eingeführt, diese sind jedoch mit mehr 
oder weniger beschränkten Funktionen ausgestattet, da sie sich nur auf die Geschäfte 
aus den letzten Jahren beziehen und auch nicht generell online zugänglich sind.

b Einsicht in das Grundbuch
Da das Grundbuchsystem in Bulgarien in Form eines Personalfoliensystems kon-
zipiert ist, kann eine Immobilie nur dann aufgefunden und ihr rechtliches Schick-
sal verfolgt werden, wenn man über entsprechende Personendaten des Eigentümers 
dieser Immobilie verfügt. Auf dieser Basis können alle Geschäfte, die Gegenstand 
einer Immobilie sind, und von der oder mit dieser Person abgeschlossen wurden, 
eingesehen werden. Eine Suche nur mit Identifizierungsmerkmalen einer Immobi-
lie wäre derzeit nicht möglich.

Erst in den letzten Jahren begann die Reorganisation des geltenden Grundbuch-
systems. Es wird derzeit daher parallel als personales und reales System instituti-
onalisiert. Zu diesem Zweck werden umfassende Katasterpläne für das gesamte 
nationale Territorium erarbeitet werden. Bis dato wurden erst für geringe Teile des 
nationalen Territoriums Katasterpläne erarbeitet. Dort, wo ein Katasterplan existiert, 
wurde das System bereits umgestellt. Eine elektronische Abrufbarkeit in vollem 
Umfang wird in naher Zukunft nicht möglich sein.

c System zur Registrierung von Geschäften 
(keine konstitutive Wirkung der Eintragung)

Da im jeweiligen Grundbuch keine Rechte registriert werden, kann daraus auch 
nicht abgeleitet werden, ob der zuletzt Eingetragene auch der tatsächliche Eigen-
tümer der Immobilie ist. Um die Existenz von Rechten feststellen zu können, muss 
daher die Kette der Rechtsvorgänger sorgfältig geprüft werden, bis Umstände 
festgestellt werden, aus denen sich eine Schlussfolgerung über das jeweilige Recht 
eindeutig feststellen lässt. Es gilt das Prinzip, dass man einen Rechtsvorgänger mit 
einem einwandfreien Titel oder den Ablauf von Ersitzungsfristen feststellt.

Seit dem 1.1.2007 ist auch die Eintragung von bestimmten offiziellen Urkunden 
(wie z.B. feststellende notarielle Urkunden, Akte für Staats- oder Gemeindeeigen-
tum) zulässig. Damit wird erreicht, dass das zuerst im Grundbuch eingetragene 
Schriftstück Vorrang gegenüber allen nachher eingetragenen genießt. Wenn daher 
jemand ein Grundstück erwirbt, und er das Übertragungsgeschäft erst nach Ein-
tragung anderer Umstände (z.B. Bestellung einer Hypothek) eintragen lässt, so ist 
zunächst der Vorrang der zuvor eingetragenen Rechte zu beachten.
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Zweck dieser Eintragungen ist es, Drittpersonen in Kenntnis davon zu setzen, dass 
eine bestimmte Person als Inhaber von Rechten hinsichtlich einer bestimmten 
Immobilie gilt. Die Eintragung oder Nichteintragung eines Schriftstücks kann aller-
dings nicht die oben erwähnte Titelanalyse beeinträchtigen; die Eintragung hat also 
keine konstitutive Wirkung!

d Öffentlicher Zugang
Das Grundbuch ist öffentlich zugänglich.

2 Exkurs: Registrierung von Immobilien des Staates und der 
Gemeinden

Die Übertragungsgeschäfte über Immobilien des Staates und der Gemeinden wur-
den mit der Gesetzesreform im Mai 1996 als eintragungsfähig erklärt, als das 
Gesetz über das staatliche Eigentum und das Gesetz über das gemeindliche Eigen-
tum in Kraft getreten sind.

Gemäß dem Gesetz über das staatliche Eigentum hat der Bezirksverwalter Regis-
ter über die Immobilien des Staates zu unterhalten; gemäß dem Gesetz über das 
Gemeindeeigentum unterhalten die Gemeinden entsprechende Register. Im Unter-
schied zum Grundbuch werden in diese Register Rechte eingetragen. Die Eintra-
gungen in diesen Registern stützen sich auf beweiskräftige Unterlagen.

Auch die Register über die staatlichen und gemeindlichen Immobilien sind öffent-
lich zugänglich.

3 Kataster
Mit der Verabschiedung des Gesetzes über den Kataster und das Immobilienregis-
ter (in Kraft seit 1.1.2001) hat der bulgarische Gesetzgeber die Grundlagen zur 
Errichtung eines einheitlichen Systems geschaffen, bei dem der Kataster und das 
Immobilienregister auf eine solche Weise miteinander verknüpft sind, dass sie in 
der Lage sind, rechtlich und tatsächlich vollständige Informationen über die Immo-
bilien auf dem ganzen nationalen Territorium zu vermitteln. Nach diesem Gesetz 
stellt der Kataster die Gesamtheit von grundlegenden Informationen über die Lage, 
die Grenzen und die Flächen der Grundstücke in Bulgarien dar. Das Immobilien-
register enthält seinerseits Informationen über die Akten zur Anerkennung oder 
Übertragung von Eigentumsrechten oder zu deren Bestellung, Übertragung, Ände-
rung oder Beendigung eines anderen dinglichen Rechts an Immobilien, einschließ-
lich dinglicher Arreste und Hypotheken.

Der Kataster und das Immobilienregister sind miteinander wechselseitig verbunden: 
Das Gesetz sieht die Einführung von verknüpften und PC-gestützten Informations-
systemen über den Kataster und das Immobilienregister vor. Diese Verknüpfung 
wird durch die Einführung eines sog. Grundstücksidentifikators, der eine Nummer 
für jedes einzelne Grundstück, Gebäude und selbstständige Objekt in einem Gebäu-
de darstellt, gewährleistet. Dieser Identifikator vermittelt im Immobilienregister 
Informationen über die Grenzen, die Widmung, die Fläche und über die sonstigen 
Katasterdaten über die jeweilige Immobilie. Weiters ermöglicht dieser Identifika-
tor, dass im Kataster Informationen über das Eigentum und die sonstigen dinglichen 
Rechte an den Immobilien im Immobilienregister eingeholt werden können.
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Es sei darauf hingewiesen, dass diese Verknüpfung zwischen dem Immobilienre-
gister und dem Kataster, bzw. das einheitliche Informationssystem derzeit noch 
nicht funktionsfähig ist. Damit dieses System funktionsfähig wird, sind Kataster-
karten und Katasterregister mit den erforderlichen Katasterangaben (einschließlich 
des Identifikators) zu genehmigen. Mit November 2007 wurden allerdings erst für 
267 Ortschaften Katasterkarten oder Katasterregister genehmigt oder das Geneh-
migungsverfahren eingeleitet. Erforderliche computergestützte Systeme sind erst 
in einigen Grundbuchämtern eingerichtet.

Der Kataster wird durch die Agentur für Geodäsie errichtet, unterhalten und gewar-
tet. Die Agentur ist auf dem Territorium der Republik Bulgarien durch ihre 28 Abtei-
lungen tätig.
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III Erwerb und Verlust von dinglichen 
Rechten

A Die Übertragung des Eigentums an beweglichen 
Sachen

1 Der Erwerb vom Berechtigten38

Der Eigentumserwerb vom Berechtigten erfolgt grundsätzlich kraft eines 
schuldrechtlichen Vertrages. Dafür sind keine weiteren Handlungen vorzunehmen 
(wie z.B. Besitzübergabe o.Ä.). Für eine Eigentumsübertragung muss allerdings 
eine bestimmte Sache vorliegen.

Für bewegliche Sachen gilt das Prinzip der Formfreiheit. Besondere Gesetze sehen 
eine notarielle Beglaubigung bei bestimmten Sachen höheren Wertes, ohne Min-
destgrenzen festzulegen (z.B. Erwerb eines Kfz)39. Bei Schiffen ist eine Eintragung 
im Schiffsregister vorzunehmen, damit der Erwerber die Eigentumsübertragung 
gegenüber erworbenen Rechten Dritter entgegenhalten kann.

Kein sofortiger Eigentumsübergang beim Rechtsgeschäftsabschluss tritt ein:

• bei dem Gattungskauf von Sachen, die von den anderen Sachen noch nicht 
abgesondert wurden (hier tritt die Übertragung im Zeitpunkt der Absonderung 
der Sachen ein);

• bei der Übertragung von künftigen Sachen (die Übertragung erfolgt erst beim 
Vorliegen der Sache);

• bei der Vereinbarung einer Frist oder aufschiebenden Bedingung;

• bei Wahlschulden (die Übertragung ist erst mit dem Ausüben des Wahlrechts 
vollzogen);

• wenn die übertragende Partei kein Eigentümer ist (wird der Schuldner Eigen-
tümer, so erfolgt die Übertragung automatisch);

• bei Vorverträgen auf Übertragung von Eigentum (hier erfolgt die Übertragung 
nach den Regeln für geschlossene Verträge, unter Vorbehalt aller oben genann-
ten Ausnahmen).

2 Der Erwerb vom Nichtberechtigten40

Im Interesse der Sicherheit des Rechtsverkehrs lässt das bulgarische Recht auch 
den Erwerb vom Nichtberechtigten zu. Dies sind die Fälle der Ersitzung von beweg-
lichen Sachen und einige weitere originäre Erwerbsarten, bei denen die Rechtsla-
ge des Veräußerers von keiner Bedeutung ist.

38 S. Koshuharov, Schuldrecht, Allgemeiner Teil, Sofia 1996, S. 176 ff.; Venedikov, op. cit., 
S. 149 ff., 204 ff.

39 Bei Nichteinhaltung der Form ist der Übertragungsvertrag als nichtig.
40 S. Venedikov, op. cit., S. 185 ff.
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a Gutgläubiger Erwerb – Voraussetzungen
Beim gutgläubigen Erwerb von beweglichen Sachen handelt es sich um eine ori-
ginäre Eigentumserwerbsart, wobei die Rechtsposition des Veräußerers irrelevant 
ist.

Die kumulativen Voraussetzungen des gutgläubigen Erwerbs vom Nichtberech-
tigten sind:

• Es muss sich um eine bewegliche Sache handeln.

• Es muss ein Veräußerungsvertrag vorliegen, kraft dessen Eigentum übertragen 
wird.

• Der Veräußerungsvertrag hat entgeltlich zu sein.

• Der Veräußerer muss Nichteigentümer sein (der Veräußerer war bspw. nie Eigen-
tümer, oder sein Eigentumserwerb wurde aus irgendwelchen Gründen rückgän-
gig gemacht (Rücktritt, Anfechtung etc.).

• Der Erwerber muss den Eigenbesitz an der Sache erlangt haben.

• Der Erwerber muss zum Zeitpunkt des Besitzübergangs im guten Glauben sein, 
d.h. er hält den Veräußerer für den Eigentümer.

b Ersitzung
Fehlen die Voraussetzungen eines gutgläubigen Eigentumserwerbs, so kann das 
Eigentum an einer beweglichen Sache u.U. durch Ersitzung erworben werden.

Die kumulativen Voraussetzungen für den Erwerb durch Ersitzung sind:

• Es muss ein Eigenbesitz vorliegen.

• Der Eigenbesitz darf nicht unterbrochen sein.

• Der Eigenbesitz hat fünf Jahre zu dauern.

c Ausschluss des Eigentumserwerbs
Art. 78 Abs. 2 EG schließt den gutgläubigen Erwerb dann aus, wenn die ver-
äußerte Sache dem Eigentümer gestohlen oder geraubt wurde oder diese verlo-
ren gegangen ist. De facto gilt dieser Ausschluss aber nicht uneingeschränkt. Denn 
der Eigentümer kann die Sache nur innerhalb von drei Jahren ab dem Diebstahl, 
Raub oder dem Abhandenkommen zurück verlangen; der Zeitpunkt der Erlangung 
des Besitzes ist irrelevant! Nach Ablauf der dreijährigen Frist kann der Eigentümer 
seine Ansprüche gegen einen allfälligen gutgläubigen Erwerber somit nicht mehr 
geltend machen.

Der gutgläubige Erwerb ist auch dann ausgeschlossen, wenn die Übertragung der 
Sache der notariellen Beglaubigung oder des Notariatsakts bedarf (Art. 78 
Abs. 1 S. 2 EG). Diese Sonderregelung ist v.a. zwecks Vereitelung des Erwerbes 
von gestohlenen Autos eingeführt worden. Für die Übertragung eines KFZ ist ein 
Vertrag mit notariell beglaubigten Unterschriften erforderlich.
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Art. 80 Abs. 2 EG schließt den Eigentumserwerb durch Ersitzung dann aus, wenn 
der Besitz einer Sache durch eine Straftat41 erlangt wurde. 

Öffentliches staatliches Eigentum kann nicht durch Ersitzung erworben wer-
den (Art. 86 EG). Immobilien und bewegliche Sachen, die privates staatliches 
Eigentum darstellen, können durch Ersitzung erworben werden (arg. e contrario 
aus Art. 2 Abs. 2 des Gesetzes über das staatliche Eigentum42.

Art. 86 EG erstreckt den Ausschluss der Ersitzung auch auf das Gemeindeei-
gentum. Da beim kommunalen Eigentum nicht zwischen „öffentlichem“ und „pri-
vatem“ Eigentum unterschieden wird, gilt der Ersitzungsausschluss hier uneinge-
schränkt.

Die Ersitzung ist streng vom entgeltlichen gutgläubigen Erwerb von beweglichen 
Sachen vom Nichtberechtigten zu unterscheiden. Es handelt sich hier um zwei 
verschiedene Erwerbsarten. Da Art. 86 EG nur die Ersitzung als Erwerbsart für 
das öffentliche staatliche und für das kommunale Eigentum ausschließt, ist a for-
tiori zu schlussfolgern, dass sowohl beim öffentlichen staatlichen als auch beim 
kommunalen Eigentum der entgeltliche gutgläubige Erwerb einer beweglichen 
Sache vom Nichtberechtigten möglich ist. Praktische Bedeutung hat diese Mög-
lichkeit allerdings nur beim kommunalen Eigentum, da öffentliches staatliches 
Eigentum nur aus Immobilien besteht und bei Immobilien ein gutgläubiger ent-
geltlicher Erwerb nicht möglich ist.

d Originäre Erwerbsarten und lastenfreier Erwerb
Neben dem entgeltlichen gutgläubigen Erwerb vom Nichtberechtigten und neben 
der Ersitzung kennt das bulgarische Recht auch weitere originäre Erwerbsarten. 
Diese sind für die vorliegende Untersuchung vor allem deshalb von Bedeutung, 
weil Kraft ihrer eventuellen Sicherungsfunktion ein lastenfreier Erwerb Dritter 
gefährdet werden könnten (z.B. Vermischung einer verpfändeten Sache oder Kon-
fiszierung einer mit einer Hypothek belasteten Immobilie, siehe sogleich unten).

Fund. Wer eine herrenlose Sache findet, hat diese bei der Kommunalbehörde 
abzugeben. Der Finder hat Anspruch auf 10% des Wertes des Gefundenen (Art. 87 ff. 
EG). Stellt sich der Eigentümer nicht innerhalb eines Jahres heraus, so erwirbt die 
Gemeinde das lastenfreie Eigentum an der Sache auch dann, wenn die Sache 
gestohlen wurde oder verloren gegangen ist. Bei einem Schatzfund wird der Staat 
Eigentümer der Sache, wenn der ehemalige Eigentümer nicht feststellbar ist. Der 
Finder hat Anspruch auf 25% des Wertes des Gefundenen.

Verarbeitung. Ist der Wert der verarbeiteten Sache höher als jener der Bestand-
teile/Materialien, so wird der Verarbeiter Eigentümer. Ist der Wert der Materialien 
höher als jener der verarbeiteten Sache, so gehört die neue Sache dem Materialei-
gentümer. Liegen mehrere Sachen oder Materialien vor, so genießt der Eigentümer 
der Hauptsache bzw. des Hauptmaterials den Vorzug. Wenn die Sachen/Materialien 
als gleichwertig zu betrachten sind, kommt es zur Begründung von Miteigentum 

41 Das Strafgesetzbuch spricht ausdrücklich vom Verbrechen, einer gemeingefährlichen Tat, 
die schuldhaft begangen wurde (veröffentlicht in D.V. Nr. 26/1968).

42 Veröffentlicht in D.V. Nr. 44/1996.
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(Art. 94 ff. EG). Eine allfällige Entschädigung für den Eigentumsverlust erfolgt 
nach den Regeln für Geschäftsführung ohne Auftrag. 

Vermischung und Vermengung. Die Regelungen über die Verarbeitung sind ent-
sprechend anzuwenden.

Erzeugnisse. Der Eigentümer der Sache erwirbt das Eigentum an den Erzeugnis-
sen der Sache und auch an den aus der Benutzung der Sache resultierenden Ein-
nahmen (Art. 93 EG).

Bestandteile einer Sache. Der Eigentümer der Sache ist auch Eigentümer an den 
Bestandteilen dieser Sache (Art. 98 EG).

Beschlagnahme/Konfiszierung. Art. 44 ff. des bulgarischen Strafgesetzbuches 
regelt die Konfiszierung als lastenfreie Erwerbsart. Bei einer Konfiszierung handelt 
es sich um eine Strafe, die dann verhängt wird, wenn der Täter Eigentümer bestimm-
ter Vermögensgegenstände ist. Aus dem Anwendungsbereich der Konfiszierung 
sind die im Art. 45 Abs. 2 des Strafgesetzbuches aufgelisteten Sachen und Geld-
mittel wie z.B. die Geldmittel, die den Unterhalt der Familie des Täters für ein 
Jahr im Voraus sichern, oder die Gegenstände, die notwendig für die Ausübung 
einer beruflichen Tätigkeit notwendig sind, ausgenommen. Es liegt somit eine 
abgeleitete Erwerbsart vor. Bei der Strafkonfiszierung haftet der Staat für die 
Verbindlichkeiten des Täters bis zur Höhe der konfiszierten Sachen.

Mehrere Regelungen im Besonderen Teil des Strafgesetzbuches gebieten die Kon-
fiszierung von Sachen, die Gegenstand des Verbrechens sind (producta sceleris, 
z.B. Rauschgift, Spreng- oder Giftstoffe). Im Unterschied zur Strafkonfiszierung 
nach Art. 44 des Strafgesetzbuches handelt es sich hier um eine originäre Erwerbs-
art. Der Staat wird Eigentümer der Sachen, unabhängig davon, wer der bisherige 
Eigentümer war.

Öffentliche Versteigerung einer beweglichen Sache. Nach Art. 482 Abs. 2 der 
bulgarischen Zivilprozessordnung (ZPO) erwirbt der Ersteher originär und lasten-
frei. Der ehemalige Eigentümer hat lediglich Anspruch auf den bei der Versteige-
rung erzielten Preis.

Das bulgarische Recht kennt die Aneignung als gesetzlich geregelte primäre 
Erwerbsart nicht43.

B Die Übertragung des Eigentums an Immobilien
1 Der Erwerb vom Berechtigten
Wie bei den beweglichen Sachen erfolgt die Eigentumsübertragung bei Immo-
bilien kraft des Vertrages selbst. Eine Übergabe der Sache ist gemäß Art. 24 
Abs. 1 SVG nicht notwendig. Die oben unter Pkt. A.1 genannten Ausnahmen gel-
ten entsprechend auch für Immobilien.

43 Zu den Details der Entwicklung nach der Aufhebung des Art. 6 EG, s. Venedikov, op. cit., 
S. 217.
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Für Immobilien sind allerdings bestimmte Formvorschriften zu beachten. Gem. 
Art. 18 SVG bedürfen die Verträge zur Übertragung des Eigentums an Immobili-
en oder beschränkter dinglicher Rechte an Immobilien der notariellen Beurkun-
dung.

Die Eintragung der notariellen Urkunden ist kein Element des Übertragungstatbe-
standes, kann aber für den Vorrang der Rechte bei mehrmaliger Übertragung ein 
und derselben Immobilie von Bedeutung sein. Die Eintragung kann Personen, die 
zu einem früheren Zeitpunkt mit demselben Veräußerer einen Kaufvertrag abschlos-
sen, entgegengehalten werden (Art. 113 EG).

Praxisrelevant sind aber (aufgrund der Pflicht des eintragenden Beamten, jede 
notarielle Urkunde einzutragen, die ihm vom Notar vorgelegt wird) nur solche 
Fälle, in denen ein gerichtliches Urteil die notarielle Urkunde ersetzt (Art. 19 Abs. 3 
SVG). In diesem Fall wird der eingetragene Titel den anderen vorgehen.

2 Der Erwerb vom Nichtberechtigten 
(Ersitzungsvoraussetzungen)

Ein Erwerb vom Nichtberechtigten ist auch bei Immobilien zulässig. Dies sind die 
Fälle der Ersitzung von Immobilien sowie einige weitere originäre Erwerbsarten, 
bei denen die Rechtslage des Veräußerers von keinerlei Bedeutung für den Erwerb 
ist.

Bei Immobilien ist ein gutgläubiger Erwerb ausgeschlossen. Allerdings gibt es 
durch die Möglichkeit der Ersitzung ein gewisses Korrektiv.

Der Besitzer ist gutgläubig, wenn er den Besitz aufgrund eines Rechtsgeschäftes 
erworben hat, das imstande ist, das Eigentumsrecht zu übertragen und der nicht in 
Kenntnis ist, dass sein Rechtsvorgänger kein Eigentum an der Sache hatte (Art. 70 
Abs. 1 S. 1 EG). Die Gutgläubigkeit muss im Zeitpunkt der Besitzerlangung vor-
liegen (Art. 70 Abs. 1 S. 2 EG). Spätere Bösgläubigkeit schadet nicht. Liegen die 
Voraussetzungen für den gutgläubigen Besitz nicht vor, so handelt es ich um eine 
unredliche Ersitzung.

Die kumulativen Voraussetzungen für die unredliche Ersitzung sind:

• Es muss ein Besitz vorliegen.

• Der Besitz darf nicht unterbrochen sein.

• Der Besitz an der Immobilie muss zehn Jahre gedauert haben.

Für die gutgläubige Ersitzung gelten dieselben Voraussetzungen wie bei der unred-
lichen, der Eigenbesitz hat allerdings nur fünf Jahre zu dauern.

Öffentliches staatliches Eigentum und kommunales Eigentum können mittels 
Ersitzung nicht erworben werden (Art. 86 EG). Immobilien und bewegliche 
Sachen, die privates staatliches Eigentum darstellen, können jedoch durch Ersitzung 
erworben werden (arg. e contrario aus Art. 2 Abs. 2 des Gesetzes über das staat-
liche Eigentum44.

44 Veröffentlicht in D.V. Nr. 44/1996.
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3 Originäre Erwerbsarten und lastenfreier Erwerb
Verbindung mit einem Grundstück. Alles, was auf einem Grundstück gebaut 
wird oder wächst, gehört dem Eigentümer des Grundstückes, es sei denn, dass ein 
beschränktes dingliches Recht bestellt wurde (Art. 92 EG).

Teilweiser lastenfreier Erwerb bei öffentlicher Versteigerung einer Immobilie. 
Der Ersteher einer Immobilie erwirbt alle Rechte, die der Schuldner an der Sache 
hat. Die Rechte Dritter an der Sache, die den Vollstreckungsgläubigern nicht ent-
gegengesetzt werden können, können auch dem Ersteher gegenüber nicht geltend 
gemacht werden. Dies sind prinzipiell jene Rechte, die nach der Bestellung der 
entsprechenden Sicherheit oder im Zuge der Pfändung begründet wurden (Art. 496 
Abs. 2 ZPO).

Enteignung zugunsten der Gemeinden. Art. 32 Abs. 3 des Gesetzes über das 
Gemeindeeigentum ermöglicht einen lastenfreien Erwerb der Gemeinde. Die 
beschränkten dinglichen Rechte Dritter und die bestellten Hypotheken gehen aller-
dings auf die als Entschädigung dienende Immobilie über. Keine Regelung hat 
jedoch der Sachverhalt gefunden, wenn eine Entschädigung in Geld erfolgt ist, 
und auf der enteigneten Immobilie beschränkte dingliche Rechte bestellt wurden 
oder diese Gegenstand eines Miet- oder Pachtvertrages ist.

Enteignung zugunsten des Staates. Art. 41 Abs. 3 des Gesetzes über das staatliche 
Eigentum regelt in derselben Art auch die Enteignung zugunsten des Staates.

Eine Aneignung ist auch bei Immobilien nicht möglich.

C Abtretung von Forderungen und anderen Rechten 
(Zession)

Das bulgarische Recht kennt sowohl die Universal- als auch die Singularsukzes-
sion. Eine Universalsukzession liegt im Erbfall und bei Umwandlungen von juris-
tischen Personen vor. Die Abtretung von anderen Rechten erfolgt im Regelfall 
kraft eines schuldrechtlichen Vertrags und nur selten durch einseitiges Rechtsge-
schäft. Bei allen Formen der Abtretungen von Rechten geht das jeweilige Recht 
mit Abschluss des Rechtsgeschäfts über (keine Trennung zwischen schuldrecht-
lichem Verpflichtungs- und sachenrechtlichen Verfügungsgeschäft).

Für die Kreditsicherung ist vor allem die Abtretung von Forderungen von Bedeu-
tung (Art. 99 und 100 SVG).

Die Abtretung erfolgt mittels schuldrechtlichem Vertrag (Zession). Dieser Vertrag 
ist formfrei. Angesichts der diesfalls beschränkten Zulässigkeit von Zeugenaussa-
gen (Art. 164 Z. 3 ZPO)45 liegt eine schriftliche forma ad probationem vor46. Die 

45 Gem. Z. 3 leg. cit. sind Zeugenaussagen nicht zulässig, wenn Umstände festgestellt werden 
sollen, für deren Beweis ein Gesetz eine Urkunde vorschreibt, sowie bei Feststellung von 
Verträgen mit einem Wert über 5.000 Lewa.

46 Man unterscheidet grundsätzlich zwischen der Form, die den Beweis erleichtert und der 
vom Gesetze vorgeschriebenen Form, die für die Wirksamkeit des Rechtsgeschäfts vorge-
schrieben worden ist.
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abgetretene Forderung geht mit allen Privilegien, Sicherheiten und fällig gewor-
denen Zinsen an den Neugläubiger über.

Der Altgläubiger (Zedent) hat dem Neugläubiger (Zessionar) die die Forderung 
dokumentierenden Unterlagen zu übergeben und die Zession schriftlich zu bestä-
tigen. Der Zedent hat auch den Drittschuldner von der Zession zu unterrichten. 
Dies sind aber keine zwingenden Formvorschriften. Die Nichterfüllung dieser 
Pflichten des Zedenten kann lediglich zu Beweisschwierigkeiten und zu Problemen 
im Zusammenhang mit der schuldbefreienden Leistung des Drittschuldners an den 
Altgläubiger führen; sie hat nicht die Unwirksamkeit der Zession zur Folge.

Bei einer entgeltlichen Zession haftet der Zedent nur für die Existenz der Forderung 
zum Zeitpunkt der Übertragung, nicht jedoch für die Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners.

D Das Liegenschaftsrecht (Formen und Eintragung)
1 Die zwei Systeme des Liegenschaftsrechts
Derzeit gilt in Bulgarien das schwer handhabbare und unsicherere Personalfolien-
system. Dieses sieht die Eintragung der Immobilien und ihrer Belastungen nicht 
nach dem Grundstück, sondern nach der Person des Rechtsüberträgers und des 
Rechtserwerbers vor. Möchte sich ein Dritter nach der aktuellen Rechtslage eines 
Grundstückes erkundigen, so ist er auf die Personaldaten des gegenwärtigen oder 
wenigstens eines der vorherigen Eigentümer der entsprechenden Immobilie ange-
wiesen.

2 Die notarielle Beurkundung (Notariatsakt)
Aufgrund des relativ hohen Wertes des Übertragungsgegenstandes und der faktisch 
schweren Ermittelbarkeit des Eigentümers sieht das Personalfoliensystem eine 
erhöhte Formvorschrift für die Übertragung von Eigentum und sonstigen ding-
lichen Rechten an Immobilien vor. Diese ist die notarielle Beurkundung (Nota-
riatsakt). Dingliche Rechte an Immobilien werden nur in dieser Form übertragen. 
Ist der Form nicht genüge getan, so ist das Übertragungsgeschäft nichtig. Eine 
leichtere Form (die aber auch Wirksamkeitsvoraussetzung ist) ist für Übertragung 
von Immobilien vom Staat oder von den Gemeinden auf andere Personen vorge-
sehen. Hier ist die einfache Schriftform einzuhalten.

Die notarielle Beurkundung kann nur vom Notar des Ortes, bzw. dessen Bezirk, 
wo die Immobilie gelegen ist, durchgeführt werden.

Im Zuge der notariellen Beurkundung hat der Notar alle Wirksamkeitsvorausset-
zungen des Vertrages47 und die Rechte des Überträgers zu prüfen. Letzterer hat 
dem Notar seinen Erwerbsgrund nachzuweisen.

47 Gem. Art. 574 ZPO können keine Notariatsakte über gesetzwidrige Geschäfte errichtet 
werden.
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Die Rechtsfolgen einer notariellen Beurkundung hat auch das konstitutive (gestal-
tende) gerichtliche Urteil, womit ein Vorvertrag48 in einen endgültigen Vertrag 
umgewandelt wird. Dabei ist dem Gericht alles nachzuweisen, was ein Notar im 
Zuge der Beurkundung zu prüfen hat. Diese Wirkung hat auch das konstitutive 
(feststellende) gerichtliche Urteil, womit eine Feststellungsklage anerkannt 
wird.

Weiterer Handlungen als jene der notariellen Beurkundung (bspw. Eintragung) 
bedarf es grundsätzlich nicht. Soll eine Wirkung der Rechtsfolgen auch Dritten 
gegenüber erreicht werden, so muss auch die Eintragung ins Grundbuch beim 
zuständigen Grundbuchamt vorgenommen werden.

3 Die Eintragung
Eintragungen haben lediglich deklaratorische Wirkung. Wegen der bereits erwähnten 
Unsicherheit für den Erwerber und für die Wirkung Dritten gegenüber (Problem 
der Mehrfachveräußerung) empfiehlt es sich jedoch, vor allem zur Wahrung von 
Publizitätserfordernissen notarielle Beurkundungen ins Grundbuch eintragen zu 
lassen. Werden die Übertragungs- oder Rechtsbegründungsurkunden nicht einge-
tragen, so können sie Dritten gegenüber nicht entgegengesetzt werden. 

Feststellungs- und Gestaltungsklagen, die die Folgen einer Übertragung oder Rechts-
begründung nach sich ziehen, sind ebenfalls in das Grundbuch einzutragen. Ande-
renfalls können die nach ihnen gerichtlich anerkannten Rechte Dritten nicht ent-
gegengesetzt werden, wenn Dritte das entsprechende Recht vor der Eintragung 
erworben haben.

Die Eintragung von notariellen Beurkundungen wird im Regelfall vom jeweiligen 
Begünstigten vorgenommen. Bei gerichtlichen Urteilen hat das Gericht von Amts 
wegen zu prüfen, ob die Eintragung der entsprechenden Klage erfolgt ist. Ist dies 
nicht der Fall, so kann das Verfahren nicht eingeleitet werden.

E Schuldrechtliche Aspekte
Bis auf wenige Ausnahmen (gesetzliche Sicherheiten) entstehen die meisten Kre-
ditsicherheiten kraft eines schuldrechtlichen Vertrages. 

1 Zustandekommen von Verträgen, (Un-)Wirksamkeit, 
sachenrechtliche Wirkung von schuldrechtlichen Verträgen

a Zustandekommen von Verträgen49

Ein Vertragsschluss erfolgt mittels übereinstimmendem Willen (Konsens) zwischen 
den Parteien (Art. 13 SVG). Ein Angebot hat für den Offerenten bindende Wirkung. 
Diese Bindungswirkung ist für Angebote unter Abwesenden für eine angemessene 
Zeit gegeben. Unter Anwesenden verliert das Angebot seine bindende Kraft, wenn 
es nicht unverzüglich angenommen wird. Die Termini „angemessene Zeit“ und 
„Unverzüglichkeit“ sind unter Berücksichtigung der Prinzipien von Treu und Glau-

48 Der Vorvertrag ist in Art. 19 SVG geregelt. Der Vorvertrag zur Übertragung von dinglichen 
Rechten an Immobilien bedarf der Schriftform.

49 S. Koshuharov, op. cit., S. 63 ff.
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ben im konkreten Fall zu bestimmen (Art. 12 und 63 SVG). Die Bindungswirkung 
kann von der Person, die das Angebot macht, befristet oder bedingt werden.

Das Handelsgesetz (HG)50 kennt ebenfalls zwei Arten des Angebots: die öffentliche 
Einladung und das öffentliche Angebot (Art. 290 und 291 HG). Beide sind an einen 
unbestimmten Personenkreis gerichtet und beinhalten größere Mengen an angebo-
tenen Leistungen.

Der Tod einer Partei oder der Eintritt von Umständen, die eine Vormundschaft oder 
Betreuung einer der Parteien bedingen, beeinträchtigen einen bereits erzielten Kon-
sens nicht (Art. 14 Abs. 2 SVG).

Der Widerruf des Angebots hat nur dann Wirkung, wenn er vor oder gemeinsam 
mit dem Angebot beim Adressaten eingegangen ist.

Ist die Annahme, wenn auch verspätet beim Offerenten eingetroffen, so entfaltet 
sie dennoch Wirkung, wenn ihr zu entnehmen ist, dass sie rechtzeitig abgesandt 
worden ist.

Der Vertragsabschluss erfolgt zum Zeitpunkt des Eingangs der Annahme beim 
Offerenten (Eingangstheorie) (Art. 14 Abs. 1 SVG).

Als Vertragsabschlussort gilt jener Ort, an den das Angebot unterbreitet wurde 
(Art. 14 Abs. 3 SVG).

Schweigen trägt prinzipiell keinen Erklärungswert in sich. Für Kaufleute gilt aller-
dings eine abweichende Regelung. Stehen die potentiellen Vertragspartner in stän-
digen Handelsbeziehungen, so gilt das Angebot als angenommen, wenn es nicht 
unverzüglich abgelehnt wird (Art. 292 Abs. 1 HG).

b Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB)
Die allgemeine zivilrechtliche Regelung findet sich im Art. 16 SVG, jene des 
Handelsrechts im Art. 298 HG. Vermehrte praktische Bedeutung wird in Zukunft 
v.a. die Bestimmung des HG haben. AGB sind für die andere Vertragspartei nur 
dann bindend, wenn diese sie schriftlich akzeptiert hat oder wenn diese ein Kauf-
mann ist und die AGB kennt oder kennen musste und diese nicht unverzüglich 
ablehnt. Bedarf das Geschäft der Schriftform, so müssen die AGB der annehmenden 
Partei beim Vertragsschluss übergeben werden51.

Regelungen über AGB hinsichtlich Verbrauchergeschäften finden sich auch im 
Verbraucherschutzgesetz52, das gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben entspricht. So 
sind etwa Vorschriften aus AGB nichtig, wenn diese offensichtlich nachteilig für 
den Verbraucher formuliert sind (Art. 146 Abs. 1 und 2 des Verbraucherschutzge-
setzes). Gem. Art. 148 leg. cit. kann darüber hinaus die Verbraucherschutzkom-
mission Empfehlungen und Anweisungen hinsichtlich ungleich berechtigender 
Bestimmungen in AGB geben bzw. erteilen.

50 Veröffentlicht in D.V. Nr. 48/1991.
51 Da die Beweislast beim Benutzer der AGB liegt, muss sich dieser von der anderen Partei 

den Erhalt schriftlich bestätigen lassen.
52 Veröffentlicht in D.V. Nr. 99/2005.
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c Unwirksamkeit von Verträgen53

Dem bulgarischen Rechtssystem sind folgende Arten der „Unwirksamkeit“ von 
Rechtsgeschäften bekannt: Nichtigkeit, Anfechtbarkeit, Unwirksamkeit bestimmten 
Personen gegenüber (relative Nichtigkeit), schwebende Unwirksamkeit und teil-
weise Unwirksamkeit.

Die Gründe für die Nichtigkeit von Rechtsgeschäften sind im Art. 26 Abs. 1 und 
2 SVG erschöpfend aufgelistet. Es sind dies insbesondere:

• sittenwidrige Geschäfte;

• Geschäfte, die gegen ein gesetzliches Verbot verstoßen54;

• Geschäfte, die den Zweck der Gesetzesumgehung verfolgen;

• Geschäfte über nicht eröffnete Erbschaften55;

• Geschäfte, die eine unmögliche Leistung zum Gegenstand haben56;

• Geschäfte, bei denen Dissens vorliegt57;

• Geschäfte, die der vorgeschriebenen Form nicht genügen58;

• Geschäfte, denen keine causa59 zugrunde liegt;

• Scheingeschäfte60.

Auf die Nichtigkeit eines Rechtsgeschäfts kann sich jeder berufen. Eine Feststel-
lungsklage ist immer zulässig, die Berufung auf die Nichtigkeit unterliegt keiner 
präklusiven Frist61. Die Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts hat die wechselseitige 
Rückgewähr der Leistungen zur Folge. Nur im Ausnahmefall des Art. 5 Abs. 4 

53 Tadjer, Allgemeiner Teil des Zivilrechts der VR Bulgarien Bd. II, und Pavlova, Allgemeiner 
Teil des Zivilrechts, Bd. II.

54 Es muss sich um einen Verstoß gegen zwingende Normen handeln. Unter „Gesetz“ sind 
nicht nur gesetzliche Bestimmungen zu verstehen, sondern auch normative Verfügungen der 
Exekutive. Die Rechtsfolge der Nichtigkeit tritt in diesen Fällen ohne weiteres ein.

55 D.h. Verträge, die zwischen dem künftigen Erben und Dritten geschlossen werden. Nach 
bulgarischem Recht ist auch ein allfälliger Erbvertrag nichtig.

56 Unmöglichkeit der Leistung liegt bspw. vor, wenn der Gegenstand beim Vertragsabschluss 
bereits untergegangen ist (bei bestimmten Sachen), nicht jedoch, wenn der Vertrag über 
einen künftigen Gegenstand oder über einen Gegenstand abgeschlossen wird, der dem Ver-
äußerer noch nicht gehört.

57 Praktisch handelt es sich hier um die Nicht-Übereinstimmung von Willenserklärungen, um 
die Willenserklärung eines Geschäftsunfähigen oder um die Willenserklärung eines Schein-
vertreters.

58 Bei der vorgeschriebenen Form handelt es sich um eine forma ad solemnitatem und nicht 
eine forma ad probationem.

59 Unter causa ist der bezweckte Rechtserfolg des Geschäftes zu verstehen. Rechtsgeschäfte 
sind grundsätzlich kausal. Gem. Art. 26 Abs. 2 in fine SVG ist die Causa im Zweifel zu 
vermuten.

60 Die Nichtigkeit von Scheingeschäften kann gutgläubigen Dritten nicht entgegengesetzt wer-
den (Art. 17 SVG).

61 Was die Rechte Dritter betrifft, die vom „Erwerber“ nach einem nichtigen Rechtsgeschäft 
Rechte abgetreten bekommen, so finden die Regelungen über den Erwerb vom Nichtberech-
tigten oder den gutgläubigen Erwerb Anwendung.
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AuslInvGes führt die Nichtigkeit des verbotenen Geschäftes zur Konfiszierung des 
Geleisteten.

Anfechtbar sind die

• Geschäfte, die von beschränkt Geschäftsfähigen62 vorgenommen werden oder 
von ihren Vertretern, Vormündern oder Betreuern, wenn diese gegen gesetz-
liche Auflagen verstoßen63;

• Geschäfte, die unter Irrtum abgeschlossen wurden;

• Geschäfte, die unter Drohung abgeschlossen wurden;

• Geschäfte, bei denen eine arglistige Täuschung vorliegt;

• Geschäfte, die von geschäftsfähigen Personen abgeschlossen wurden, die jedoch 
im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses ihre Handlungen nicht verstehen oder 
kontrollieren konnten;

• Wuchergeschäfte64.

Solche Geschäfte können nur von der durch das Gesetz bestimmten Partei ange-
fochten werden. Die Anfechtung hat auf gerichtlichem Weg durch Erheben einer 
Gestaltungsklage zu erfolgen. Eine außergerichtliche Anfechtung ist der bulgarischen 
Rechtsordnung fremd. Die Anfechtungsmöglichkeit verjährt drei Jahre ab dem 
Vertragsabschluss, es sei denn, die Verjährung wurde gehemmt oder unterbrochen65. 
Bei einem Wuchergeschäft verjährt die Anfechtungsklage ein Jahr nach dem Ver-
tragsabschluss. Die aufgrund des angefochtenen Geschäfts allenfalls erworbenen 
Rechte Dritter sind entsprechend den Regeln des Erwerbs vom Nichtberechtigten 
oder jenen des gutgläubigen Erwerbs zu behandeln. Nur im Fall des Wucherge-
schäfts bleiben die Rechte Dritter unberührt66. Bei erfolgreicher Anfechtung sind 
die Leistungen wechselseitig zurückzugewähren67.

Bei der Unwirksamkeit bestimmten Personen gegenüber handelt es sich um ein 
wirksames Rechtsgeschäft, dessen Rechtsfolgen aber bestimmten Personen (z.B. 
den Gläubigern der einen Partei) nicht entgegengesetzt werden können68.

62 Beschränkt geschäftsfähig sind Personen vom 14. bis zum 18. Lebensjahr. Daneben existiert 
auch eine sog. „eingeschränkte Betreuung“.

63 Solche Erfordernisse sind bspw. im Familienrecht zu finden, wie z.B. die Genehmigung des 
Gerichtes bei bestimmten Verfügungsgeschäften.

64 Unter „Wucher“ ist nur die Ausnützung einer Zwangslage zu verstehen und nicht etwa die 
weiteren, bspw. im § 138 Abs. 2 BGB aufgelisteten Gründe. Wuchergeschäfte sind nicht 
nichtig, sondern nur anfechtbar. 

65 Die Verjährungsfrist beginnt an dem Tag zu laufen, an dem der Irrtum oder die Täuschung 
festgestellt wurde, an dem die Betreuung aufgehoben wurde, an dem die Person mündig 
geworden ist, oder mit dem Wegfall der Drohung. Alle anderen Fälle verjähren ab dem Tag 
des Vertragsabschlusses.

66 Der Anfechtende kann nur den Gegenwert der Leistung fordern.
67 Mit Ausnahme des Wuchergeschäftes – bei diesem kann das Gericht eine ex tunc- oder ex 

nunc-Wirkung der Anfechtung anordnen.
68 Typisches Beispiel dafür ist die im Art. 135 SVG geregelte actio pauliana, die eine Form 

der Gläubigeranfechtung außerhalb des Konkurses darstellt.
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Eine schwebende Unwirksamkeit liegt bei unvollendeten Tatbeständen (bspw. 
Nichteinhalten der vereinbarten Form) und bei Tatbeständen mit unwirksamen 
Elementen vor.

Bei der teilweisen Unwirksamkeit findet grundsätzlich eine Konversion statt 
(Art. 26 IV SVG).

d Sachenrechtliche Wirkung von schuldrechtlichen Verträgen
Das bulgarische Recht kennt keine Trennung zwischen schuldrechtlichem Vertrag 
und sachenrechtlicher Übertragung des Eigentums.

2 Rückkauf, Treuhand, aufschiebende und auflösende Fristen 
und Termine

Der Rückkauf und die Treuhand (fiduziarische Abtretung) sind im bulgarischen 
Recht nur marginal bekannt und allenfalls sehr restriktiv geregelt. Dies liegt an 
einem gewissen Misstrauen des Gesetzgebers diesen Rechtsinstituten gegenüber. 
Art. 152 SVG enthält ein allgemeines Verbot: „Eine Vereinbarung, mit der vor-
läufig verabredet wird, dass im Fall der Nichterfüllung der Gläubiger Eigentümer 
(der verpfändeten oder mit eine Hypothek belasteten) Sache wird, wie auch jede 
andere Abrede, mit der eine von der im Gesetz vorgesehenen abweichende Befrie-
digungsart vereinbart wird, ist unwirksam.“ Handelt es sich bei den Vertragsparteien 
um Kaufleute so ist die Vereinbarung eines Rückkaufs zulässig. Dieser Rückkauf 
bedarf der Schriftform und ist zu befristen (Art. 333 HG).

Die fiduziarische Abtretung von Eigentum oder anderen Rechten gilt oftmals als 
Mittel zur Gläubigerbenachteiligung und man ist geneigt, sie wegen Sittenwidrig-
keit für nichtig zu erklären, oder mit der actio pauliana (Art. 135 SVG) anzufech-
ten. Abgesehen von diesen rein praktischen Schwierigkeiten ist die fiduziarische 
Abtretung zulässig.

Der Eigentumsübergang kann auch bedingt oder befristet werden. Es sind prin-
zipiell sowohl aufschiebende als auch auflösende Vereinbarungen zulässig. Die 
Bedingung ist im Art. 25 SVG und die Befristung in den Art. 70–72 SVG gere-
gelt69.

3 Rücktrittsrecht und Auflösung wegen Nichterfüllung70

Das bulgarische Recht kennt sowohl das vereinbarte Rücktrittsrecht, als auch das 
gesetzlich geregelte Rücktrittsrecht bei einer Vertragsverletzung. Beide führen 
zur Auflösung des schon abgeschlossenen Vertrags.

Das Rücktrittsrecht bei Vertragsverletzung ist nur bei gegenseitigen Verträgen 
zulässig. Dieser wird prinzipiell außergerichtlich, d.h. durch einseitige empfangs-
bedürftige Willenserklärung ausgeübt (Art. 87 Abs. 1 und 2 SVG). Bei Verträgen, 
die Rechte an Immobilien übertragen, wie auch bei teilweiser Unmöglichkeit einer 
teilbaren Leistung, kann das Rücktrittsrecht nur im Wege einer Gestaltungsklage 
ausgeübt werden (Art. 87 Abs. 3 SVG).

Das Rücktrittsrecht verjährt innerhalb von fünf Jahren.

69 Vergl. Pavlova, op cit., S. 110 ff.
70 S. Koshuharov, op. cit., S. 347 ff.
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Die durch den Rücktritt bewirkte Auflösung des Vertrages wirkt auf den Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses zurück (ex tunc), es sei denn, es handelt sich um Dauer-
schuldverhältnisse. Im letzteren Fall wirkt die Auflösung ex nunc.

Das allgemeine Rücktrittsrecht ist unter Fristsetzung anzudrohen (Art. 87 Abs. 1 
SVG). Der Fristsetzung bedarf es nicht, wenn es sich um Fixgeschäfte handelt, 
oder wenn die Erfüllung ganz oder teilweise unmöglich geworden ist, oder wenn 
der Gläubiger kein Interesse mehr an einer Erfüllung hat (Art. 87 Abs. 2 SVG). 
Ein Rücktrittsrecht ohne Fristsetzung steht auch bei einem Kaufvertrag über eine 
bewegliche Sache zu, wenn Käufer seine Verpflichtungen nicht erfüllt (Art. 201 
SVG).

F Die Formvorschriften betreffend die 
Kreditsicherung

1 Die Arten von Formvorschriften
Dem bulgarischen Recht sind die mündliche (formfreie Geschäfte), die gewillkür-
te (von den Vertragsparteien bestimmte), die Schriftform, die Form unter Beteili-
gung von Staatsorganen und die notarielle Form bekannt. Angesichts ihrer Funk-
tion kann es sich um eine gesetzliche Form (forma ad solemnitatem, ad substan-
tiam) oder um eine Beweisform (forma ad probationem) handeln.

Bei der gesetzlich vorgeschriebenen Form, die bei dem Abschluss bestimmter 
Rechtsgeschäfte einzuhalten ist, handelt es sich um ein Formerfordernis, dessen 
Nichteinhaltung zur Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts führt (Art. 26 Abs. 2 SVG).

Die Beweisform ist im Art. 164 Abs. 1 Nr. 3 ZPO geregelt. Danach können Rechts-
geschäfte mit einem Wert über eine bestimmte Summe (derzeit 5 000 Lewa ~ 2.500 
EUR) nur in Schriftform als Beweis dienen, wenn das Rechtsgeschäft nicht unter 
Ehegatten, Verwandten in gerader Linie und sonstigen Verwandten bis zum vierten 
Grad, und auch verschwägerten Personen bis zum zweiten Grad abgeschlossen 
worden ist.

Wenn das Gesetz nicht anderes vorsieht, so gilt für den Abschluss jeglicher Geschäfte 
generell die mündliche Form.

Wird einer von den Parteien vereinbarten gewillkürten Form nicht Genüge getan, 
so hat dies die schwebende Unwirksamkeit des Vertrages zur Folge (Art. 293 Abs. 2 
HG).

Die Schriftform setzt das eigenhändige (oder von einem Vertreter vorgenommene) 
Unterzeichnen eines Textes71 voraus. Die Versiegelung hat diesbezüglich keine 
Bedeutung72. Die Schriftform liegt auch bei gegenseitigem Briefwechsel oder im 
Fall der Reproduktion von Willenserklärungen vor (Art. 293 Abs. 4 HG). Bei elek-
tronischem Datenaustausch (Telex, Fax) ist der Schriftform nur dann Genüge getan, 

71 Bei Testamenten ist eine besondere Schriftform erforderlich: Die Niederschrift des Textes, 
die Angabe des Datums und die Unterschrift müssen eigenhändig sein.

72 In der Praxis wird diese Versiegelung allerdings oft aus Sicherheitsgründen gefordert, ohne 
dabei ein konstitutives Element der Willenserklärung darzustellen.
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wenn die Arbeitsweise des entsprechenden Geräts eine ungenaue Reproduktion der 
Willenserklärung ausschließt (Art. 293 Abs. 5 HG). Bei E-Mails gilt die Schriftform 
eingehalten, wenn ein elektronisches Dokument gem. Art. 3 Abs. 2 des Gesetzes 
über das elektronische Dokument mit der elektronischen Unterschrift erstellt 
wurde.

Jene Form, die eine Beteiligung von Staatsorganen vorsieht, hat nur für das 
Familienrecht Bedeutung.

Eine notarielle Beurkundung (Notariatsakt) wird durch den Notar durchgeführt 
und von den Parteien unterzeichnet.

Notarielle Beglaubigungen können umfassen:

• den Inhalt einer Urkunde;

• die Unterschrift;

• das Datum;

• die Übereinstimmung von Kopien mit einem Original.

Die praktische Bedeutung der notariellen Beurkundungen und Beglaubigungen 
liegt nicht nur in der Wahrung der gesetzlichen Form, sondern auch in der beson-
deren Beweiskraft der beurkundeten und beglaubigten Schriftstücke. Gemäß 
Art. 179 ZPO handelt es sich bei einem Dokument, das von einer Amtsperson im 
Rahmen ihrer Befugnisse ausgestellt wurde, um einen Beweis für die im Dokument 
behaupteten Umstände. Diesfalls geht die Beweislast auf den Prozessgegner 
über.

2 Wichtige formbedürftige Geschäfte
Verträge, die Eigentum oder sonstige dingliche Rechte an Immobilien übertra-
gen, bedürfen der notariellen Beurkundung (Art. 18 SVG). Handelt es sich aber 
um solche Verträge, bei denen der Veräußerer der Staat oder eine Gemeinde ist, 
so ist die einfache Schriftform ausreichend (Art. 18 EG). In weiterer Folge werden 
die für die Kreditsicherung bedeutenden formbedürftigen Rechtsgeschäfte erläu-
tert.

Eine Hypothek ist mittels notarieller Beurkundung zu errichten. Bei der Bürgschaft 
ist die einfache Schriftform ausreichend.

Die Unterschriften unter den Veräußerungsverträgen für Kraftfahrzeuge sind nota-
riell zu beglaubigen (Art. 144 des Gesetzes über den Straßenverkehr73).

Das Prinzip „Kauf bricht Miete“ gilt dann nicht, wenn der Mietvertrag im Grund-
buch eingetragen wurde. Ansonsten kann das Mietverhältnis dem neuen Eigentü-
mer nicht entgegengesetzt werden (Art. 237 SVG).

Die Vereinbarung von Zinsen für ein Darlehen bedarf der Schriftform. Dieses 
Erfordernis gilt nicht, wenn es sich bei einer der Parteien um eine Bank handelt 
(Art. 240 Abs. 2 SVG) oder wenn beide Parteien Kaufleute sind (Art. 294 HG).

73 Veröffentlicht in D.V. Nr. 20/1999.
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Der landwirtschaftliche Pachtvertrag bedarf der notariellen Beglaubigung der 
Unterschriften (Art. 3 Abs. 1 des Gesetzes über die landwirtschaftliche Pacht74).

Die Vereinbarung von Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) hat schriftlich 
zu erfolgen (Art. 16 SVG, Art. 298 Abs. 1 HG).

Ein Versicherungsvertrag bedarf der Schriftform (Art. 381 Abs. 1 HG).

Der Schriftform bedürfen die meisten Bankgeschäfte: der Kontokorrentvertrag 
(Art. 426 Abs. 2 HG); der Bankkreditvertrag (Art. 430 Abs. 3 HG); das Akkre-
ditiv (Art. 435 Abs. 1 HG); die Bankgarantie (Art. 442 HG).

Der Vertrag für die Verwahrung in einem öffentlichen Lager ist schriftlich abzu-
schließen (Art. 574 HG).

Der Lizenzvertrag bedarf der Schriftform (Art. 587 HG).

Alle Wechselgeschäfte (Wechsel, eigener Wechsel, Scheck) sind schriftlich vor-
zunehmen. Dasselbe gilt auch für die Indossamente und Avale (Art. 455 ff., 535 ff. 
und 539 ff. HG).

G Die Formen der Gläubigerbefriedigung – individuelle 
Zwangsvollstreckung und Konkursverfahren. 
Besonderheiten des Konkurses bei Banken und 
Versicherungsgesellschaften75 

1 Die individuelle Zwangsvollstreckung
Bei der individuellen Zwangsvollstreckung handelt es sich um ein Verfahren, das 
die Umwandlung des Schuldnervermögens in Geld zur Befriedigung der Gläubiger 
bezweckt. Im Rahmen der individuellen Zwangsvollstreckung sind auch weitere 
Verfahren vorgesehen, wie das Erzwingen einer nicht auf Geld lautenden Leistung, 
einer Unterlassung etc. Da letztere Verfahren von nicht so großer Bedeutung sind, 
bleiben sie in diesem Bericht unerörtert. Die individuelle Zwangsvollstreckung ist 
in den Art. 426 ff. ZPO geregelt. Sie kann sowohl gegen Private, als auch gegen 
Kaufleute angewandt werden.

a Vollstreckungstitel
Die Zwangsvollstreckung wird aufgrund einer Vollstreckungsurkunde eingeleitet. 
Diese wird vom Amtsgericht ausgestellt und beim Vollstreckungsrichter eingereicht. 
Das Amtsgericht stellt die Vollstreckungsurkunde gegen Vorlage eines der nach-
stehenden Dokumente aus (Art. 404 ZPO):

• rechtskräftige gerichtliche Urteile und Beschlüsse;

• Gerichtsvergleichsprotokolle;

• Schiedssprüche und die Schiedsgerichtsvergleiche;

74 Veröffentlicht in D.V. Nr. 82/1996.
75 Die Ausführungen in diesem Bericht basieren auf den Fassungen der zzt. geltenden ZPO 

und der Insolvenzvorschriften. 
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• Urteile, Beschlüsse und Vergleiche eines Gerichts eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union, die nicht dem regulären Exequaturverfahren unterliegen 
(Übergangsfristen sind nicht vorgesehen);

• Urteile ausländischer Gerichte, die grundsätzlich der Anerkennung und 
Zulassung zur Vollstreckung bedürfen76 (Übergangsfristen sind nicht vor-
gesehen);

• Sprüche ausländischer Schiedsgerichte77.

Die alte Zivilprozessordnung kannte die so genannten außergerichtlichen Vollstre-
ckungstitel, die dem Inhaber die Möglichkeit gaben, eine Vollstreckungsurkunde 
zu beantragen. Dies waren gemäß Art. 237, B. „c“ ff. ZPO-alt:

• Dokumente und Kontoauszüge der Banken, der staatlichen Behörden und der 
Genossenschaften78;

• Verfügungen von staatlichen Verwaltungsorganen, deren Vollstreckung den 
Gerichten obliegt79;

• Wechselurkunden, Schecks und ihnen gleichgestellte Orderpapiere, so wie 
Schuldverschreibungen, Zinscoupons und Arbeiteraktien;

• notarielle Beurkundungen über durch sie begründete Geldschulden oder Schul-
den über vertretbare Sachen (darunter auch die Hypothek), sowie auch hinsicht-
lich der Besitzübergabe bestimmter Sachen; 

• andere gesetzlich vorgesehene Dokumente80.

 Die neu geltende ZPO führte das prozessuale Institut des Vollstreckungsbefehls 
ein (Art. 410 ff. ZPO). Ein Vollstreckungsbefehl kann sowohl in den oben auf-
gelisteten Konstellationen erlassen werden, als auch aufgrund von Auszügen 
aus dem Register der Sonderpfandrechte (s. Kap. VI Pkt. 3), das zum Gegenstand 
die Vollstreckung an solchen Vermögensgegenständen des Schuldners bezweckt 
(Art. 417 Nr. 4 ZPO), oder im Falle, dass der Eigentumsvorbehaltsgläubiger 
oder Leasinggeber, die in dem Register der Sonderpfandrechte den Eigentums-
vorbehalt, bzw. den Leasingvertrag eintragen ließen, die Herausgabe der ver-
kauften, bzw. geleasten Sache verlangen (Art. 417 Nr. 5 ZPO). Im Gegensatz 
zu den anderen Titeln, aufgrund derer ein Vollstreckungsbefehl beantragt werden 

76 Die Exequatur (die Zulassung der Zwangsvollstreckung von ausländischen Zwangsvollstre-
ckungstiteln) ist in den Art. 117 ff. des Gesetzbuches über das Internationale Privatrecht 
(GIPR), D.V. Nr. 42/2005, geregelt. Dieser Kodex stellt die lex generalis zu den jeweiligen 
abgeschlossenen bilateralen und multilateralen Verträgen dar. Besteht kein solcher Vertrag, 
so ist das Gegenseitigkeitsprinzip ausschlaggebend.

77 Ausländische Schiedssprüche werden aufgrund des Gesetzes über die internationale Han-
delsschiedsgerichtsbarkeit (D.V. Nr. 60/1988) zur Zwangsvollstreckung zugelassen. Zustän-
diges Gericht hierfür ist das Sofioter Stadtgericht. Der wichtigste internationale Vertrag ist 
das New Yorker Abkommen.

78 In Art. 237 lit. c ZPO-alt sind auch weitere Zwangsvollstreckungstitel vorgesehen gewesen, 
diese haben wegen der Auflösung der entsprechenden begünstigten Gläubiger ihre Bedeutung 
verloren.

79 Solche Verfügungen sind nur jene nach den Gesetzen über die Städtebauordnung.
80 Bspw. Verfügungen von Steuerämtern, schriftlich beurkundete Pfandverträge (Art. 160 SVG), 

Notariatsakte über Hypotheken (Art. 173 Abs. 3 SVG).
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kann, sind die alten „außergerichtlichen“ Vollstreckungstitel (s. oben) ein Grund, 
die sofortige Zwangsvollstreckung gem. Art. 418 ZPO zu beantragen. In diesem 
Falle vermerkt das Gericht das Dokument, z.B. das Wertpapier, und den Voll-
streckungsbefehl – dieser ist in jedem Fall zu beantragen – und ordnet die 
sofortige Zwangsvollstreckung an, falls der Gläubiger diese beantragt hat. Erho-
bene Rechtsmittel gegen die sofortige Vollstreckung hemmt sie nicht. Von der 
sofortigen Vollstreckung wird sowohl im Fall einer Hypothek, als auch im Fall 
einer anderen Forderung der Banken (Art. 417 Nr. 2 und 3 SVG) Gebrauch 
gemacht.

b Umwandlung des Schuldnervermögens in Geld
Bestimmte Objekte des Schuldnervermögens sind durch öffentliche Versteigerung 
in Geld umzuwandeln. Der Zwangsversteigerung unterliegen Immobilien und 
bewegliche Sachen (Art. 465 ff. und 483 ff. ZPO). Wenn die Versteigerung der 
Sache erfolglos bleibt, so kann der Gläubiger eine Immobilie zu 80% und eine 
Mobilie zu 100% des Schätzwertes erwerben81. Die Forderungen werden dem 
Gläubiger zwangsweise übertragen (Art. 570 ff. ZPO).

Wird in eine Hypothek von einem nachrangigen Gläubiger vollstreckt, so erlischt 
die Hypothek (Art. 175 Abs. 1 SVG), es sei denn, dass eine Vereinbarung zwischen 
dem Hypothekengläubiger und dem Käufer, die Hypothek auch nach der Verstei-
gerung bestehen zu lassen, zustande gekommen ist (Art. 175 Abs. 2 SVG). Dabei 
ist es irrelevant, ob vom Exekutionsrichter eine Mitteilung gem. Art. 501 ZPO 
erfolgt ist. Schadensersatzforderungen bleiben davon unberührt.

Das Gesamthandeigentum der Familie82 unterliegt ebenfalls der Zwangsvoll-
streckung. Grundsätzlich wird der Erlös zur Hälfte unter den Ehegatten auf-
geteilt. Der an der Versteigerung teilnehmende Ehegatte genießt gewisse Vor-
züge (Art. 502–506 ZPO).

c Befriedigung der Gläubiger
Reicht der im Rahmen der Zwangsvollstreckung erzielte Erlös nicht zur Befriedi-
gung aller Gläubiger aus, so wird der Erlös nach den Bestimmungen des Art. 136 
SVG verteilt. Diese Norm legt insgesamt sechs bevorzugte Gläubigergruppen 
fest. Zunächst wird die erste Gläubigergruppe befriedigt. Reicht der Erlös für die 
Befriedigung einer Gläubigergruppe nicht aus, so sind die Gläubiger proportional 
nach ihren Forderungen zu befriedigen. Auch innerhalb der gleichen Gläubiger-
gruppe gibt es Rangverhältnisse. Der jeweilige Rang wird durch den Zeitpunkt 
der Eintragung bestimmt.

81 Dieser Wert wird durch einen vom Gerichtsvollzieher bestellten Sachverständigen ermit-
telt.

82 Noch bekannt in der deutschen Literatur zum ausländischen Familienrecht als „Errungen-
schaftsgemeinschaft“. Gem. Art. 19 des Familiengesetzbuches (veröffentlicht in D.V. 
Nr. 41/1985) stehen folgende Vermögensobjekte im Gesamthandeigentum der Familie: Ent-
geltlich während der Ehe erworbene Sachen und dinglichen Rechte sowie Bankdepots.
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Art. 136 SVG sieht folgende Rangordnung vor:

1) Kosten für die Besicherung und die Zwangsvollstreckung;

2) staatliche Forderungen aus Steuern für eine Sache83 – aus dem Wert dieser 
Sache;

3) durch Pfand oder Hypothek besicherte Forderungen – aus dem Erlös der 
entsprechenden Sachen;

4) Forderungen, aufgrund derer ein Zurückbehaltungsrecht ausgeübt wird;

5) Forderungen aus Arbeitsverhältnissen und aus Unterhaltspflichten;

6) staatliche Forderungen mit Ausnahme von Geldstrafen.

Alle anderen Forderungen werden nachrangig befriedigt.

Bestimmt eine sondergesetzliche Regelung, dass eine Forderung vor allen anderen 
Forderungen zu befriedigen ist, so ist diese Forderung nach den „Kosten für die 
Besicherung und die Zwangsvollstreckung“ zu befriedigen. Beispiel: die privile-
gierten Forderungen nach Abschnitt 2 des Handelsschifffahrtsgesetzbuches. Diese 
sondergesetzliche Rangstellung ist in Art. 53 des HSGB ausdrücklich geregelt.

Art. 722 HG bestimmt allerdings eine andere Rangordnung für die bevorzugten 
Gläubiger im Rahmen eines Konkursverfahrens. Art. 136 SVG ist allenfalls sub-
sidiär anzuwenden (s. unten Pkt. 2.e).

d Von der Zwangsvollstreckung ausgeschlossenes Vermögen
Der Zwangsvollstreckung unterliegen nicht:

• unübertragbare Rechte84;

• Sachen für den alltäglichen Gebrauch, notwendige Nahrungs- und Heizungs-
mittel, Sachen, die für den beruflichen Gebrauch bestimmt sind;

• landwirtschaftliche Flächen bis zu einer bestimmten Höchstfläche;

• die einzige Wohnung des Schuldners; (die Wohnung unterliegt allerdings der 
Zwangsvollstreckung, wenn diese mit einer Hypothek belastet ist, wenn die 
vollstreckbare Forderung durch eine unerlaubte Handlung begründet wurde oder 
wenn es sich um eine Forderung aus einer Unterhaltspflicht handelt; ein bestimm-
ter Anteil des Arbeitslohns85).

 Die Wohnung des Schuldners unterliegt nicht der Zwangsvollstreckung, soweit 
diese nicht durch eine Hypothek belastet ist. Dies gilt auch, wenn das Gebäude, 
in dem sich die Wohnung befinden soll, noch nicht fertig gestellt worden ist86. 
Hier ist es ohne Belang, ob die Hypothek durch Vertrag oder ex lege entstanden 
ist.

83 Z.B. die Grundsteuer, s. Art. 10 ff. des Gesetzes über die lokalen Steuern und Gebühren, 
veröffentlicht in D.V. Nr. 117/1997.

84 Z.B. der Nießbrauch (Art. 56 EG), der Unterhalt, das Stipendium.
85 Ausgenommen bei Unterhaltspflichten.
86 Entscheidung Nr. 2586/1959 des Obersten Gerichtshofs, I. Zivilkammer. 
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e Die Gläubigeranfechtung außerhalb der Zwangsvollstreckung 
(actio pauliana)

Die actio pauliana ist im Art. 135 SVG geregelt. Aufgrund des schwierigen Nach-
weises der notwendigen Voraussetzungen hat dieses Institut jedoch keine große 
praktische Verbreitung erfahren. Weit wirksamer sind hingegen die Anfechtungs-
möglichkeiten innerhalb eines Konkursverfahrens.

Gem. Art. 135 SVG kann der Gläubiger beantragen, dass alle Handlungen des 
Schuldners, die ihn benachteiligen, ihm gegenüber für nichtig erklärt werden. 
Der Schuldner muss allerdings von der Benachteiligung gewusst haben. Wider 
besseres Wissen muss auch der Vertragspartner des Schuldners gehandelt haben, 
wenn das benachteiligende Rechtsgeschäft entgeltlich ist. Die Bösgläubigkeit des 
schuldnerischen Vertragspartners wird vermutet, wenn er Ehegatte, Abkömmling, 
ein anderer Verwandter in gerader Linie, Bruder oder Schwester des Schuldners 
ist. Wurde die Handlung vor dem Entstehen der Forderung des Gläubigers vorge-
nommen, so wird diese nur für nichtig erklärt, wenn der Schuldner und sein Ver-
tragspartner die Gläubigerbenachteiligung verfolgt haben.

Diese Rechte der Gläubiger sind mittels Gestaltungsklage geltend zu machen.

2 Das Konkursverfahren
Ein Konkursverfahren kann nur gegen einen Kaufmann eröffnet werden (Art. 608 
Abs. 1 HG). Für Konkursverfahren gegen Banken und Versicherungsgesellschaften 
existieren Sonderregelungen, die von der allgemeinen Konkursordnung z.T. wesent-
lich abweichen (s. unten Pkt. 3).

a Eröffnungsvoraussetzungen
Ein Konkursverfahren wird gegen einen Kaufmann eröffnet, der zahlungsunfähig 
ist. Die Zahlungsunfähigkeit liegt vor, wenn der Kaufmann nicht in der Lage ist, 
eine fällige und unbestrittene Geldschuld aus einem Handelsgeschäft zu erfüllen 
(Art. 608 Abs. 2 HG). Die Zahlungsunfähigkeit wird vermutet, wenn der Schuldner 
selbst einen Konkurseröffnungsantrag gestellt hat, wenn er die Zahlungen eingestellt 
hat, sowie beim Vorliegen der Überschuldung einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung oder einer Aktiengesellschaft (Art. 607a Abs. 2 HG). Überschuldet ist eine 
Kapitalgesellschaft, wenn ihr Vermögen nicht zur Deckung ihrer Schulden ausreicht 
(Art. 742 HG).

Stellt das Konkursgericht die Zahlungsunfähigkeit fest, so eröffnet es das Kon-
kursverfahren und bestimmt das Datum des Eintritts der Zahlungsunfähigkeit.

b Die Konkursmasse und ihre Verwaltung
Gem. Art. 614 HG umfasst die Konkursmasse:

• die Vermögensrechte des Schuldners zum Zeitpunkt des Ergehens des Urteiles 
über die Eröffnung des Konkurses;

• die nach diesem Zeitpunkt erworbenen Vermögensrechte des Schuldners.

Bei den unbeschränkt haftenden Gesellschaftern und bei den Einzelkaufleuten fällt 
in die Konkursmasse auch:

• das Gesamthandeigentum der Familie, das zum Unternehmen gehört;
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• die Hälfte der Errungenschaftsgemeinschaft der Ehegatten, die nicht zum Unter-
nehmen gehört;

• das Schuldnervermögen, das nicht der Zwangsvollstreckung unterliegt (s. oben 
Pkt.1.e).

Die Verwaltung der Konkursmasse wird entweder einem Syndikus (Konkursver-
walter) oder dem Schuldner nach vorläufiger Zustimmung des Syndikus für jedes 
einzelne Geschäft überlassen (Art. 635 und Art. 655 ff. HG).

c Sanierung des Unternehmens und Konkursvergleich; 
Wiederaufnahme des Konkursverfahrens

Der Schuldner, der Insolvenzverwalter, bestimmte Gläubigergruppen und die Gesell-
schafter/Aktionäre können einen Sanierungsplan vorschlagen (Art. 696 ff. HG). Die 
einzelnen Gläubigergruppen haben über den vorgeschlagenen Plan abzustimmen. 
Bei positivem Votum von mindestens zwei Gläubigergruppen (Summenmehrheiten) 
und unter Berücksichtigung anderer gesetzlicher Erfordernisse wird der Plan vom 
Gericht bewilligt und ist für alle Teilnehmer am Konkursverfahren bindend.

Die Gläubigergruppen sind gem. Art. 703 Abs. 2 HG:

1)  die Gläubiger mit gesicherten Forderungen oder solche mit Forderungen, auf 
denen ein Zurückbehaltungsrecht besteht;

2)  Gläubiger, deren Forderung vor der Eröffnung des Insolvenzverfahren aus 
Arbeitsverhältnissen mit dem Insolvenzschuldner resultieren;

3) der Fiskus;

4)  Gläubiger mit ungesicherten Forderungen und 

5)  Gläubiger, die in Art. 616 Abs. 2 HG aufgelistet sind.

Der Sanierungsplan kann auch einen Vergleich beinhalten (Art. 696 HG). Mit der 
Bewilligung des Sanierungsplans wird das Konkursverfahren eingestellt. Die Ein-
stellung des Verfahrens bedeutet aber keine in integrum restitutio hinsichtlich der 
Rechtslage des Schuldners. Auf Antrag eines Gläubigers, des Schuldners oder des 
Syndikus kann das Gericht bestimmen, dass die Handlungsfähigkeit des Schuldners 
erheblich eingeschränkt wird (Art. 707 Abs. 3 HG).

Erfüllt der Schuldner seine durch den Sanierungsplan begründeten Verpflichtungen 
nicht, so können die Gläubiger, die mehr als 15% der Forderungen innehaben, 
oder der Syndikus die Wiederaufnahme des Konkursverfahrens beantragen. In 
diesem Fall bedarf es keines erneuten Beweises der Zahlungsunfähigkeit. Die 
Novationswirkung eines im Sanierungsplan eventuell eingeschlossenen Konkurs-
vergleichs bleibt unberührt (Art. 709 HG).

Dieses Sanierungsplanverfahren ist bei Banken nicht anwendbar (Art. 91 BankG).

d Gläubiger- und Insolvenzverwalteranfechtung innerhalb des 
Konkurses

Der Insolvenzverwalter hat die Konkursmasse zu vervollständigen. Dies geschieht 
u.a. durch Rücktrittsrechte und Anfechtungsmöglichkeiten innerhalb des Konkurs-
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verfahrens (Art. 643 ff. HG) sowie durch Geltendmachung der Unwirksamkeit von 
Rechtsgeschäften der Konkursmasse gegenüber.

Von Verträgen, die zum Zeitpunkt des Einleitens des Konkursverfahrens nicht 
erfüllt sind, kann zurückgetreten werden. Dieses Rücktrittsrecht unterscheidet 
sich vom Rücktritt bei positiver Vertragsverletzung nach den Art. 87 ff. SVG (s. 
Kap. III Pkt. E.3). Hierfür ist keine Pflichtverletzung notwendig (so kann z.B. die 
nicht erfüllte Gegenleistung noch nicht fällig sein).

Folgende vom Schuldner vorgenommene Handlungen und Rechtsgeschäfte können 
angefochten und der Konkursmasse gegenüber für nichtig erklärt werden 
(Art. 647 HG):

1) ein unentgeltliches Geschäft, das innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren 
vor Konkursbeginn (Verfahrenseröffnung) zugunsten eines bestimmten Ver-
wandtenkreises und des Ehegatten abgeschlossen wurde;

2) ein unentgeltliches Geschäft, das zwei Jahre vor Konkursbeginn zugunsten 
eines Dritten abgeschlossen wurde;

3) ein entgeltliches Geschäft, bei dem das Gegebene die Gegenleistung wesent-
lich übersteigt und das ein Jahr vor Konkursbeginn getätigt wurde; 

4) eine Eigentumsübertragung an Erfüllung statt, wenn die Restitution des 
Übertragenen der Befriedigung der Gläubiger besser dienen würde;

5) die Einräumung einer (Sach-)Sicherheit, die sechs Monate vor Konkurs-
beginn für eine bis dann ungesicherte Forderung vorgenommen wurde;

6) die Einräumung einer (Sach-)Sicherheit, die ein Jahr vor Konkursbeginn 
für eine bis dann ungesicherte Forderung eines Gesellschafters oder Aktionärs 
vorgenommen wurde;

7) ein Geschäft, das die Gläubiger benachteiligt, und das ein Jahr vor Kon-
kursbeginn mit einem unbeschränkt haftenden Gesellschafter oder mit einem 
Gesellschafter oder Aktionär abgeschlossen wurde, der entweder (1) mehr 
als 20% des Kapitals besitzt oder (2) mit einem Vorstand oder mit einer 
anderen Person Kontrollbefugnisse gegenüber dem Schuldner ausübt87.

Die Unwirksamkeit der Konkursmasse gegenüber liegt in folgenden Fällen vor:

Für Gläubiger der Konkursmasse können mögliche Aufrechnungstatbestände nur 
unter erschwerten Bedingungen vorgenommen werden (Art. 645 HG). Die Auf-
rechnung des Gläubigers mit einer Forderung des Schuldners, nach Kenntnis der 
Zahlungsunfähigkeit oder des Antrags auf Eröffnung des Konkursverfahrens, kann 
der Konkursmasse gegenüber für nichtig erklärt werden (Art. 645 Abs. 3 HG). 
Eine Aufrechnung, die nach der Verfahrenseröffnung vom Schuldner vorgenommen 
wurde, ist der Konkursmasse gegenüber unwirksam (Art. 645 Abs. 4 HG).

87 Hier ist eine Ähnlichkeit mit der Gläubigeranfechtung außerhalb des Konkursverfahrens 
(actio pauliana) zu beobachten (Art. 135 SVG). Die Voraussetzungen für die Ausübung 
dieser Anfechtung innerhalb des Konkurses sind aber wesentlich leichter zu erfüllen.
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Die nach der Verfahrenseröffnung vorgenommene Erfüllung einer Verpflichtung, 
das Errichten von Sachsicherheiten und Verfügungsgeschäften aus der Konkurs-
masse sind der Konkursmasse gegenüber unwirksam.

e Befriedigungsrangordnung im Konkursverfahren
Die Rangordnung im Art. 722 HG stellt eine lex specialis zur Regelung des Art. 136 
SVG dar und gilt nur innerhalb des Konkursverfahrens. Art. 136 SVG ist subsidi-
är anzuwenden.

Art. 722 legt acht bevorzugte Gläubigergruppen fest. Aus einem allfälligen Ver-
wertungserlös ist zunächst die erste Forderungsgruppe zu befriedigen. Reicht der 
Erlös für die nächste Gläubigergruppe nicht aus, so werden die Gläubiger im 
Verhältnis ihrer Forderungen anteilig befriedigt.

Art. 722 HG legt die Ränge wie folgt fest:

1) durch Pfand oder Hypothek besicherte Forderungen oder durch Arrest oder 
Pfändung gesicherte Gegenstände (die nach dem Gesetz über die besonderen 
Pfandrechte88 eingetragen sind) – aus dem Verwertungserlös der entspre-
chenden Sachen;

2) Forderungen, hinsichtlich derer ein Zurückbehaltungsrecht ausgeübt wird;

3) Kosten für das Konkursverfahren;

4) Forderungen aus Arbeitsverhältnissen, die bis zu einem Jahr vor Konkurser-
öffnung begründet wurden;

5) Forderungen, die aus Unterhaltspflichten resultieren;

6) Forderungen aus laufenden Zahlungen an die Staatliche Sozialversicherung 
sowie andere Forderungen, die ein Jahr vor der Konkurseröffnung fällig 
geworden sind;

7) laufende öffentlich-rechtlichen Forderungen des Staates und der Kommunen 
wie Steuern, Zolleinnahmen, Gebühren und andere Forderungen, die innerhalb 
eines Jahres vor dem Konkursbeginn fällig geworden sind;

8) nach Verfahrensbeginn begründete und nicht bezahlte Forderungen, die aus 
dem Fortsetzen der Tätigkeit des Schuldners herrühren.

Danach sind gem. Art. 722 Abs. 1 S. 9 HG alle anderen Forderungen zu befriedigen. 
Diesfalls ist jedoch Art. 136 SVG anzuwenden, der weitere Bevorzugungen vorsieht. 
Soweit diese nicht von Art. 722 HG verdrängt werden, ist die weitere Rangordnung 
wie folgt:

9) die staatlichen Forderungen aus Steuern für eine Sache – aus dem Erlös 
dieser Sache;

10) die staatlichen Forderungen mit Ausnahme von Geldstrafen;

11) alle sonstigen Forderungen.

88 Veröffentlicht in D.V. Nr. 100/1996.
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3 Besonderheiten des Konkurses bei Banken und Ver sicherungs-
gesellschaften (Kreditwesengesetz89, Gesetz über die 
Bulgarische Nationalbank90, Versicherungsgesetzbuch91)

Die Vorschriften über das Konkursverfahren im HG sind bei öffentlichen Unter-
nehmen92, Banken und Versicherungsgesellschaften nur eingeschränkt (subsi-
diär) anwendbar (Art. 612 HG).

Den Konkurs einer Bank kann nur die Bulgarische Nationalbank beantragen. 
Wenn eine Bank überschuldet ist, so hat ihr die Nationalbank die Lizenz zu ent-
ziehen. Eine besondere Aufsicht über zahlungsunfähige oder gefährdete Banken 
in der Form, wie sie vom aufgehobenen Bank- und Kreditwesengesetz vorgesehen 
war, existiert nun nicht mehr. Die Feststellung der Zahlungsunfähigkeit ist keine 
gerichtliche Befugnis; die Regeln über das Konkursverfahren finden hier keine 
entsprechende Anwendung. Für die Einleitung des Konkursverfahrens ist die Antrag-
stellung ausreichend.

Beim Bankkonkurs werden keine Gläubigerversammlungen durchgeführt und es 
werden auch keine Sanierungspläne vorgeschlagen oder sonstigen Sanierungsver-
suche unternommen. Eine gerichtliche Kontrolle ist de facto nicht gegeben, was 
im Hinblick auf das Rechtsstaatlichkeitsprinzip als bedenklich erscheint.

Bei der Verteilung des Konkurserlöses gilt eine besondere Befriedigungsrang-
ordnung, die zum SVG und HG eine lex specialis darstellt (Art. 94 Abs. 1 des 
Gesetzes über den Bankkonkurs). So sind z.B. Regressforderungen des Fonds zur 
Garantie der Bankengeldeinlagen im vierten Rang und die Forderungen von Ban-
ken mit fünften Rang zu befriedigen (Art. 94 Abs. 1 Nr. 4 und 5 des Gesetzes über 
den Bankkonkurs).

Bei den Versicherungsgesellschaften ist keine dauernde Liquiditätsaufsicht vor-
gesehen. Das staatliche Organ, das über den Konkursantrag entscheidet, ist die 
Direktion für die Versicherungsaufsicht. Der Antrag auf Konkurseröffnung kann 
entweder von dieser Direktion oder von jedem Gläubiger nach deren vorläufiger 
Zustimmung gestellt werden. Im Gesetz über das Versicherungswesen ist eine 
besondere Befriedigungsrangordnung vorgesehen. Diese Forderungen sind allerdings 
nach den Privilegien des Art. 722 HG93, bzw. nach Art. 136 SVG zu befriedigen.

89 Veröffentlicht in D.V. Nr. 59/2006.
90 Veröffentlicht in D.V. Nr. 46/1997.
91 Veröffentlicht in D.V. Nr. 103/2005.
92 Unternehmen, das ein staatliches Monopol ausübt oder durch sondergesetzliche Regelung 

gegründet wurde.
93 Da Versicherungsgesellschaften regelmäßig Kaufmannseigenschaft besitzen, sind die Rege-

lungen des HG anzuwenden.
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IV Rechtliche Grundlagen der 
Kreditgewährung und Formen der 
Kreditvergabe

A Darlehen
Die Grundform der Kreditvergabe im bulgarischen Recht ist der Darlehens-
vertrag. Dieser ist in den Art. 240 und 241 des Gesetzes über die Schuldverhält-
nisse und Verträge94 (SVG) geregelt.

Durch einen Darlehensvertrag überträgt der Darlehensgeber dem Darlehensneh-
mer das Eigentum an Geld oder an anderen vertretbaren Sachen und der Darle-
hensnehmer ist verpflichtet, die empfangene Summe oder Sachen von gleicher Art, 
Menge und Güte zurückzugeben (Art. 240 Abs. 1 SVG).

Beim Darlehen schuldet der Darlehensnehmer grundsätzlich keine Zinsen. Das 
Vereinbaren von Zinsen bedarf der Schriftform (forma ad solemnitatem). Diese 
Formvorschrift gilt jedoch nicht, wenn die eine Partei eine Bank ist. Bei einem 
Darlehensvertrag, an dem eine Bank teilnimmt (sei es als Darleiher oder als Dar-
lehensnehmer), müssen Zinsen vereinbart werden, dies bedarf jedoch keiner beson-
deren Form (Art. 240 Abs. 2 SVG)95.

Ist beim Darlehen keine Frist oder Bedingung vereinbart, so hat der Darlehens-
nehmer das Geschuldete binnen Monatsfrist nach der Kündigung96 zurückzugeben 
(Art. 240 IV SVG). Erfolgt keine Erfüllung, so werden Verzugszinsen fällig.

Die vorzeitige Kündigung eines befristeten Darlehens ist unter den Voraussetzungen 
des Art. 71 SVG möglich. Danach kann der Gläubiger vorzeitig kündigen, wenn 
der Schuldner zahlungsunfähig geworden ist oder durch seine Handlungen die dem 
Gläubiger geleisteten Sicherheiten verringert oder ihm die versprochenen Sicher-
heiten nicht leistet.

Art. 241 SVG macht die Wirkung des Darlehensversprechens von der Bonität 
des künftigen Darlehensnehmers abhängig – die andere Partei kann sich von die-
sem Versprechen befreien, wenn der künftige Darlehensnehmer zahlungsunfähig 
geworden ist. Im Hinblick auf Art. 90 Abs. 2 SVG und mit Bezug auf Art. 63 SVG 
(Prinzip von Treu und Glauben) kann aber die Regel von Art. 241 SVG extensiv 
ausgelegt werden und dadurch folgenderweise gedeutet werden: Das Darlehens-
versprechen kann widerrufen werden, wenn der künftige Darlehensgeber Gefahr 
liefe, nicht befriedigt zu werden.

Beim Darlehen von vertretbaren Sachen sind die Besonderheiten der sachen-
rechtlichen Wirkung des schuldrechtlichen Vertrages zu berücksichtigen.

94 Veröffentlicht in D.V. Nr. 275/1950.
95 In der Praxis werden die Zinsen immer als Bestandteil des jeweiligen Vertrages vereinbart, 

wobei die Bank ihre Höhe einseitig ändern kann (mit oder ohne Bezug auf den Hauptzins-
satz, der von der Nationalbank bestimmt wird).

96 Diese Kündigung ist ein zugunsten des Gläubigers vereinbartes Gestaltungsrecht.
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Bis zum In-Kraft-Treten des 3. Teiles des bulgarischen Handelsgesetzes mit 
1. November 1996 wurden alle Bankkredite nach den oben ausgeführten Regelungen 
ausgegeben, natürlich mit zahlreichen Abweichungen. Einige dieser Ausgestaltun-
gen der Vertragsfreiheit, die der neuen Rechtslage entsprechen, werden in Pkt. B 
erörtert.

B Bankkreditvertrag
Der Bankkreditvertrag ist in den Art. 430–432 des bulgarischen Handelsgesetzes 
(HG)97 geregelt. Er ist ein absolutes Handelsgeschäft98. In diesen gesetzlichen 
Bestimmungen haben die schon erwähnten Darlehen und Darlehensversprechen 
eine Fortentwicklung erfahren. Die Normen des HG sind dann anzuwenden, wenn 
der Kreditgeber eine Bank99 ist. Anderenfalls wird das Geschäft als normales (ziviles) 
Darlehen betrachtet.

Der Bankkreditvertrag begründet an erster Stelle die Verpflichtung der Bank, dem 
Kreditnehmer einen Kredit zu vergeben. Hier handelt es sich folglich auch um ein 
Kreditversprechen, das neben dem eigentlichen Kredit vereinbart wird.

Der Bankkreditvertrag besitzt im Unterschied zum Darlehen zusätzliche zwingende 
Hauptelemente (essentialia negotii). Der schon vergebene Kredit ist verzinslich, 
wobei die Zinsen mit der Bank verabredet werden. Der Vertrag bedarf der Schrift-
form (forma ad solemnitatem). Der Bankkreditvertrag wird regelmäßig befristet 
abgeschlossen. In Ermangelung einer solchen Frist finden die Vorschriften des 
Art. 240 Abs. 4 SVG Anwendung, die besagen, dass der Darlehensnehmer den 
Darlehensgegenstand innerhalb eines Monats nach der Mahnung zurückzustellen 
hat. Eine Neuheit stellt der Kreditzweck dar. Es ist streitig, ob dieser ein Haupt-
element des Bankkreditvertrages ist, da die Bank im Falle, dass er nicht festgelegt 
ist, nur gewisse Kündigungsmöglichkeiten verliert, ohne dass dabei die Wirksam-
keit des Vertrages beeinträchtigt wird.

Kraft des Vertrages hat der Kreditnehmer eine Unterrichtungspflicht der Bank 
gegenüber hinsichtlich jener Umstände, die den Vertragsschluss oder die Vertrags-
erfüllung betreffen (Art. 431 HG). Ob diese Umstände von besonderer Bedeutung 
sein müssen, darüber fehlt jegliche relevante Rechtsprechung.

Die Bank hat ein Recht auf vorzeitige Kündigung des Vertrages und Anspruch 
auf die bereits vergebene Summe, wenn der Kredit nicht für den vereinbarten 
Zweck verwendet wird, wenn der Kreditnehmer falsche Angaben gemacht hat, 

97 Veröffentlicht in D.V. Nr. 48/1991.
98 Gerdshikov, Ognjan, Handelsrecht – Handelsgeschäfte, 1. Aufl., S. 204 ff. Bei den absoluten 

Handelsgeschäften handelt es sich um Rechtsgeschäfte, die gemäß des objektiven Handels-
geschäftskriteriums (d.h. ohne Berücksichtigung der Qualität der Personen – Kaufmann oder 
Nichtkaufmann – die sie abschließen) gem. Art. 1 Abs. 1 HG Handelsgeschäfte sind. Deshalb 
werden sie auch noch „objektive Handelsgeschäfte“ genannt.

99 Nach Art. 7 des Gesetzes über die Kreditanstalten (D.V. Nr. 59/2006) – im weiteren bezeich-
net als „BankG“ – kann die Bank nur in der Rechtsform einer AG gegründet werden und 
existieren, die ein Minimalkapital besitzt und von der Bulgarischen Nationalbank für die 
gewerbsmäßige Vornahme von Bankgeschäften lizenziert ist. Dieselbe Definition enthielten 
die schon aufgehobenen Bank- und Kreditwesengesetz und das Bankgesetz.
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wenn die Kreditsicherung unzureichend wird und nach Vorladung nicht vervoll-
ständigt wird und wenn der Kreditnehmer der Bank andere Kredite wegen Ver-
schlechterung seiner Finanzlage nicht zurückbezahlt.

Für alle verzinslichen Schulden – also sowohl beim Bankkreditvertrag, als auch 
beim Darlehen – gilt Art. 70 Abs. 2 SVG. Dieser besagt, dass bei einer verzinslichen 
Schuld der Schuldner jederzeit vor dem Fälligkeitstermin sein Darlehen zurück-
zahlen kann, und die Zinsen, die ohne die vorzeitige Rückzahlung noch fällig 
geworden wären, nicht zu zahlen hat100. Die Bank kann also keine Vorfälligkeitsent-
schädigung verlangen101.

Sind keine Zinsen beim Darlehen oder sind keine Verzugszinsen beim Bankkredit 
vereinbart, werden bei Verzug die gesetzlichen Zinsen fällig. Diese sind im Art. 86 
Abs. 2 SVG abstrakt geregelt. Zurzeit beträgt ihre Jahreshöhe den Grundzinssatz 
der Bulgarischen Nationalbank plus 10 Punkte (für Schulden in Lewa) und für 
ausländische Devisen – den dreimonatigen LIBOR für die entsprechende Währung 
plus 10 Punkte.

Derzeit gibt es keine Ober- oder Mindestgrenzen für den vertraglichen Zinssatz102 
(Wucherbestimmungen sind aufgrund der Nichtigkeit solcher Klauseln freilich von 
Relevanz; die Steuerngesetze enthalten gewisse Vorschriften – z.B. über Zinsen 
für Forderungen zwischen verbundenen Personen für die Zwecke der Besteue-
rung).

1 Abzahlungskauf
Ein Abzahlungskauf ist als Kreditkauf zu qualifizieren, da der Käufer dem Ver-
käufer den Preis nicht zum Zeitpunkt, in dem die Sache übertragen oder wenigstens 
übergeben wurde, bezahlt. Der zu zahlende Preis kann auf einmal oder in Raten 
geschuldet werden.

Beim Abzahlungskauf kann das Eigentum an der verkauften Sache übertragen oder 
vom Käufer solange zurückbehalten werden, bis die letzte Rate bezahlt worden 
ist. Der Abzahlungskauf mit Eigentumsvorbehalt an beweglichen Sachen stellt 
eine Kreditsicherheit dar und ist ausdrücklich im Art. 205 SVG geregelt. Analog 
zu dieser Regelung ist auch ein Eigentumsvorbehalt an Immobilien in Form einer 
aufschiebenden Bedingung möglich und kann in den Veräußerungsvertrag aufge-
nommen werden.

In der Praxis wird der Abzahlungskauf selten angewandt. Verkäufer vertrauen in 
der Regel nicht darauf, dass sie später auch ihr Geld bekommen.

100 Nach h.M. ist diese Vorschrift unabdingbar – s. Koshuharov, op. cit., Bd. I., Sofia 1996, 
S. 141.

101 Verträge, die eine solche nichtige Klausel enthalten, sind trotz der vertretenen herrschenden 
Meinung keine Seltenheit in der Bankpraxis. 

102 Dies ist aus Art. 10 Abs. 2 SVG zu entnehmen, durch den der Ministerrat zur Festlegung 
von Ober- und Mindestgrenzen bevollmächtigt wird. Durch Verordnung Nr. 72/1994 (D.V. 
Nr. 33/1994) hat der Ministerrat die letzte Verordnung, die eine solche Grenzziehung fest-
gelegt hat, aufgehoben. Die Wiedereinführung von Zinsbeschränkungen liegt somit in den 
Befugnissen des Ministerrates.
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2 Kontokorrentvertrag
Der Kontokorrentvertrag ist im Art. 419 HG geregelt.

Der kreditierende Charakter des Kontokorrents ist daraus zu entnehmen, dass die 
Forderungen einer jeden Partei nicht zum Erfüllungszeitpunkt des entsprechenden 
Geschäftes befriedigt werden, sondern erst nach der vereinbarten Verrechnungs-
periode fällig werden. Da diese Fälligkeit an sich noch keine Erfüllung darstellt, 
erstreckt sich die kreditierende Funktion des Kontokorrents bis zur realen Erfüllung 
der Geldschuld.

In den Kontokorrentvertrag können sowohl das Kapital als auch die daraus resul-
tierenden Zinsen aufgenommen werden. Mit dem Ende der Verrechnungsperiode 
werden auf den Überschuss bzw. den Rückstand Guthabens- oder Verzugszinsen 
fällig. Im Zweifel wird der Rechnungsabschluss jährlich zum Jahresende vorge-
nommen. Eine Kündigung des Kontokorrents ist binnen Monatsfrist vorgesehen.

3 Bankkarten
In der bulgarischen Praxis sind derzeit v.a. die Debit-Karten verbreitet. Ein Kre-
ditelement kommt Bankkarten nur dann zu, wenn die Bedingungen des Bankkar-
tenvertrags es ermöglichen, das Konto zu überziehen. 

Die Kreditkarten sind im Gesetz über die Geldüberweisungen, elektronischen Zah-
lungsinstrumente und die Zahlungssysteme103 und im Gesetz über den Verbrau-
cherkredit104 geregelt.

4 Factoring
Beim Factoring handelt es sich um einen neuen Vertragstypus, der im geltenden 
bulgarischen Recht nicht ausführlich gesetzlich geregelt ist. (Etwaige Legalde-
finitionen sind in Durchführungsbestimmungen enthalten, diese sind allerdings als 
Regelung stricto sensu nicht zu betrachten.) Die Zulässigkeit des Factoring steht 
jedoch außer Zweifel. Die für das Factoring übliche Globalzession wird nach 
bulgarischem Recht in einem Rahmenvertrag vereinbart, Kraft dessen der Verkäu-
fer die Verpflichtung übernimmt, dem Factor alle künftigen Forderungen aus den 
verkauften Waren abzutreten.

Die Kreditfunktion des Factoring liegt darin, dass der Verkäufer den erhofften 
künftigen Erlös der von ihm verkauften Waren oder Dienstleistungen im Voraus 
vom Factor erhält. Die Besonderheit des Factoring-Kredits besteht u.a. darin, dass 
die Tilgung des Kredits nicht durch Geld, sondern durch Forderungsabtretung 
erfolgt.

Derzeit wird in der bulgarischen Praxis vom Factoring kaum Gebrauch gemacht.

5 Finanzierungsleasing
Beim Finanzierungsleasing tritt der Leasinggeber an die Stelle des Käufers einer 
Ware; in der Folge wird diese dem Leasingnehmer entgeltlich zur Verfügung gestellt. 
Die Kreditfunktion des Finanzierungsleasings besteht darin, dass der Leasingneh-

103 Veröffentlicht in D.V. Nr. 31/2005.
104 Veröffentlicht in D.V. Nr. 53/2006.
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mer – der nicht das Eigentum an der Ware, sondern nur ihren Nutzung erlangt – den 
Kaufpreis der Ware nicht im Voraus, sondern ratenweise zu bezahlen hat.

Der Leasingvertrag ist in den Art. 342–347 HG geregelt.

C Sonderproblem: Behandlung dubioser Kredite
Durch das Gesetz zur Regelung der nicht bedienten Kredite, die bis zum 31. Dezem-
ber 1990 vergeben worden waren105 hat der Staat die Verpflichtungen aus diesen 
Krediten übernommen, wobei er zu diesem Zweck langfristige staatliche Schuld-
verschreibungen emittiert hat, die an die Banken (anstatt der Tilgung der Kredite) 
vergeben wurden.

Ein weiteres Mittel zur Lösung der Probleme der dubiosen Kredite stellte die 
Refinanzierung der Handelsbanken seitens der Zentralbank dar. Dies war an 
sich eine Maßnahme, die primär nicht die dubiosen Kredite betraf, sondern ein 
Rettungsmittel für das weitere Funktionieren des Finanzsystems überhaupt dar-
stellten.

Mit dem neuen Gesetz über die Bulgarische Volksbank wurde die Idee des sog. 
currency board (Währungsrat) gesetzlich umgesetzt. Nach den einschlägigen Vor-
schriften (Art. 33 ff. leg. cit.) kann die Nationalbank Handelsbanken so gut wie 
nicht kreditieren. Art. 33 Abs. 2 des Gesetzes über die Bulgarische Nationalbank 
bestimmt, in welchen Situationen des Liquiditätsmangels die Bulgarische Natio-
nalbank kurzfristige Kredite den Handelsbanken, in der Regel für drei Monate, zur 
Verfügung stellen kann.

Als dritte Maßnahme ist die Einführung einer besonderen Aufsicht über bestimm-
ten Handelsbanken106 seitens der Zentralbank zu erwähnen, die das Ziel hat, die 
Banken an der weiteren Kreditvergabe an dubiose Schuldner zu hindern.

Ein weiteres Problem stellt u.U. das Bankinsolvenzrecht dar. Die Befugnisse, die 
dabei der Nationalbank zur Verfügung stehen, sind sehr weitgehend und unterlie-
gen kaum einer gerichtlichen Kontrolle.

Als letztes Mittel kann es auch zur Isolierung von zahlungsunfähigen staatlichen 
Unternehmen kommen. Dies bedeutet, dass das entsprechende Unternehmen keine 
weiteren Kredite aufnehmen kann.

105 Veröffentlicht in D.V. Nr. 110/1993.
106 Diese Befugnis der Zentralbank war allerdings auch schon im Art. 56 Abs. 1 Pkt. 7 des 

aufgehobenen Gesetzes über das Bank- und Kreditwesen, respektive in den ebenfalls auf-
gehobenen Art. 68 ff. des BankG geregelt.
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D Spezifische Probleme des Kredits unter 
Inflationsbedingungen 
(clausula rebus sic stantibus)

Bei den hohen Inflationsraten während der 90er Jahre war jeder Kreditgeber mit 
dem Problem der angemessenen Anpassung der Gegenleistungen des Kreditnehmers 
an die sich stark verändernden Umstände konfrontiert. Bis auf wenige Ausnahmen 
lag der Grundzinssatz der Bulgarischen Nationalbank unter der realen Inflation. 
Die Zinsen eines Neukredits konnten sich also an diesen orientieren, jedoch konn-
ten die Zinsen der Altkredite nicht angeglichen werden.

Bei Bankkrediten hat die Vertragspraxis die folgende Klausel erarbeitet: Die Zin-
sen setzen sich aus der Summe des Grundzinssatzes der Nationalbank plus einer 
verabredeten zusätzlichen Punktezahl zusammen. Die Banken behielten sich manch-
mal auch das Recht vor, die Punktezahl einseitig zu ändern.

Unter Kaufleuten werden die geschuldeten Summen dadurch an die Inflation ange-
glichen, dass diese entweder im Lewa-Äquivalent einer ausländischen Währung 
gerechnet oder direkt in ausländischer Währung bezahlt werden.

Andere Methoden der Anpassung, wie z.B. die Bindung der Indexierungsrate mit 
dem Minimal- oder Durchschnittsgehalt, oder mit der offiziellen Inflationsrate 
haben wegen ihrer Unpraktikabilität und Ungenauigkeit keine wesentliche Verbrei-
tung erfahren.

In diesem Zusammenhang ist auch eine Regelung des HG zu nennen. Es handelt 
sich um die Vorschrift des Art. 307 HG – „Wirtschaftliche Unzumutbarkeit“. Sie 
besagt, dass bei Eintritt von Umständen, die von den Parteien nicht vorausgesehen 
werden konnten, und die dazu führen, dass die Erfüllung des Vertrages dem Prin-
zip von Treu und Glauben und der Gerechtigkeit widerspräche, das Gericht den 
Vertrag gänzlich oder teilweise ändern oder aufheben kann. Der Anwendungsbereich 
dieser Norm wird aber schwerlich die Inflationseinflüsse miterfassen können, da 
die Abwertung der nationalen Währung kein unerwartetes oder nicht vorauszuse-
hendes Ereignis ist.

Nach der Einführung des currency board (des Währungsrates) im Juli 1997 und 
der infolge dessen herrschenden relativen Währungsstabilität haben solche Verein-
barungen und Vorkehrungen wesentlich an Bedeutung verloren.



Die einzelnen Sicherungsformen 63

V Die einzelnen Sicherungsformen

In diesem Kapitel soll ein Überblick über die in der bulgarischen Rechtsordnung 
bekannten Sicherungsformen gegeben werden. Aufgrund der herausragenden Bedeu-
tung wird auf die Hypothek und die Pfandrechte besonders in Teil VI der Studie 
eingegangen.

Hier wird auf die folgenden Sicherungsformen eingegangen:

• Bürgschaft,

• Garantieverhältnisse,

• Eigentumsvorbehalt,

• atypische Sicherungsformen.

A Bürgschaft, Delkredere-Klauseln, Aval
1 Allgemeines.
Die Bürgschaft ist eine Personalsicherheit, die kraft eines Vertrages oder ipso 
iure (bei bestimmten Tatbeständen) entsteht. Die gesetzliche Regelung dieser Kre-
ditsicherheit findet sich in den Art. 138–148 SVG.

Der Bürgschaftsvertrag bedarf der Schriftform. Dieser wird zwischen dem Gläu-
biger und dem Bürgen geschlossen. Gebürgt werden kann nur für eine wirksame 
(gültige) Forderung. Die Forderung kann jedoch auch erst künftig entstehen oder 
bedingt sein. Die Haftung des Bürgen kann sich auch nur auf einen Teil der 
Hauptschuld erstrecken, oder sie kann auch zu günstigeren Bedingungen abge-
schlossen werden. Das Verbürgen für mehr als die Hauptschuld oder zu schwie-
rigeren Bedingungen als der Hauptschuldner ist hingegen unwirksam. Im Zwei-
fel haftet der Bürge auch für alle Folgen der Nichterfüllung.

Da die Bürgschaft ein nachteiliges Geschäft ist, ist aus Gründen des Schutzes von 
Minderjährigen und nicht Volljährigen (Altersgrenzen: Minderjährige – unter 
14 Jahre; nicht Volljährige – zwischen 14 und 18 Jahre) die von ihnen eingegangene 
Bürgschaft nichtig (Art. 73 Abs. 3 des Familiengesetzbuches).

Ein Nachfolgeerwerb der Bürgschaft durch Abtretung der gesicherten Forde-
rung ist in all jenen Fällen möglich, in denen die Forderung übertragbar ist.

Um eine Vollstreckungsurkunde zu erhalten, muss der Gläubiger ein Gerichtsver-
fahren gegen den Bürgen eingeleitet und ein Damnationsurteil gegen diesen erhal-
ten haben.

Der praktische Vorteil der Bürgschaft liegt in der gesamtschuldnerischen Haftung 
des Hauptschuldners mit dem oder den Bürgen. Die gesamtschuldnerische Haftung 
unter mehreren Bürgen kann durch ein beneficium divisionis vermieden werden.

Die Bürgschaft ist im Verhältnis zur Hauptschuld streng akzessorisch.
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Alle Änderungen der gesicherten Forderung in Richtung Minderung der Schulden-
höhe oder Erleichterung der Konditionen können vom Bürgen geltend gemacht 
werden. Jegliche Erhöhungen der Hauptschuld oder eine Erschwerung der Bedin-
gungen können dem Bürgen gegenüber nicht entgegengesetzt werden. Die Aus-
nahme von diesem Prinzip stellt die Haftung des Bürgen für alle Folgen der Nicht-
erfüllung gem. Art. 140 SVG dar.

Die Minderung, Verschleierung oder die Veruntreuung des Vermögens des Bürgen 
kann dazu führen, dass der Gläubiger seine Forderungen dem Bürgen gegenüber 
vor dem Fälligkeitszeitpunkt geltend macht (Arg. aus Art. 72 SVG).

Da der Bürge mit seinem gesamten Vermögen für die Hauptschuld haftet, erfolgt 
die Befriedigung des Gläubigers mittels Zwangsvollstreckung, bzw. Konkursver-
fahrens gegen den Bürgen, wenn dieser Kaufmann ist.

Voraussetzung für die Verwertung dieser Sicherheit ist die Nichterfüllung zum 
Fälligkeitsdatum seitens des Hauptschuldners oder des Bürgen (somit prinzipiell 
Haftung als „Bürge und Zahler“). Es kann jedoch vereinbart werden, dass der 
Bürge erst dann haftet, wenn die Befriedigung aus dem Vermögen des Hauptschuld-
ners scheitert (Subsidiarität der Bürgenhaftung).

Der Bürgschaft verwandte Figuren sind die Delkredere-Klauseln im Kommissi-
onsvertrag (Art. 354 HG), die Haftung des Kommissionärs bei Kreditgewährung 
des Dritten, mit dem dieser verhandelt (Art. 353 HG), die Haftung des Handels-
vertreters bei Delkredere-Klauseln (Art. 35 HG) und die Haftung der unbe-
schränkt haftenden Gesellschafter einer Offenen Handelsgesellschaft und einer 
Kommanditgesellschaft (Art. 88 und 99 HG). Bei diesen handelt es sich wiederum 
um akzessorische Sicherheiten. Das Sicherungsverhältnis entsteht entweder durch 
Vertrag oder kraft Gesetzes.

2 Begründung der Bürgschaft
Die Bürgschaft ist ein Vertrag, der zwischen dem Gläubiger und einem Dritten 
(Sicherungsgeber, Bürge) geschlossen wird107. Der Schuldner ist an diesem Vertrag 
nicht beteiligt; die Bürgschaft kann auch gegen seinen Willen übernommen werden. 
Die Bürgschaft bedarf der Schriftform.

3 Wirksamkeitsprobleme
Die allgemeinen Wirksamkeitsvoraussetzungen gelten auch für die Bürgschaft. 
Hier sei nur betont, dass der Irrtum auch dann einen Anfechtungsgrund darstellt, 
wenn er sich auf die Person (Identität) des Schuldners bezieht, nicht aber auf seine 
Zahlungsfähigkeit. 

Die arglistige Täuschung kann einen Anfechtungsgrund darstellen, wenn dem 
Schuldner beim Vertragsabschluss versichert wurde, dass weitere Sicherheiten für 
dasselbe Vertragsverhältnis bestünden.

Art. 73 Abs. 3 des Familiengesetzbuches erklärt die Abgabe einer Bürgschaft von 
nicht Volljährigen (unter 18 Jahren) für nichtig. Diese können weder allein, noch 
durch Mitwirkung des gesetzlichen Vertreters eine Bürgschaft eingehen.

107 Koshuharov, op. cit., S. 538; Kalajdjiev, A., op. cit., S. 48 ff.; Entscheidung Nr. 1647/1984 
des Obersten Gerichtshofs, I. Zivilkammer.
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4 Dauer der Bürgschaftsverpflichtung
Wurde nichts Abweichendes vereinbart, so wird der Bürge nach Ablauf von sechs 
Monaten nach der Fälligkeit der Hauptschuld von seiner Verpflichtung befreit.108 
Eine abweichende Abrede, dass der Bürge bspw. nur bis zur Fälligkeit der Haupt-
schuld oder weniger als sechs Monate haften soll, ist unwirksam (Art. 147 Abs. 1 
SVG).

Diese Enthaftung des Bürgen kann aber vom Gläubiger vermieden werden, indem 
er eine Klage gegen den Hauptschuldner oder den Bürgen innerhalb dieser sechs 
Monate erhebt. Die Stundung der Hauptschuld oder die Verlängerung der Fälligkeit 
können den Bügen nicht binden, es sei denn, dass der Bürge zugestimmt hat (Art. 147 
Abs. 2 SVG).

5 Die Folgen der Bürgschaft – unbeschränkte solidarische 
Haftung

Die abgeschlossene Bürgschaft begründet die gesamtschuldnerische Haftung zwi-
schen dem (den) Bürgen und dem Hauptschuldner (Art. 141 Abs. 1 SVG).

Im Unterschied zu den Realsicherheiten haftet der Bürge mit seinem gesamten 
Vermögen.

a Art der gesicherten Forderung
Die gesicherte Forderung (Hauptschuld) kann jeglicher Art sein109. Der Bürge 
haftet für diese Forderung und nicht eine Ersatz(Geld-)leistung110.

Durch Bürgschaft können bereits bestehende, künftige und bedingte Forderungen 
gesichert werden (Art. 138 Abs. 2 in fine SVG).

Die Bürgschaft sichert auch alle Forderungen im Zusammenhang mit der Nicht-
erfüllung der Hauptschuld (Art. 140 SVG).

Die Vereinbarung einer Bürgschaft über ein Forderungspool (Mehrheit von For-
derungen desselben Gläubigers gegen einen oder mehrere Schuldner) hat wegen 
des Bestimmtheitsgrundsatzes immer ausdrücklich zu erfolgen. Dabei müssen die 
einzelnen Forderungen ausreichend bestimmt sein.

b Akzessorietät, ihr Ausschluss, exceptio ordinis und 
beneficium divisionis

Die Bürgschaft ist im Verhältnis zur gesicherten Forderung streng akzessorisch111. 
Für eine unwirksame Forderung kann keine Bürgschaft übernommen werden 
(Art. 138 Abs. 2 SVG); die maximale Haftung des Bürgen ist durch die Höhe 
der Hauptschuld begrenzt (Art. 139 SVG); die Einwände des Hauptschuldners 
können auch vom Bürgen geltend gemacht werden (Art. 142 SVG).

108 Für ihn gilt die generelle Verjährungsfrist von fünf Jahren nicht.
109 Kalajdjiev, A., op. cit., S. 37 ff.
110 Einzige Ausnahme stellen mit der Person des Schuldners verbundene (höchstpersönliche) 

Leistungspflichten dar.
111 Koshuharov, op. cit., S. 541, 549 ff.; Kalajdjiev, A., op. cit., S. 45 ff.
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Wie bereits erwähnt, darf die Lage des Bürgen nicht verschlechtert werden. 
Sie unterliegt allerdings gewissen Modifikationen wie der exceptio ordinis und 
dem beneficium divisionis. Diese müssen ausdrücklich vereinbart werden.

Die exceptio ordinis (Einwand der Nachfolge, Einrede der Vorausklage) liegt dann 
vor, wenn es vereinbart wurde, dass der Gläubiger den Bürgen erst dann in Anspruch 
nehmen kann, wenn eine Zwangsvollstreckung gegen den Hauptschuldner erfolg-
los geblieben ist (Ausfallbürgschaft). Dabei hat der Gläubiger allerdings zu beach-
ten, dass zugunsten des Bürgen die allgemeine Verjährungsfrist von fünf Jahren 
bereits abgelaufen sein kann112.

Art. 147 Abs. 1 SVG (s. oben Pkt. A.1.4) ist nach der Rechtsprechung nicht als 
Einwendung ausgestaltet. Dabei muss vielmehr der Gläubiger beweisen, dass der 
Bürge mit der Einziehung der Forderung ab dem sechsten Monat nach der Fällig-
keit einverstanden gewesen sei.113

Unter beneficium divisionis (der Vorzug der Trennung) versteht man die Haftung 
des Bürgen nur für einen Teil der Hauptschuld (oder die Haftung mehrerer Bürgen 
für die ganze Schuld, wobei jeder Bürge nur für einen bestimmten Anteil haftet)114. 
Diese Möglichkeiten sind in den Art. 139 und 141 SVG geregelt. Bislang gibt es 
in der Rechtsprechung und Lehre keine eindeutige Antwort auf diese Frage, was 
bei einer teilweisen Erfüllung getilgt wird. Es ist daher ratsam, die Folgen einer 
teilweisen Erfüllung ausdrücklich zu vereinbaren.

c Einwände des Bürgen
Der Bürge kann alle Einwände des Hauptschuldners aus dem gesicherten Rechts-
verhältnis geltend machen. Hierzu gehören auch die Einwände aus der Verjährung, 
aus der Nichtigkeit, aus der Anfechtbarkeit und die actio pauliana (Art. 135 SVG). 
Jegliche Handlungen des Hauptschuldners bezüglich dieser Einwände, die den 
Bürgen benachteiligen, sind ihm gegenüber unwirksam (Art. 142 in fine SVG).

Die Hemmung und die Unterbrechung der Verjährung für den Hauptschuldner 
haben keine Wirkung gegen den Bürgen; für ihn gelten diese als nicht eingetre-
ten (Art. 148 SVG).

Die Stundung und die Verlegung des Zeitpunktes der Fälligkeit hat Wirkung dem 
Bürgen gegenüber nur dann, wenn er diesen Abreden zugestimmt hat (Art. 147 
Abs. 2 SVG).

112 Kalajdjiev, A., op. cit., S. 82 ff.
113 Entscheidung Nr. 100 des Obersten Gerichtshofs vom 5.2.1988, II. Zivilkammer).
114 Koshuharov, op. cit., S. 555 ff.
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Der Bürge kann ohne Zustimmung des Hauptschuldners und ohne die Vorausset-
zungen des Art. 134 SVG (actio obliqua – indirekte Klage)115 einhalten zu müssen, 
gegen eine Forderung des Hauptschuldners aufrechnen (Art. 142 SVG).

d Verhältnisse unter mehreren Bürgen und anderen 
Sicherungsgebern

Mehrere Bürgen haften dem Gläubiger gegenüber als Gesamtschuldner, es sei 
denn, es wurde die exceptio ordinis vereinbart.

Die Haftung der Bürgen untereinander richtet sich nach dem Innenverhältnis. Sind 
die Anteile nicht feststellbar oder gibt es keine Regelung116, so haften mehrere 
Sicherungsgeber zu gleichen Teilen117.

6 Rechtsgeschäftlicher Nachfolgeerwerb
Für den Nachfolgeerwerb der Bürgschaft gelten die Darstellungen über die Hypo-
thek und das Pfand. Diese geht mit der Forderungsabtretung auf den neunen Gläu-
biger über, es sei denn, dass zwischen Zessionar und Zedent etwas anderes ver-
einbart wurde (Art. 99 Abs. 2 SVG). Ein ex lege-Erwerb einer Bürgschaft ist aller-
dings nicht möglich.

7 Aval
Beim Aval (Art. 483–485 HG) handelt es sich um eine Personalsicherheit. Nach 
der herrschenden Meinung118 liegt beim Aval ein einseitiges Rechtsgeschäft vor. 
Per Aval können nur Wechselverpflichtungen besichert werden.

Der Aval wird durch die Worte „per Aval“ oder einen gleichbedeutenden Ausdruck 
begründet und ist zu unterzeichnen. Dieses formbedürftige Geschäft muss auf 
den Wechsel selbst oder auf einem Anhang getätigt werden. Die bloße Unterschrift 
auf die Vorderseite der Wechselurkunde gilt als Aval, es sei denn, es handelt sich 
um die Unterschriften des Ausstellers oder des Bezogenen. Jegliche Formmängel 
haben die Unwirksamkeit des Avals zur Folge.

So wie die Wechselverpflichtung selbst, ist auch die aus dem Aval resultierende 
Verpflichtung abstrakt zum Valutaverhältnis. Einwände können vom Wechsel-
bürgen nur hinsichtlich der Form geltend gemach werden. Zur Wechselverpflichtung 
selbst ist die Bürgschaft kausal. Der Wechselbürge haftet wie jener, für den er sich 
verbürgt hat.

115 Nach Art. 134 SVG (Ausübung der Rechte des Schuldners durch den Gläubiger) kann der 
Gläubiger die Vermögensrechte des Schuldners mittels Klage dann ausüben, wenn die Untä-
tigkeit des Schuldners die Befriedigung des Gläubigers bedroht, außer es sind solche Rech-
te betroffen, deren Ausübung von der rein persönlichen Einschätzung des Schuldners abhän-
gig ist. Dies ist z.B. das Rücktrittsrecht des Schuldners von einem Vertrag, der darauf 
gerichtet ist, eine Immobilie gegen die Leistung von Unterhalt und die Versorgung des 
früheren Eigentümers dem Unterhalts- und Versorgungsleistenden zu übertragen. Solche an 
der Person des Schuldners gebundenen Rechte können vom Gläubiger im Wege von Art. 134 
nicht ausgeübt werden.

116 Z.B. bei zwei voneinander unabhängigen Bürgschaften.
117 Bei mehreren voneinander unabhängigen Bürgen, die sich nur teilweise verbürgt haben, hat 

die Kostenaufteilung hingegen proportional zur Haftung für die Hauptschuld zu erfolgen.
118 S. Gerdjikov, op. cit., S. 269.
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B Die Garantieverhältnisse119

1 Struktur der Garantieverhältnisse
a Rechtsgrundlagen
Seit dem Jahr 1992 hat die Gerichtspraxis (damals in Ermangelung einer ausdrück-
lichen gesetzlichen Regelung) die Zulässigkeit von Garantien anerkannt und ver-
sucht, diese als Unterarten bekannter Vertragstypen einzuordnen. Nach dem In-
Kraft-Treten des dritten Teils des HG („Handelsgeschäfte“) sind für die Bankga-
rantien neben dem Art. 442 HG auch die Einheitlichen Richtlinien der Internatio-
nalen Handelskammer in Paris (für Vertragsgarantien aus dem Jahr 1978 und für 
auf Anforderung zahlbare Garantien aus dem Jahr 1992) anzuwenden.

Die bulgarischen Banken haben bis jetzt keine AGB für die Bankgarantien entwi-
ckelt.

b Struktur und beteiligte Subjekte
An einem Garantieverhältnis sind mindestens drei Rechtssubjekte beteiligt: der 
Sicherungsgeber (Garant), der Auftraggeber und der Begünstigte. Bei indirekten 
Garantien kommt noch die Beteiligung eines Rückgaranten hinzu.

Zwischen dem Auftraggeber und dem Begünstigten existiert das Valutaverhältnis 
(Vertrag, der die durch die Garantie gesicherte Forderung des Begünstigten begrün-
det). Zwischen dem Auftraggeber und dem Garanten (üblicherweise eine Bank) 
liegt ein Auftragsrechtsverhältnis vor. Die abgegebene Garantie begründet das 
eigentliche Garantieverhältnis zwischen dem Garanten und dem Begünstigten. 
Sollte die Garantie nicht von der Hausbank des Auftraggebers, sondern von einer 
anderen Bank ausgestellt werden, so wird Letztere von der Hausbank des Auftrag-
gebers weiter beauftragt.

2 Praktische Probleme
Wegen der schlechten wirtschaftlichen Lage in Bulgarien in den letzten Jahren und 
der damit zusammenhängenden mangelnden Bonität der Bankkunden versuchen 
die Banken immer größere Sicherheiten für den Fall zu erlangen, dass die Garan-
tie zu bezahlen ist und der Auftraggeber die daraus entsprungenen Kosten nicht 
decken kann. So kommt es regelmäßig zur Bestellung von Hypotheken, Pfändern 
und anderen Sicherheiten. Besonders verbreitet ist die Blockierung der entspre-
chenden Geldsumme auf dem Konto des Auftraggebers. All diese Sicherungsmaß-
nahmen machen die Bestellung einer Bankgarantie für den Auftraggeber sehr teuer 
und wirtschaftlich fast unmöglich.

Ein weiteres Problem für den ausländischen Begünstigten besteht darin, dass die 
örtlich zuständigen Gerichte die bulgarischen sind. Um ein Verfahren im Ausland 
zu vermeiden, zieht es der Begünstigte vor, eine Garantie unmittelbar von seiner 
Hausbank einzufordern, was wiederum den Preis für diese Sicherheit erhöht.

119 Bobatinov, Bankrecht, Sofia 2000, S. 133 ff. und Takoff, Die Bankgarantie, Sofia 1998, 
S. 11 ff.
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3 Das Garantieverhältnis und seine Besonderheiten
a Begründung
Das eigentliche Garantieverhältnis wird durch die einseitige schriftliche emp-
fangsbedürftige Garantieerklärung des Garanten (im Regelfall eine Bank) begrün-
det. Eine Annahme der Garantie durch den Begünstigten ist nicht erforderlich.

Die Anwendung der Uniform Rules for Demand Guarantees oder der Uniform 
Rules for Contract Guarantees muss nicht ausdrücklich vereinbart werden. Gem. 
Art. 288 HG werden die in Bulgarien ausgestellten Garantien diesen Richtlinien 
automatisch unterworfen.

b Abstraktheit des Valutaverhältnisses
In Ermangelung einer abweichenden Willenserklärung des Garanten ist die Garan-
tie vom Valutaverhältnis (von der gesicherten Forderung) losgelöst (abstrakt). Ob 
dies der Fall ist, muss daher für jeden Einzelfall beantwortet werden.

c Inanspruchnahme der Garantie
In der Praxis ist für die Anforderung der Garantie die Vorlage der in der Garantie 
bestimmten Dokumente innerhalb bestimmter Zeit erforderlich. Eine Ausnahme 
stellen die auf erstes Anfordern zahlbaren Garantien dar. Diese kommen in der 
Praxis allerdings sehr selten vor.

Nach der gültigen Anforderung der Garantie erwirbt der Begünstigte eine Geld-
forderung gegenüber der garantierenden Bank.

C Eigentumsvorbehalt
Gemäß Art. 24 Abs. 1 SVG geht das Eigentum bei einem Veräußerungsgeschäft an 
den Erwerber mit Abschluss des Vertrags über. Es ist also nur eine Einigung, und 
keine Übergabe erforderlich. Die Einigung bezüglich des Eigentumsüberganges 
kann allerdings bedingt oder befristet werden (Art. 25 SVG, der die Frist und die 
Bedingung im Allgemeinen regelt). Die Aufschiebung des Eigentumsübergangs ist 
prinzipiell zulässig120. Der einzige Fall eines gesetzlich geregelten Eigentumsvor-
behalts findet sich im Art. 205 SVG (Abzahlungskauf).Der Eigentumsvorbehalt ist 
eher den Realsicherheiten zuzuordnen. Damit erhält sich der Verkäufer die Mög-
lichkeit, die Sache bis zur vollständigen Zahlung des Kaufpreises mittels Heraus-
gabeklage (rei vindicatio) (Art. 108 EG) zurückzuerhalten.

Der Eigentumsvorbehalt ist für den Verkäufer auch deswegen vorteilhaft, weil 
dadurch dem Verbot des Art. 206 SVG entgegnet werden kann. Nach Art. 206 SVG 
stellt die Nichtzahlung von weniger als 20% des Kaufpreises keinen Grund zum 
Zurücktreten vom Vertrag dar. Wurde ein Eigentumsvorbehalt vereinbart, so kann 
der Verkäufer jederzeit seinen Herausgabeanspruch geltend machen und damit den 
Käufer zur Zahlung bewegen.

120 Ausnahmen hiervon gibt es bei der Schenkung und beim Testament.
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Der Eigentumsvorbehalt ist formfrei. Damit er aber den Gläubigern des Käufers 
entgegengesetzt werden kann, muss er in Schriftform vereinbart werden und ein 
glaubwürdiges Datum121 haben (Art. 205 Abs. 2 SVG).

Wenn ein Sonderpfandrecht auf dem Eigentumsvorbehaltsgegenstand bestellt 
wurde, so kann der Eigentumsvorbehalt dem Sonderpfandgläubiger nur dann 
entgegengesetzt werden, wenn das Sonderpfandrecht in dem Register der Son-
derpfandrechte eingetragen wurde. 

Da die Übertragungsverträge prinzipiell formfrei sind (ausgenommen sind 
jedoch alle Verträge mit Immobilien, KFZ und bestimmten andere Sachen), 
ist auch die Vereinbarung eines Eigentumsvorbehalts formfrei. Damit dieser 
Dritten gegenüber entgegengesetzt werden kann, bedarf es der Schriftform mit 
glaubwürdigem Datum (Art. 205 Abs. 2 SVG). Gegenüber denjenigen, die den 
Besitz an der Sache und in der Folge gutgläubig Eigentum erworben haben (Art. 78 
EG), kann der Eigentumsvorbehalt nicht geltend gemacht werden.

Wird ein Eigentumsvorbehalt hinsichtlich einer Immobilie vereinbart, so kann 
er notariell beurkundet (Notariatsakt) oder in einem separaten Vertrag festgehalten 
werden. Im ersten Fall wird die Weiterveräußerung der Immobilie vereitelt, solan-
ge der Käufer vor dem Notar nicht beweisen kann, dass er das Eigentum bereits 
erworben hat (Art. 586 ZPO). Wurde der Eigentumsvorbehalt in einem eigenen 
Vertrag festgehalten, so kann die Immobilie übertragen werden und der Gläubiger 
kann seine Rechte den Käufern gegenüber nur innerhalb von fünf Jahren geltend 
machen.

Erweiterungen des Eigentumsvorbehaltes (Verarbeitungs-, Verbindungs-, Vermi-
schungs- und Weiterleitungsklauseln) sind in der Praxis kaum verbreitet, ihre 
Zulässigkeit steht aber außer Zweifel122. Bei der Vereinbarung einer Vorausabtre-
tungsklausel ist die Mitwirkung des Schuldners erforderlich. Dieser hat seinen 
Käufer vom existierenden Eigentumsvorbehalt zu unterrichten.

Kommt es zu einem gutgläubigen Erwerb der entsprechenden Sache durch einen 
Dritten und dadurch zum Eigentumsverlust (Art. 78 EG), so kann der Gläubiger 
seine Ansprüche vorzeitig geltend machen (Art. 71 SVG) und vom Zurückbehal-
tungsrecht Gebrauch machen (Art. 90 Abs. 2 SVG).

D Überblick über die atypischen Sicherungsformen
Unter atypischen Sicherungsformen sind jene zu verstehen, deren primärer Zweck 
nicht in der Sicherung einer bestimmten Forderung besteht. Dieser atypische Neben-
zweck kann durch Veräußerungsverbote, wirtschaftlichen „Zwang“ gegen den 
Schuldner, staatliche Eingriffe, Einbeziehung der Haftung anderer Personen oder 
durch die rechtmäßige Verweigerung einer vom Gläubiger geschuldeten Leistung 
(die sog. „dilatorische Einrede“) erzielt werden.

121 Z.B. ein notariell beglaubigtes Datum.
122 Das Prinzip der Vertragsfreiheit ist in Art. 9 SVG festgelegt.
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Da viele dieser Institute keiner vertraglichen Gestaltung bedürfen, können sie vom 
Gläubiger ad hoc und mittels einseitiger Handlungen als zusätzliches Sicherungs-
mittel benutzt werden.

Dilatorische Einreden des Gläubigers können prinzipiell nur bei den gegenseitigen 
Verträgen geltend gemacht werden.

1 Actio obliqua (Art. 134 SVG)
Art. 134 SVG (actio obliqua, indirekte Klage123) räumt dem Gläubiger ein Gestal-
tungsrecht124 ein. So kann z.B. der Gläubiger einen Anspruch des Schuldners 
bezüglich einer Schadensersatzforderung (nicht aber wenn es um immateri-
ellen Schadensersatz handelt) geltend machen125.

Voraussetzung126 hierfür ist

(i) vorhandene Forderung des Gläubigers und 

(ii) Interesse des Gläubigers.

Ein Interesse des Gläubigers liegt beim Vorliegen folgender kumulativer Voraus-
setzungen vor:

(i) Unterlassen des Schuldners, seine Rechte auszuüben, und 

(ii) Benachteiligung des Gläubigers durch die Nichtausübung dieser Rechte.

Die Gläubigerbenachteiligung ist dann gegeben, wenn die Passiva des Schuldner-
vermögens wachsen oder die Aktiva vermindert werden, oder einfach wenn die 
Zwangsvollstreckung gegen einen Drittschuldner vereitelt zu werden droht.

Aufgrund dieses Gestaltungsrechts hat der Gläubiger in Abhängigkeit von der Natur 
des nicht ausgeübten Rechts zwei Möglichkeiten:

• Mittels einer Klage seine Rechte gegen den Schuldner geltend zu machen, 
oder

• das entsprechende Recht selbst auszuüben, wenn diesbezüglich keine Klage 
zu erheben ist127.

Erhebt der Gläubiger eine Klage im Namen des Schuldners, so wird der Letztere 
auch am Prozess beteiligt (Art. 134 Abs. 2 SVG). Wenn die Ausübung des entspre-
chenden Rechts keine Klage voraussetzt, so muss der Gläubiger vom Amtsgericht 
mittels einstweiliger Verfügung bevollmächtigt werden.

123 Typische Beispiele hierfür sind die Ausübung von Vermögensrechten des Schuldners. Dies 
gilt sowohl für einzelne Forderungen, als auch die Ausübung von akzessorischen Rechten 
wie z.B. eine Hypothek, ein Pfandrecht usw., detaillierter s. Kalaydjiev, Schuldrecht, All-
gemeiner Teil, S. 510.

124 Anders Koshuharov, op. cit., S. 525 f., der der Auffassung ist, der Gläubiger übe ein frem-
des Recht in seinem Namen aus, und dass es sich hier um eine Vertretung Kraft Gesetzes 
handle.

125 S. auch Art. 26 Abs. 2 ZPO.
126 Koshuharov, op. cit., S. 524 f.
127 So z.B. der Rücktritt wegen positiver Vertragsverletzung, die Aufrechnung oder die Auswahl 

bei Wahlschulden.
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Die Rechte übt der Gläubiger nicht in seinem, sondern im Namen des Schuldners128 
aus. Im Gerichtsweg handelt es sich um eine prozessuale Substitution, bei der 
Ausübung anderer Rechte liegt gesetzliche Vertretung129 vor.

Die bei der Ausübung der Rechte erwirtschafteten Erlöse oder Leistungen fallen 
in das Schuldnervermögen130. Der Gläubiger kann sich nachher vom in dieser Weise 
vervollständigten oder erhaltenen Schuldnervermögen im Wege der Zwangsvoll-
streckung oder des Konkurses befriedigen.

Die actio obliqua hat allerdings einen schwerwiegenden Nachteil für den Gläu-
biger. Da die Erlöse in das Schuldnervermögen fallen131, genießt der Gläubiger 
keine Vorzüge im Rahmen der Verteilung und konkurriert daher (mit Ausnahme 
der Kosten für die Klage) mit allen anderen (bevorzugten) Gläubigern des Schuld-
ners.

Es gibt allerdings Rechte des Schuldners, die vom Gläubigerzugriff ausgeschlos-
sen sind. Dies sind vor allem jene Rechte, in die keine Zwangsvollstreckung mög-
lich ist. Eine zweite Gruppe bilden persönliche Rechte des Schuldners (Art. 134 
Abs. 1 SVG). Solche Rechte sind z.B. die Anfechtung einer Schenkung wegen 
Undankbarkeit (Art. 227 SVG), der Anspruch auf Schmerzengeld, die Annahme 
oder Ausschlagung eines Vermächtnisses oder Testaments, und das Rücktrittsrecht 
von einem Vertrag über Unterhaltspflichten. Weiters sind jene Rechte vom Zugriff 
des Gläubigers ausgeschlossen, die keine Vermögensrechte darstellen (Personal-
statut, Eheverhältnisse, Adoptionen etc.)132.

Zuerst erfolgt die Zwangsvollstreckung in das Privatvermögen, erst danach in die 
Sachen des Familieneigentums. Damit soll das Vermögen des an der Verschuldung 
nicht beteiligten Ehegatten geschützt werden (Entscheidung Nr. 1742/1969 des 
Obersten Gerichtshofs, II. Zivilkammer).

2 Actio pauliana (Art. 135 SVG)
Die Gläubigeranfechtung außerhalb des Konkursverfahrens räumt dem Gläubiger 
ein Gestaltungsrecht ein, dessen Ausübung die relative Unwirksamkeit bestimm-
ter Handlungen des Schuldners dem Gläubiger gegenüber als Folge hat.

Damit dieses Gestaltungsrecht des Gläubigers zustande kommt, müssen folgende 
Voraussetzungen133 vorliegen:

1) Der Gläubiger muss benachteiligt134 sein. Dies heißt, dass durch die anzu-
fechtende Handlung entweder a) die Passiva des Schuldners gewachsen 

128 Anders Koshuharov, op. cit., S. 526.
129 Anders Koshuharov, op. cit., S. 525 f.
130 Koshuharov, op. cit., S. 527.
131 Vergl. Entscheidung Nr. 1517/1973 des Obersten Gerichtshofs, I. Zivilkammer. 
132 Koshuharov, op. cit., S. 523 f.
133 Koshuharov, op. cit., S. 532 ff.
134 Bei der Beurteilung der Benachteiligung ist nicht nur von den reinen Marktwerten des 

Schuldnervermögens auszugehen. Die Forderung des Gläubigers muss nicht auf Geld gerich-
tet sein (OGP 1 65); es kann sich auch um ein Gestaltungsrecht aus einem Vorvertrag han-
deln (Entscheidung Nr. 87/1973 des Obersten Gerichtshofs und Entscheidung Nr. 1562/1982, 
I. Zivilkammer).
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sind, oder dass b) seine Aktiva verringert werden, oder dass c) die Zwangs-
vollstreckung vereitelt oder erschwert wird135 136.

Verfügungen über Rechte, in die keine Zwangsvollstreckung möglich ist, 
können nicht angefochten werden (OGE 1562-82-I). In diesen Fällen ist die 
Gestaltungsklage abzuweisen (OGE 169-85-ZS, OGE 993-86-II und OGE 
1001-86-I).

2) Die Gläubigerbenachteiligung muss auf eine Handlung des Schuldners 
zurückzuführen sein. Diese Handlung kann (muss aber nicht) ein Rechtsge-
schäft sein137. Die Handlung kann sowohl vor, als auch nach der Begründung 
der Forderung des Gläubigers vorgenommen werden. Wenn die benachteili-
gende Handlung der Forderung zeitlich vorgeht, muss die Benachteiligung 
wider besseren Wissens vorgenommen worden sein138.

3) Der Schuldner muss zum Zeitpunkt der Vornahme der anzufechtenden Hand-
lung Kenntnis von der Benachteiligung haben. Der Gläubiger hat Vernach-
lässigung der gebotenen Sorgfalt (diligentia boni patris familias) unter den 
konkreten Umständen zu beweisen. Bei einseitigen Rechtsgeschäften und 
bei unentgeltlichen Verträgen ist die Kenntnis des Schuldners ausrei-
chend.

4) Wenn es sich um einen entgeltlichen Vertrag handelt, muss der Dritte, mit 
dem der Schuldner verhandelt hat, auch von der Benachteiligung des Gläu-
bigers Kenntnis gehabt haben139. Der Beweis der Kenntnis des Dritten wird 
durch eine gesetzliche Vermutung erleichtert. Im Zweifel liegt die Kenntnis 
vor, wenn der Dritte zum Schuldner im Verhältnis eines Ehegatten, eines 
Abkömmlings, eines Eltern- oder Vorelternteils, eines Bruders oder einer 
Schwester steht.

Die Ausübung des Gestaltungsrechts des benachteiligten Gläubigers hat gericht-
lich zu erfolgen. Diese kann sowohl durch Klage, als auch mittels Einwand140 
geltend gemacht werden. Als Beklagte sind der Schuldner und gegebenenfalls 
Dritte (wenn es sich um einen Vertrag handelt) vorzuladen141.

135 Eine solche gänzliche oder teilweise Verhinderung der Zwangsvollstreckung liegt z.B. vor, 
wenn der Schuldner sein Vermögen in Geld oder andere leicht zu verschleiernde Werte 
umwandelt, in die der Gläubiger faktisch nicht oder nur sehr schwer Zwangsvollstreckung 
führen kann (Art. 63 SVG – Prinzip von Treu und Glauben).

136 Die Forderung des Gläubigers muss nicht gerichtlich anerkannt sein, damit dieser von 
seinem Recht Gebrauch machen kann. Im Zuge des Verfahrens muss diese allerdings bewie-
sen werden (OGE 663-69-I und OGE 2473-78-I).

137 Der Gläubiger kann bspw. seine Materialien mit fremden vermischen oder vermengen, was 
zum Eigentumsverlust führt (Art. 94–97 EG).

138 Mangels Normierung einer gesetzlichen Vermutung ist die Praktikabilität der Regelung in 
Frage zu stellen.

139 Die bloße Fahrlässigkeit des Dritten reicht hierfür nicht aus – er muss wider besseres Wis-
sens gehandelt haben (Entscheidung Nr. 1695/1959 des Obersten Gerichtshofs, I. Zivilkam-
mer).

140 Koshuharov, op. cit., S. 534.
141 Koshuharov, op. cit., S. 531; Entscheidung Nr. 10/1967 des Obersten Gerichtshofs, 

Generalversammlung der Zivilkammer, Entscheidung Nr. 3447/1981, II. Zivilkammer und 
Entscheidung Nr. 169/1985, Generalversammlung der Zivilkammer. 
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Die relative Unwirksamkeit berührt jene Rechte nicht, die andere Personen vom 
Kontrahenten des Schuldners vor der Eintragung der Gestaltungsklage gutgläubig 
erworben haben. Der faktische Anwendungsbereich der actio pauliana ist folglich 
auf Vermögenswerte beschränkt, die nicht gutgläubig zu Eigentum erworben wer-
den können. Solche sind z.B. Immobilien, Gesellschaftsanteile einer Personenge-
sellschaft und Namensaktien. Die actio pauliana kann auch bei Forderungsab-
tretungen erfolgreich angewandt werden, denn bei diesen ist ein gutgläubiger 
Erwerb ausgeschlossen.

Wegen der ausgeführten Erwägungen ist die actio pauliana für bewegliche Sachen 
fast nicht geeignet. Dies liegt vor allem daran, dass gesetzliche Vermutung für 
Kenntnis der Benachteiligung einen sehr kleinen Personenkreis umfasst. Der Gläu-
biger, der die Gestaltungsklage geltend macht, genießt zwar keine Vorzüge anderen 
Gläubigern gegenüber, jedoch gilt die Unwirksamkeit nur ihm bzw. den Streitge-
nossen gegenüber. Praktisch anwendbar ist die actio pauliana im Rahmen der 
individuellen Zwangsvollstreckung gegen einen Nichtkaufmann.

3 Pfändung von Fahrnisrechten und Forderungen
Die Pfändung kann sowohl als selbstständige einstweilige Verfügung im Rahmen 
eines Sicherungsprozesses142 erlassen werden, als auch Teil der Zwangsvollstreckung 
sein. Die gesetzliche Regelung findet sich in den Art. 389–403 und 450–453 
ZPO.

Der Pfändung unterliegen nur dingliche Rechte und Forderungen, die Gegenstand 
der Zwangsvollstreckung sein können. Die Pfändung setzt eine einstweilige gericht-
liche Verfügung voraus. Diese Anordnung des Gerichts wird dem Gerichtsvoll-
zieher übergeben, der in der Folge einen Sicherungsbefehl erlässt.

Das Sicherungsverfahren findet unter Ausschluss der anderen Partei statt, da sein 
Zweck in der Zügigkeit und der Überraschung des Schuldners liegt. Um nicht die 
Rechte des Schuldners zu verletzen, müssen dem die Pfändung zulassenden Gericht 
daher ausreichende Beweise für die Existenz der Forderung vorgelegt werden. Sind 
diese Beweise nicht eindeutig oder befriedigend, so kann das Gericht die einst-
weilige Verfügung unter dem Vorbehalt zulassen, dass der Antragsteller eine Garan-
tie (in Form einer Geldsumme) für eventuelle Schäden leistet. Wird die Garantie 
nicht geleistet, so wird vom Gerichtsvollzieher kein Sicherungsbefehl erlassen.

Die Wirkungen der Pfändung treten mit der Zustellung des Sicherungsbefehls 
an den Schuldner ein. Dem Schuldner ist es ab nun untersagt, die Sache zu ver-
äußern. Die gepfändete Sache kann auch einem Verwahrer übergeben werden. 
Durch die Übergabe der Sache wird auch die Möglichkeit ausgeschlossen, dass 
Dritte die Sache vom Schuldner gutgläubig erwerben143. Befindet sich die gepfän-

142 Der Zivilprozess lässt sich in das Klageverfahren, das Sicherungs- und das Zwangsvollstre-
ckungsverfahren gliedern.

143 Ein gutgläubiger Erwerb ist aber auch nicht ausgeschlossen, wenn die Sache dem Schuldner 
zur Verwahrung übergeben wird. Der Erwerber einer gepfändeten Sache kann sich auf den 
gutgläubigen Erwerb nur dann berufen, wenn der Veräußerungsvertrag mit einem glaubwür-
digen Datum versehen ist, das dem Pfändungstag vorangeht. Der Schuldner kann die Sache 
an einen Dritten veräußern, der dem Gläubiger unbekannt ist, wodurch die Befriedigung 
des Letzteren vereitelt wird. In diesem Fall droht eine strafrechtliche Sanktion nach Art. 277 
Abs. 2 des Strafgesetzbuches, die aber wegen ihrer geringen Höhe uneffizient ist.



Die einzelnen Sicherungsformen 75

dete Sache zum Zeitpunkt der Pfändung bei einem Dritten, so wird der Sicherungs-
befehl auch diesem zugestellt. Bei der Pfändung von Forderungen wird der Siche-
rungsbefehl dem Schuldner und dem Drittschuldner zugestellt.

Nach der Pfändung sind alle Verfügungsgeschäfte mit der gepfändeten Sache und 
jegliche Abtretungen der gepfändeten Forderung dem Gläubiger gegenüber unwirk-
sam (Art. 453 ZPO). Bei der Pfändung von Forderungen kann der Drittschuldner 
dem Gläubiger eine spätere Erfüllung der Leistung an den Schuldner nicht entge-
gensetzten (Art. 508 ZPO); vielmehr hat er dem Gerichtsvollzieher oder dem Gläu-
biger zu leisten.

Um eine Zwangsvollstreckung einleiten zu können, muss der Gläubiger über einen 
Vollstreckungstitel verfügen. Legt der Gläubiger keinen solchen innerhalb der ihm 
bestimmten Frist144 vor, wird die Pfändung aufgehoben. Die Pfändung wird auch 
dann aufgehoben, wenn die Gründe für ihre Zulassung weggefallen sind. Ein wei-
terer Aufhebungsgrund ist gegeben, wenn innerhalb einer vom anordnenden Gericht 
bestimmten Frist der Gläubiger kein Klageverfahren einleitet, durch das er einen 
Vollstreckungstitel erhalten kann. Die Pfändung ist auch aufzuheben, wenn der 
Schuldner eine Garantie zugunsten des Schuldners in Form von Geld oder Wert-
papieren leistet.

Der Gläubiger, der eine Pfändung beantragt hat, genießt gegenüber allen anderen 
Gläubigern keine Vorzugsrechte.

4 Arrest über Immobiliarrechte
Bis auf ein paar unwesentliche Abweichungen gelten die Regelungen über die 
Pfändung auch für den Arrest über Immobiliarrechte. Von den Immobiliarrechten 
sind – ähnlich wie bei der Pfändung – nicht alle arrestfähig. Der Arrest wird durch 
eine gerichtliche Anordnung zugelassen. Diese wird aber nicht vom Gerichtsvoll-
zieher mittels Sicherungsbefehl erwirkt, sondern durch die Eintragung des Arrests 
vom Notar in die jeweiligen Register. Der Arrest wird dem Schuldner bekannt 
gemacht. Nach dem Zeitpunkt der Bekanntmachung des Arrests darf der Schuldner 
über die Immobilie oder über das Immobiliarrecht nicht mehr verfügen. Tut er 
dies, so kann die Verfügung dem Gläubiger nicht entgegengehalten werden (rela-
tive Unwirksamkeit gemäß Art. 453 ZPO).

5 Zurückbehaltungsrecht145

Beim Zurückbehaltungsrecht handelt es sich in allen seinen Erscheinungsformen 
um eine atypische Sicherheit, die sich durch ihre Vorbeugungsfunktion auszeich-
net. Seiner rechtlichen Natur nach handelt es sich hier um eine aufschiebende 
Einrede einer Vertragspartei, ihre Leistung erst zu vollbringen, wenn die andere 
Partei die Gegenleistung erbracht hat. Diese Einrede kann sowohl gerichtlich, als 
auch außergerichtlich geltend gemacht werden. Durch das Ausüben des Zurück-
behaltungsrechts erreicht die eine Partei, dass sie bei drohender Nichterfüllung 
seitens der anderen Partei ihre Leistung bei eventuellem Rücktritt vom Vertrag 
(Art. 87 SVG) nicht nachträglich in einem langwierigen Gerichtsverfahren zurück-
verlangen muss.

144 Diese Frist wird vom Gericht festgelegt, das die Pfändung anordnet.
145 Koshuharov, op. cit., S. 229 ff.
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Die erste Form des Zurückbehaltungsrechts ist die exceptio non adimpleti con-
tractus (Einrede des nicht erfüllten Vertrags). Die Voraussetzungen für die Begrün-
dung dieses Rechts sind gem. Art. 90 Abs. 1 SVG:

1) Es muss ein gegenseitiger Vertrag vorliegen.

2) Die Gegenleistung muss fällig sein146. Das Zurückbehaltungsrecht kann jedoch 
auch bei einer noch nicht fälligen Gegenleistung ausgeübt werden, wenn „aus 
den Umständen ersichtlich ist, dass die Gefahr besteht, dass die andere Par-
tei ihren Pflichten nicht nachkommt“ (Art. 90 Abs. 2 SVG).

3) Die Leistung und die Gegenleistung müssen einen verschiedenen Gegenstand 
haben147.

4) Die Leistung darf noch nicht erbracht worden sein.

5) Beide Leistungen müssen aus demselben Rechtsverhältnis stammen.

Erhebt derjenige, gegen den die Einrede des nicht erfüllten Vertrages geltend gemacht 
wird, eine Klage auf Erfüllung, so hat das Gericht eine Zug um Zug-Erfüllung 
anzuordnen. Im Fall des Art. 90 Abs. 2 SVG (drohende Nichterfüllung einer noch 
nicht fälligen Gegenleistung) ist die Einrede unzulässig, wenn die andere Partei 
eine entsprechende Sicherheit leistet.

Die zweite Form des Zurückbehaltungsrechts ist das debitum cum re junctum 
(Verwendungen auf die Sache). Um diese Einrede geltend machen zu können, 
müssen folgende Voraussetzungen vorliegen (Art. 91 SVG):

1) Die Leistung besteht in der Übergabe einer Sache.

2) Die Gegenleistung resultiert aus der Erhaltung und Verwaltung derselben 
Sache oder aus der Haftung des Eigentümers für die durch die Sache zuge-
fügten Schäden (Art. 50 SVG).

Die Einrede ist unzulässig, wenn eine geeignete Sicherheit geleistet wird (Art. 91 
Abs. 4 SVG).

Im Unterschied zur exceptio non adimpleti contractus entspringt die Gegenleistung 
beim debitum cum re junctum nicht aus einem Rechtsgeschäft, sondern aus einer 
Geschäftsführung ohne Auftrag (Art. 60 ff. SVG), aus einer unerlaubten Handlung 
(Art. 45 ff. SVG) oder aus ungerechtfertigter Bereicherung (Art. 55 ff. SVG).

Derjenige, der die Einrede aus der mit der Sache verbundenen Schuld geltend 
macht, wird anderen Gläubigern gegenüber bevorzugt behandelt (Art. 136 Nr. 4 
SVG).

146 Ausnahmen: wenn der Schuldner zahlungsunfähig geworden ist, wenn er die gegebenen 
Sicherheiten verringert hat, wenn er die versprochenen Sicherheiten nicht bereitstellt (Art. 71 
SVG), oder wenn gegen den Schuldner ein Konkursverfahren eröffnet wird (Art. 617 
HG).

147 So die h.M. – bei gleichartigen Leistungen könne eine Aufrechnung stattfinden. U.E. kann 
die Einrede des nicht erfüllten Vertrages allerdings auch bei gleichartigen Leistungen geltend 
gemacht werden, weil die Aufrechnung nicht ipso iure eintritt, sondern kraft Willenserklä-
rung.
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Die dritte in der Gerichtspraxis und Lehre allerdings umstrittene Form des Zurück-
behaltungsrechts beruht auf der Konnexität zweier Gegenleistungen, die nicht 
notwendig aus demselben Rechtsverhältnis entspringen müssen. Zwischen diesen 
besteht eine untrennbare Einheit. Als Beispiele werden die Rückstellung der Leis-
tungen nach einem nichtigen Vertrag oder einem bedingten Vertrag, bei dem die 
Bedingung ausgefallen ist, oder der Wegfall der Causa genannt. U.E. unterliegt 
der Begriff der Konnexität dem Prinzip von Treu und Glauben (Art. 63 SVG) und 
ist ausdehnend auszulegen. Konnexität zwischen zwei Leistungen ist auch in den 
Fällen von wirtschaftlich zusammenhängenden Verträgen (z.B. unter denselben 
Kaufleuten) gegeben.

Art. 357 HG regelt das Zurückbehaltungsrecht des Kommissionärs über die vom 
Kommittenten gegebenen oder für ihn erworbenen Sachen. Über dasselbe Recht 
verfügt auch der Spediteur (Art. 361 Abs. 2 HG). Ein Zurückbehaltungsrecht hat 
auch der Frachtführer (Art. 375 HG). Diese Zurückbehaltungsrechte werden vom 
Gesetz als „Pfandrechte“ bezeichnet. Gem. Art. 136 Nr. 3 SVG ist der Gläubiger 
vorrangig zu befriedigen.

6 Kaufmännisches Zurückbehaltungsrecht (Art. 315 des 
Handelsgesetzes)

Die zurückbehaltene Leistung des Gläubigers muss nicht aus demselben Rechts-
verhältnis entspringen wie die Leistung des Schuldners.

Das kaufmännische Zurückbehaltungsrecht erstreckt sich nur auf bewegliche 
Sachen und Wertpapiere (einschließlich Geld) des Schuldners. Es besteht aller-
dings auch die Möglichkeit, dass der Gläubiger eine geschuldete Eigentumsüber-
tragung verweigert, wenn dieser sich dazu verpflichtet hat.

Durch dieses Zurückbehaltungsrecht können auch noch nicht fällige Forderungen 
des Schuldners gesichert werden, falls gegen den Schuldner ein Konkursverfahren 
eröffnet wurde oder wenn die Zwangsvollstreckung gegen ihn erfolglos geblieben 
ist.

Das kaufmännische Retentionsrecht kann nur unter Kaufleuten begründet werden; 
sowohl der Gläubiger als auch der Schuldner müssen Kaufleute sein.

Das kaufmännische Zurückbehaltungsrecht kann auch Dritten entgegengesetzt 
werden, wenn der Gläubiger diesen gegenüber die Einwände geltend machen kann, 
die er gegen den Schuldner hat. Dies wird aber nur der Fall sein, wenn die zurück-
behaltene Leistung und die gesicherte Leistung aus einem und demselben Rechts-
verhältnis entspringen.

Die Retention ist nicht möglich, wenn der Gläubiger bei oder vor dem Besitzerwerb 
sich verpflichtet hat, mit der Sache oder den Wertpapieren in einer bestimmten 
Weise zu verfahren, es sei denn, der Gläubiger hat vom Konkursverfahren gegen 
den Schuldner erst nach der Übernahme dieser Verpflichtung erfahren oder es 
wurde danach eine erfolglose Zwangsvollstreckung durchgeführt.

Das kaufmännische Zurückbehaltungsrecht schließt die Geltendmachung des zivil-
rechtlichen Zurückbehaltungsrechts nicht aus. Wenn es sich um das Zurückbehal-
tungsrecht des Kommissionärs, des Spediteurs oder des Frachtführers handelt, hat 
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der Gläubiger jedoch kein Interesse, sich auf das kaufmännische Zurückbehal-
tungsrecht zu berufen, denn diese Rechte nach den Art. 357, 361 und 375 HG 
stellen gesetzliche Pfandrechte dar und räumen somit eine bessere Sicherheit ein, 
da sie einen Rang höher zu befriedigen sind.

7 Draufgabe/Reugeld (Art. 93 SVG, Art. 308 HG)148

Die Draufgabe dient als Beweis für den erfolgten Vertragsschluss. Sie ist auf das 
Geschuldete anzurechnen. Die Draufgabe räumt der redlichen Partei ein Rück-
trittsrecht auch bei einseitigen Verträgen ein149. Darin besteht auch die erste 
Sicherungsfunktion der Draufgabe. Im Fall des Rücktritts vom Vertrag kann der 
Gläubiger die Draufgabe behalten (wenn er Empfänger dieser ist) oder in dop-
pelter Höhe zurückverlangen (wenn er Geber der Draufgabe ist). Im letzten Fall 
versteht sich die Draufgabe als Reugeld (arrha poenalis).

8 Vertragsstrafe (Art. 92 SVG)150

Die Vertragsstrafe hat zwei Sicherungsfunktionen: Sie ersetzt den Beweis von 
Schäden (eingetretener Verlust und entgangener Gewinn) im Zuge der Nichter-
füllung und stellt einen wirtschaftlichen Zwang für den Schuldner dar.

Die Beweisfunktion der Vertragsstrafe hat auch eine weitere für den Gläubiger 
günstige Folge, die mit dem Pfand und der Hypothek zusammenhängt: Wenn für 
die geschuldete Leistung eine Vertragsstrafe vereinbart wurde, dann kann der Gläu-
biger direkt aufgrund des Vertrags Vollstreckungsarrest beantragen, der mit dem 
Antrag auf die sofortige Zwangsvollstreckung kumuliert wird (Art. 417 Nr. 3 iVm 
418 ZPO und Art. 160 SVG).

Die im Vertrag festgelegte Höhe der Vertragsstrafe stellt allerdings kein Hindernis 
für den Gläubiger dar, höhere Schäden zu beweisen und zu fordern.

Die Vertragsstrafe kann für die verspätete, teilweise, schlechte Erfüllung oder 
die komplette Nichterfüllung vereinbart werden. Sie kann kumulativ oder alter-
nativ vereinbart werden. Die Vertragsstrafe kann vom Gericht herabgesetzt werden, 
wenn sie unverhältnismäßig hoch ist. Die Herabsetzung einer unter Kaufleuten 
vereinbarten Vertragsstrafe ist unzulässig (Art. 309 HG).

In der bisherigen Gerichtspraxis sind keine Fälle exorbitanter Vertragsstrafen 
bekannt. Übermäßig hohe Vertragsstrafen könnten gegen das Prinzip von Treu und 
Glauben verstoßen und für nichtig erklärt werden (Art. 12, Art. 26 Abs. 1 und 
Art. 63 SVG).

Die Vertragsstrafe kann als Pauschalsumme, in Teilbeträgen oder als proportiona-
le Summe vereinbart werden.

Eine Sonderform der Vertragsstrafe bei Geldschulden sind die Verzugszinsen, die 
bei nicht fristgemäßer Erfüllung zu bezahlen sind (Art. 86 SVG). Die Höhe beträgt 
den Grundzinssatz der Bulgarischen Nationalbank plus 10 Punkte.

148 Koshuharov, op. cit., S. 389 ff.
149 Das Rücktrittsrecht der redlichen Partei bei positiver Vertragsverletzung wird grundsätzlich 

nur bei gegenseitigen Verträgen eingeräumt (Art. 87 ff. SVG).
150 Koshuharov, op. cit., S. 371 ff.
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9 Gesamtschuldnerische (solidarische) Verpflichtung151

Die solidarischen Verpflichtungen stellen Personalsicherheiten dar. Sie sind in 
den Art. 121–127 SVG geregelt.

Die Gesamtschuld wird entweder durch ausdrückliche Vereinbarung begründet oder 
beruht auf dem Gesetz. Wichtige Fälle von gesetzlich geregelten solidarischen 
Verpflichtungen sind:

• die Verpflichtungen von mehreren Entleihern einer Sache (Art. 244 Abs. 4 
SVG);

• die Garantieverpflichtung des Kommissionärs und des Spediteurs bei Delkre-
dere-Klauseln begründet die Gesamtschuld der Letzteren mit dem Hauptschuld-
ner (Art. 354 und Art. 361 Abs. 2 HG); dasselbe gilt für den Handelsvertreter 
bei einer Delkredere-Klausel (Art. 35 HG);

• die Mehrheit von Frachtführern (Art. 374 Abs. 2 HG);

• bei der Übertragung eines versicherten Gegenstands haften der Veräußerer und 
der Erwerber als Gesamtschuldner (Art. 401 Abs. 2 HG);

• bei einer von mehreren begangenen unerlaubten Handlung haften alle Täter als 
Gesamtschuldner (Art. 53 SVG);

• die Verpflichtung mehrerer Schuldner bei einem Handelsgeschäft führt im Zwei-
fel zur Gesamtschuld (Art. 304 HG);

• für die von einem Ehegatten für den Familienunterhalt übernommenen Schulden 
haftet auch der andere Ehegatte solidarisch (Art. 25 Abs. 2 des Familiengesetz-
buches152).

10 Schuldbeitritt153

Der Schuldbeitritt ist im Art. 101 SVG geregelt. Er stellt eine Personalsicherheit 
dar. Er wird durch Vertrag zwischen dem Gläubiger und dem Beitretenden oder 
zwischen dem Schuldner und dem Beitretenden geschlossen. Im zweiten Fall han-
delt es sich um einen Vertrag zugunsten eines Dritten (des Gläubigers); daraus 
folgt, dass nach Annahme durch den Gläubiger die Beitrittsabrede ohne seine 
Zustimmung nicht mehr geändert oder aufgehoben werden kann.

Der Schuldbeitritt ist der Bürgschaft sehr ähnlich. Dies bedingt auch die analoge 
Anwendung der Regeln über die Bürgschaft auf den Schuldbeitritt, d.h., die Schuld 
des Beitretenden ist im Verhältnis zur Schuld des Hauptschuldners akzessorisch 
(herrschende Lehre)154.

Der Schuldbeitritt, sei es in der Form eines Vertrages zwischen dem Gläubiger und 
dem Beitretendem oder zwischen dem Schuldner und dem Beitretendem, bedarf 
grundsätzlich keiner Form.

151 Koshuharov, op. cit., S. 474 ff.
152 Veröffentlicht in D.V. Nr. 41/1985.
153 Koshuharov, op. cit., S. 460 ff.
154 Abweichend s. Koshucharov, op. cit., § 87, VI, 2. Der Autor behauptet ohne ausreichende 

Begründung, dass die Verpflichtung des Beitretenden zur Verpflichtung des Schuldners 
abstrakt ist.
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Die wichtigste Folge des Schuldbeitritts liegt in der gesamtschuldnerischen Ver-
pflichtung zwischen dem Beitretenden und dem (Haupt-)Schuldner zugunsten des 
Gläubigers.

11 Schuldübernahme155

Die Schuldübernahme ist im Art. 102 SVG geregelt. Bei dieser verliert der Gläu-
biger seinen bisherigen Schuldner. Sie ist für den Schuldner dann von Vorteil, wenn 
der neue Schuldner zahlungskräftiger ist. Die Schuldübernahme beeinträchtigt die 
Sicherheiten, die Dritte für die Schuld gegeben haben. Diese werden ipso iure 
aufgehoben, es sei denn, dass die Sicherungsgeber der Schuldübernahme zustimmen. 
Die vom Altschuldner gegebenen Realsicherheiten bleiben von der Schuldübernahme 
jedoch unberührt (Art. 102 Abs. 2 SVG).

12 Aufrechnung156

Die Sicherungsfunktion der Aufrechnung (compensatio) (Art. 103–105 SVG) besteht 
in einem Gestaltungsrecht, über das der Gläubiger verfügt. Die Ausübung dieses 
Gestaltungsrechts stellt zugleich eine Form der Selbsthilfe dar.

Die Voraussetzungen für die Aufrechnung sind:

1) Es müssen wechselseitige Ansprüche vorliegen (diese müssen nicht zwingend 
aus einem Rechtsverhältnis entspringen);

2) die Schulden müssen entweder Geldschulden oder gleichartige Schulden für 
vertretbare Sachen sein;

3) die Forderung des Aufrechnenden muss fällig sein;

4) die einseitige empfangsbedürftige Willenserklärung des Aufrechnenden157.

Die Aufrechnung wirkt rückgängig. Das bedeutet, dass die beiden Schulden als 
zum frühestmöglichen Termin getilgt gelten, zu dem die Aufrechnung vorgenom-
men werden konnte158. Daraus folgt, dass auch mit einer verjährten Forderung 
gegen eine nicht verjährte Forderung aufgerechnet werden kann159. Die rückwir-
kende Wirkung der Aufrechnung hat auch zur Folge, dass bspw. Zinsen und Ver-
tragsstrafen ab dem Zeitpunkt der frühestmöglichen Aufrechnung erlöschen. Die 
Aufrechnung ist auch gegen eine gepfändete Forderung zulässig, sofern der Zeit-
punkt der Aufrechnung vor dem Datum der Pfändung liegt. Aus demselben Grund 
und unter denselben Voraussetzungen (Aufrechnungszeitpunkt liegt vor der Zessi-
on) kann auch gegen eine zedierte (übertragene) Forderung aufgerechnet werden, 
es sei denn der Aufrechnende hat der Zession zugestimmt.

Bürgen und Besteller von Realsicherheiten können eine Aufrechnung gegen For-
derungen des Hauptschuldners ohne dessen Einwilligung vornehmen (Art. 142 und 
151 SVG). Besteller von Realsicherheiten benötigen dafür allerdings die gerichtliche 
Einwilligung.

155 Koshuharov, op. cit., S. 463 ff.
156 Koshuharov, op. cit., S. 404 ff.
157 Das bulgarische Recht kennt keine automatische Aufrechnung (debita contraria ipso iure 

compensuntur).
158 Dies ist der Zeitpunkt, in dem beide Forderungen fällig geworden sind.
159 So ausdrücklich Art. 103 Abs. 2 SVG.
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In bestimmten Fällen ist eine Aufrechnung unzulässig. Es kann nicht aufgerechnet 
werden, wenn die Gegenforderung durch eine vorsätzliche unerlaubte Handlung 
begründet wurde, wenn es sich um eine Steuerpflicht handelt, oder wenn die 
Gegenforderung der Zwangsvollstreckung entzogen ist.

Art. 645 HG enthält Sonderregeln über die Aufrechnung im Konkursverfahren. 
Nach der Eröffnung des Konkurses ist die Aufrechnung in der bisher geschilderten 
Form und mit den dargestellten Folgen nur zulässig, wenn beide Gegenforderungen 
(-schulden) vor der Konkurseröffnung bestanden haben und fällig waren.

13 Wechselverpflichtungen und kaufmännische Orderpapiere
Bei den Wechselverpflichtungen (Wechsel, eigener Wechsel und Scheck – Art. 455 ff., 
Art. 534 ff. und Art. 539 ff. HG) und den kaufmännischen Orderpapieren (Art. 316 
und Art. 317 HG) genießt der Gläubiger eine wesentliche prozessuale Erleichte-
rung. Diese Wertpapiere stellen, wie oben dargestellt, einen Grund, den Vollstre-
ckungsbefehl und die sofortige Vollstreckung zu beantragen (Art. 417 Nr. 9 i.V.m. 
418 ZPO). Um eine Zwangsvollstreckung gegen den Schuldner einleiten zu können, 
braucht der Gläubiger daher keine Klageverfahren einzuleiten, da Einreden gegen 
den Vollstreckungsbefehl nur aus dem Dokument gem. Art. 419 Abs. 2 ZPO geltend 
zu machen sind. Die Beschwerde des Schuldners hemmt nicht den Weiterlauf der 
Zwangsvollstreckung. Ähnlich wie unter dem Regime der alten ZPO ermöglicht 
dieser Umstand (neben der praktischen Beschleunigung der Befriedigung) dem 
Gläubiger, von der prinzipiellen Unmöglichkeit, Einreden gegen die Wechselver-
pflichtung und kaufmännischen Orderpapiere geltend zu machen, zu profitieren 
(Abstraktheit der Verpflichtungen zum Valutaverhältnis).

Die Wechselgläubiger und die Gläubiger hinsichtlich eines kaufmännischen Order-
papiers genießen jedoch kein Vorzugsrecht anderen Gläubigern des Schuldners 
gegenüber.

Für diese Wertpapiere gelten strenge Formvorschriften. Wechselverpflichtungen 
und kaufmännischen Orderpapiere können durch Indossament übertragen werden 
(Art. 316 und Art. 466 ff. HG).

14 Gesamtschuldnerische (solidarische) Haftung der OHG- und 
KG-Gesellschafter und der Vorstände von 
Handelsgesellschaften160

Gem. Art. 76 HG haften die Gesellschafter einer Offenen Handelsgesellschaft (OHG) 
solidarisch, unbeschränkt und persönlich. Dies sieht auch Art. 99 HG für die Kom-
plementäre einer Kommanditgesellschaft (KG) vor. Der Gläubiger hat seine Klage 
nicht gegen die Gesellschaft und die jeweiligen Gesellschafter zu richten. Die 
Zwangsvollstreckung gegen einen Gesellschafter/Komplementär darf erst nach der 
erfolglos gebliebenen Zwangsvollstreckung gegen die Gesellschaft eingeleitet wer-
den (Art. 88 S. 2 HG und Art. 99 Abs. 2 HG). Neu eingestellte Gesellschafter/Kom-
plementäre haften für alle Verbindlichkeiten der Gesellschaft (Art. 92 HG).

160 S. dafür Gerdjikov, Ognjan, Kommentar zum Handelsgesetz, Bd. I., S. 245 ff., 309.
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Nach herrschender Meinung in der Lehre haften der Geschäftsführer einer Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung (GmbH) und die Vorstände einer Aktiengesellschaft 
(AG) nur gegenüber der Gesellschaft und nicht den Gläubigern gegenüber161.

15 Vorzeitige Geltendmachung der Ansprüche (Art. 71 SVG)
Gem. Art. 71 SVG führen folgende Gründe zu einer vorzeitigen Geltendmachung 
von Ansprüchen:

• Gegen den Schuldner ist ein Urteil über die Eröffnung des Konkursverfahrens 
ergangen162.

• Der Schuldner hat durch seine Handlungen die dem Gläubiger gewährten Sicher-
heiten gemindert.

• Der Schuldner hat die versprochenen Sicherheiten nicht geleistet.

Je nach Lage der Dinge, kann der Gläubiger:

• gegen eine Schuld des Schuldners aufrechnen (Art. 103 ff. SVG);

• sein Zurückbehaltungsrecht ausüben (Art. 90 SVG);

• Klage erheben;

• geeignete Sicherungsmaßnahmen beantragen;

• die Zwangsvollstreckung beantragen.

Gem. Art. 60 Abs. 2 des Gesetzes über die Kreditanstalten können Banken ihre 
Forderungen vorzeitig fällig stellen.

16 Anzahlungskauf
Die Sicherheit, die durch einen Anzahlungskauf gewährleistet wird, besteht in der 
Möglichkeit, einen Eigentumsvorbehalt zu vereinbaren (s. Kap. V Pkt. A).

Beim Kauf von beweglichen Sachen sieht das Gesetz zusätzliche Sicherungsmög-
lichkeiten für den Verkäufer vor:

Der Rücktritt vom Vertrag setzt die Nichterfüllung der Leistung durch die Gegen-
partei voraus und ist grundsätzlich dann zulässig, wenn eine angemessene Nachfrist 
gesetzt wird (Art. 87 Abs. 1 SVG). Art. 201 Abs. 1 SVG befreit den Verkäufer von 
der Verpflichtung, diese Nachfrist zu setzen, wenn der Käufer den Kaufpreis 
zum Zeitpunkt der Übergabe der Sache nicht zahlt oder wenn eine Leistung 
Zug um Zug vereinbart ist. Die Setzung einer Nachfrist ist auch dann nicht erfor-
derlich, wenn die Zahlung nach der Übergabe der Sache vereinbart ist, der Käufer 
aber zur vereinbarten Zeit nicht erscheint, um die Sache entgegenzunehmen, 
oder sich weigert, diese in Empfang zu nehmen. Der Verkäufer kann vom Ver-
trag zurücktreten, wenn er dem Käufer die Sache übergeben hat, ohne dafür 
den Kaufpreis erhalten zu haben, und es wurde kein Zahlungstermin vereinbart. 
Dieses Rücktrittsrecht kann innerhalb von 15 Tagen ab Übergabe der Sache aus-

161 Diese Auffassung beruht auf der buchstäblichen Auslegung von Art. 152 und Art. 145 HG. 
Nach diesen Regelungen besteht im Fall einer Nichteintragung bestimmter Umstände im 
Handelsregister nur eine deliktische Haftung den Gläubigern gegenüber.

162 Dies sieht auch Art. 617 HG vor.
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geübt werden (Art. 202 Abs. 1 SVG). Aus einem Rücktritt können gutgläubigen 
Erwerbern des Käufers gegenüber keine Einwände geltend gemacht werden (Art. 202 
Abs. 2 SVG).

17 Sicherungsübereignung 
Die Probleme im Zusammenhang mit der Sicherungsübereignung decken sich groß-
teils mit jenen der fiduziarischen Geschäfte (Treuhand). Zusammenfassend kann 
gesagt werden, dass die Sicherungsübereignung im bulgarischen Recht durch kom-
plizierte Konstruktionen zwar begründet werden kann, aber wegen der drohenden 
Nichtigkeit als Sicherungsmittel eher ungeeignet ist.

18 Kreditrichtlinie163

Diese Bestimmungen räumen der einen Kredit vergebenden Bank bestimmte Kün-
digungsrechte ein. Die betreffenden gesetzlichen Regeln sind prinzipiell abdingbar 
(Art. 430–432 HG). Im Bankkreditvertrag müssen Angaben u.a. auch über den 
Kreditzweck enthalten sein (Art. 430 Abs. 1 HG). Die relevanten Informationen 
hat der Kunde zur Verfügung zu stellen (Art. 431 HG). Die Bank kann den Kre-
ditvertrag vorzeitig kündigen, wenn der Kredit nicht zum angegebenen Zweck 
benutzt wird oder wenn der Kunde falsche Informationen abgegeben hat.

E Die neuen Sicherungsformen (gekorene 
Sicherheiten)

1 Akkreditiv
Das Akkreditiv gilt traditionell eher als Zahlungs- und nicht als Sicherungsform. 
Es ist in den Art. 435–441 HG geregelt. Das Akkreditiv ist hinsichtlich des Valu-
taverhältnisses abstrakt. Es handelt sich um eine einseitige, schriftliche, emp-
fangsbedürftige Willenserklärung einer Bank, durch die die Verpflichtung der 
Bank begründet wird, dem Begünstigten eine gegen Vorlage bestimmter Papiere 
und bei Erfüllung bestimmter Bedingungen eine bestimmt Geldsumme zu bezahlen 
(Art. 435 Abs. 1 HG). Das Akkreditiv ist im Zweifel unwiderruflich (Art. 436 HG), 
teilbar und unübertragbar (Art. 438 HG).

2 Bankgarantie164

Während das Akkreditiv als Zahlungsform mit zusätzlichen Sicherungsfunktionen 
beschrieben werden kann, handelt es sich bei der Bankgarantie um ein reines 
Sicherungsinstrument; sie wird mit Eintritt des Garantiefalls, z.B. im Fall der 
Nichterfüllung fällig.

Die Bankgarantie ist im Art. 442 HG geregelt. Zur Bankgarantie gilt das über das 
Akkreditiv Ausgeführte entsprechend. So wie beim Akkreditiv finden auch inter-
nationale Regeln und Bräuche Anwendung (Art. 288 und Art. 685 Abs. 2 HG). 
Die entsprechenden Bräuche sind die Uniform Rules for Demand Guarantees der 
Internationalen Handelskammer in Paris in der Fassung vom Jahr 1992. Diese 
Einheitlichen Richtlinien regeln die nicht akzessorischen Garantien, die auf erstes 

163 Gerdjikov, Handeslrecht – Handelsgeschäfte, Sofia 2000, S. 204 ff.
164 S. Takoff, Die Bankgarantie, Sofia 1998, S. 11 ff.
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Anfordern oder unter Vorlage von bestimmten Unterlagen zahlbar sind. Eine bloß 
untergeordnete Bedeutung haben die Uniform Rules for Contract Guarantees der 
Internationalen Handelskammer in Paris aus dem Jahr 1978.

3 Leasing165

Das Leasing hat seine gesetzliche Regelung in den Art. 342–347 HG erfahren. Dort 
sind sowohl das Finanzierungsleasing, als auch das Operating Leasing geregelt. 
Von einer Sicherungsfunktion des Leasing kann nur beim Operating Leasing gespro-
chen werden166. Gem. Art. 342 Abs. 3 HG handelt es sich um eine Miete, mit der 
Besonderheit, dass dem Leasingnehmer die Möglichkeit eingeräumt wird, unter 
vereinbarten Bedingungen die geleaste Sache während des Vertrages oder nach 
seiner Beendigung zu erwerben. In dieser Hinsicht ähnelt das Operating Leasing 
dem Abzahlungskauf (Art. 205 SVG). Im vereinbarten Eigentumsvorbehalt besteht 
die Sicherheit des Leasinggebers beim Operating Leasing. Möchte der Käufer die 
Sache mit der letzten Leasing-Rate nicht in sein Eigentum erwerben, so hat er die 
Sache an den Leasinggeber zurück zu geben.

4 Factoring
Das Factoring ist im bulgarischen Recht nicht ausdrücklich geregelt, jedoch all-
gemein anerkannt. Die wirtschaftliche Hauptfunktion des Factoring liegt in der 
Kreditierung des Unternehmens. Das echte Factoring (Standard-Factoring) stellt 
den typischen Fall des Factoring dar. Generell stellt sich die Frage nach der Siche-
rung der Tilgung des dem Unternehmen gewährten Kredits. Dies kann in erster 
Linie durch den Nichtausschluss von Regressansprüchen erfolgen (unechtes 
Factoring167). Die Ansprüche können durch alle denkbaren Sicherungsfiguren besi-
chert werden. Da der rechtliche Mechanismus des Factoring auf der Tilgung der 
Schulden des Unternehmens durch Dritte beruht, stellt sich die Frage nach der 
Sicherung des Factor mittels Forderungsabtretung. Die Forderungsabtretung (Zes-
sion) ist in den Art. 99 und 100 SVG geregelt. Die Zession einer künftigen For-
derung ist zwar möglich, doch kann diese erst mit der Übergabe der Unterlagen, 
die die Forderung bestätigen und der Verständigung des Drittschuldners erfolgen. 
Im Vorfeld liegt daher ein Rahmenvertrag vor. Kraft dieses Vertrags verpflichtet 
sich das Unternehmen, alle künftigen Forderungen einer bestimmten Art formgemäß 
an den Factor zu übertragen168, wobei die Forderungsabtretung bei der Begründung 
jeder einzelnen Forderung automatisch erfolgt.

Da die Sicherungsfunktion insb. beim echten Factoring von der Zahlungsfähigkeit 
der Kunden des Unternehmens abhängt, muss der Factor über vielfältige Mög-
lichkeiten verfügen, diese zu überprüfen, um gegebenenfalls die Zession von 
dubiosen Forderungen verweigern zu können. Eine weitere praktische Frage 

165 S. Gerdjikov, Handelsrecht – Handelsgeschäfte, S. 85 ff.
166 Das Finanzierungsleasing bedarf hingegen weiterer Sicherheiten für den Leasinggeber für 

den Fall, dass die Leasingraten nicht bezahlt werden oder dass die geleaste Sache untergeht, 
verarbeitet oder weiterveräußert wird.

167 Beim echten Factoring hat die Zession keine Sicherungsfunktion. Es handelt sich um eine 
Leistung an Erfüllungs statt.

168 Die Zession ist ein formfreies Geschäft. Der Zedent hat zwar die Verpflichtung, die Zessi-
on schriftlich zu bestätigen und den Schuldner davon zu unterrichten, dabei handelt es sind 
allerdings um keine Wirksamkeitsvoraussetzungen.
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betreffend die Sicherung des Factor stellt sich bei der Verständigung der erfolgten 
Zession. Diese kann durch das Unternehmen oder den Factor erfolgen169.

Das Unternehmen haftet nur für die Existenz der Forderung, nicht aber für die 
Zahlungsfähigkeit des Schuldners (Art. 100 Abs. 2 SVG)170.

Die übertragene Forderung geht an den Factor samt allen Sicherheiten und 
den daraus entspringenden Zinsen über (Art. 99 Abs. 2 SVG).

Die Zulässigkeit des unechten Factoring (einschließlich der Globalzession) steht 
außer Zweifel. In der bulgarischen Wirtschaftspraxis ist das Factoring allerdings 
derzeit kaum verbreitet.

F Dem bulgarischen Recht unbekannte 
Sicherungsformen

1 Der Kreditauftrag
Eine dem Kreditauftrag sehr ähnliche Figur ist in dem Art. 433 und 434 HG gere-
gelt. Es handelt sich um den sog. „Kreditbrief“. Mit dem Kreditbrief beauftragt 
eine Bank eine andere Bank oder mehrere Banken, der im Kreditbrief bezeichne-
ten Person ein Kredit zu gewähren. Die auftraggebende Bank übernimmt aber 
keine Bürgschaft zugunsten der kreditgebenden Bank171.

2 Patronatserklärung
Patronatserklärungen sind in der bulgarischen Wirtschaftspraxis nahezu unbekannt. 
Harte Patronatserklärungen können zwar als Angebot zum Schließen einer Bürg-
schaft angesehen werden, die durch konkludente Handlungen (z.B. durch eine 
Klageerhebung) als vereinbart gelten. Wegen der Unvorhersehbarkeit, ob ein sol-
cher Anspruch in der Praxis realisiert werden kann, ist von Patronatserklärungen 
jedoch abzuraten.

3 Grundschuld
Die Grundschuld ist von der Hypothek (Art. 149–155 und 166–179 SVG s. Kap. 5 
Pkt. B) zu unterscheiden. Im Unterschied zur Grundschuld ist die Hypothek im 
Verhältnis zur gesicherten Forderung streng akzessorisch.

4 Rentenschuld
Die Rentenschuld unterscheidet sich von der Hypothek wieder durch ihre fehlende 
Akzessorietät zu den gesicherten wiederkehrenden Leistungen, während die Hypo-
thek zu solchen wiederkehrenden Leistungen streng akzessorisch ist.

169 Gem. Art. 99 Abs. 4 SVG ist die Zession dem Schuldner gegenüber mit dem Tag der 
Verständigung des Altgläubigers wirksam. Nach h.M. kann die Verständigung auch vom 
Zessionar mit derselben Wirkung vorgenommen werden.

170 Wird die Haftung des Zedenten für die Bonität des Schuldners vereinbart, so darf diese 
Haftung die Höhe der erhaltenen Gegenleistung nicht überschreiten (Art. 100 Abs. 2 in fine 
SVG). Diese Regelung ist jedoch von den Parteien abdingbar.

171 Im Unterschied zu § 778 des deutschen Bürgerlichen Gesetzbuches.
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5 Reallast
Dasselbe gilt auch für die Reallast, diese ist im Gegensatz zur Hypothek nicht 
akzessorisch.

G Veräußerungen der gesicherten Forderung und 
Auswirkungen auf die akzessorischen Rechte

Bei einer alternativen (schuldbefreienden) Schuldübernahme wird der alte 
Schuldner von seiner Leistungspflicht befreit und ein neuer Schuldner tritt an seine 
Stelle. Ist der Sicherungsgeber nicht der Schuldner, so darf seine Lage nicht ver-
schlechtert werden172. Daher ordnet Art. 102 Abs. 2 SVG an, dass bei einer Schuld-
übernahme die von Dritten gegebenen Sicherheiten nur dann erhalten bleiben, wenn 
die Sicherungsgeber damit einverstanden sind.

Anders ist die Lage, wenn der Schuldner, der durch die Schuldübernahme befreit 
wird, selbst Sicherungsgeber für seine eigene Verpflichtung gewesen ist. In diesem 
Falle bleibt das errichtete Pfand erhalten; dies bedarf nicht des Einverständnisses 
des alten Schuldners (Sicherungsgebers).

H Rechtliche Lage des Sicherungsnehmers während 
der Sicherungsphase (Schutz vor Handlungen des 
Sicherungsgebers)

Die Handlungen des Sicherungsgebers können den Sicherungsnehmer in verschie-
dener Weise beeinträchtigen, je nachdem, ob es sich um eine Real- oder Personal-
sicherheit handelt.

Die Verpfändung von Forderungen ist für den Gläubiger solange unsicher, wie 
der Schuldner der verpfändeten Forderung davon noch nicht unterrichtet ist. Die-
ser kann bis zu dem Zeitpunkt der Verständigung (Eingang der Anzeige) mit schuld-
befreiender Wirkung leisten. Eine Verständigung (Zustimmung) des Eigentümers 
bei einer Zession zur Eintragung des Immobilienpfandrechts zugunsten des Erwer-
bers der Forderung erfolgt nicht.

Weiters besteht auch die Gefahr, dass die als Sicherheit dienende Forderung von 
Dritten durch eine gerichtliche Verfügung gepfändet wird. Wurde der Vertrag schrift-
lich mit notariell beglaubigtem Datum errichtet, so kann er Dritten entgegengesetzt 
werden (Art. 162 SVG). Als zusätzliches Sicherungsmittel kann der Gläubiger vom 
Sicherungsgeber die die Forderung beweisenden Unterlagen verlangen (Art. 163 
SVG).

172 Bei der Errichtung einer Sicherheit für einen Schuldner geht der Sicherungsgeber natürlich 
von der konkreten Bonität und anderen wichtigen Umständen aus. Der neue Schuldner kann 
unzuverlässig sein, oder sein Vermögen kann gewisse Zweifel beim Sicherungsgeber erre-
gen.



Die einzelnen Sicherungsformen 87

I Schutz bei individueller Zwangsvollstreckung und 
Insolvenz

1 Gefahren bei der Individuellen Zwangsvollstreckung
Bei der individuellen Zwangsvollstreckung in bewegliche Sachen sieht das 
bulgarische Zivilprozessrecht keinen effizienten Schutz für die Sicherungsnehmer 
vor. Damit diese ihre Rechte behalten, müssen sie vor der Aufteilung des Erlöses 
der Zwangsvollstreckung beitreten. Tun sie das nicht, erlöschen ihre Sicherungs-
rechte an jedem konkreten Sicherungsobjekt, nachdem dieses durch eine Verstei-
gerung verwertet worden ist (Art. 482 ZPO). Damit der Sicherungsnehmer seine 
mit der Sicherheit verbundenen Vorzüge aufrechterhält, muss er daher ständig 
darauf achten, ob gegen das Sicherungsobjekt ein Zwangsvollstreckungsverfahren 
im Gange ist.

Bei der Zwangsvollstreckung gegen Immobilien sind die Hypothekare besser 
geschützt. Diese werden vom Gerichtsvollzieher über die Versteigerung von Amts 
wegen unterrichtet und können an der Aufteilung des Erlöses teilnehmen (Art. 501 
Abs. 1 ZPO). Dies müssen sie beantragen. Auch hier gilt, dass die hypothekarische 
Sicherheit verloren geht, wenn dem Verfahren nicht rechtzeitig beigetreten wird. 
Zur Befriedigungsrangordnung im Zwangsvollstreckungsverfahren siehe Kap. III 
Pkt. G.1.c.

Bei der Verpfändung von Forderungen wird der Sicherungsnehmer dadurch 
geschützt, dass der Drittschuldner verpflichtet ist, den Gerichtsvollzieher über 
jegliche Ansprüche gegen diese Forderung (u.a. auch Pfandrechte) zu unterrichten 
(Art. 508 ZPO). Unterlässt dies der Drittschuldner, so wird er gegenüber dem 
Sicherungsnehmer schadenersatzpflichtig (Art. 45 ff. SVG).

Die Pfändung und der Arrest schützen die Personen, die diese Maßnahmen bean-
tragt haben; sie werden an der Aufteilung des Vollstreckungserlöses ex lege betei-
ligt (Art. 459 ZPO).

Schließlich ist zu betonen, dass der Staat bezüglich all seiner Forderungen bei 
eingeleiteter individueller Zwangsvollstreckung vom Gerichtsvollzieher von Amts 
wegen zu verständigen ist (Art. 458 ZPO) und daher dem Verfahren praktisch 
immer beitritt.

2 Bedrohende Umstände im Insolvenzverfahren
Im Insolvenzverfahren ist die rechtliche Lage der Sicherungsnehmer eine andere. 
Mit der Aufteilung des verwerteten Schuldnervermögen erlöschen grundsätzlich 
jegliche Forderungen gegenüber dem Schuldner (Art. 739 HG). Die Eröffnung 
des Verfahrens wird publik gemacht und die Gläubiger sind aufgerufen, ihre For-
derungen innerhalb eines Monats anzumelden (Art. 685 HG). Allfällige Siche-
rungsrechte bleiben im Insolvenzverfahren bis zum Abschluss des Verfahrens 
erhalten (Art. 618 HG). Wurde ein Eigentumsvorbehalt vereinbart, so wird der 
entsprechende Gegenstand aus der Konkursmasse ausgesondert.

Nach der Verwertung des gemeinschuldnerischen Vermögens kommt es zur Auf-
teilung des erlangten Erlöses unter den am Verfahren beigetretenen Gläubigern. 
Zur Befriedigungsrangordnung im Insolvenzverfahren s. im Kap. III Pkt. G.2.e. 
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An dieser Stelle sei nochmals betont, dass sondergesetzliche Regelungen diese 
Rangordnungen ändern können (bspw. Vorzugspfandrechte des Staates)

J Erlöschen von Sicherheiten außerhalb des 
Verwertungsverfahrens173

Akzessorische Sicherungsrechte erlöschen mit dem gänzlichen Erlöschen der 
Forderung (Hypothek, Faustpfand, Forderungsverpfändung, Bürgschaft). Die 
teilweise Tilgung der gesicherten Forderung führt zu keinem Verlust des Siche-
rungsrechts – weder gänzlich, noch anteilig (Prinzip der ungeteilten Pfandhaftung) 
(Art. 157 SVG für das Pfand und Art. 174 SVG für die Hypothek).

Bei einer erfolgreichen Anfechtung des Rechtsverhältnisses, durch das die gesi-
cherte Forderung begründet wurde, fällt auch die akzessorische Sicherheit rück-
wirkend weg174.

Die teilweise Unwirksamkeit (Nichtigkeit oder Anfechtung) führt beim Pfand zu 
einer automatischen Reduktion des Haftungsumfangs, nicht jedoch zu eventuellen 
dem nichtigen Teil der Forderung entsprechenden proportionalen Herausgabean-
sprüchen (Art. 157 SVG). Bei der Hypothek tritt keine solche automatische Min-
derung des Haftungsumfangs ein; der Sicherungsgeber ist aber berechtigt, die 
Einwände des Hauptschuldners geltend zu machen. Bei der Bürgschaft erfolgt die 
Haftungsminderung automatisch (Art. 139 SVG).

Die Forderungsabtretung an einen neuen Gläubiger hat keine Auswirkung auf 
bestellte Sicherheiten (Art. 99 Abs. 2 SVG).

Bei einer Übertragung des Sicherungsguts in ein Drittvermögen bleiben die 
Rechte des Sicherungsnehmers unberührt (Art. 159 und 173 SVG und 452 ZPO). 
Dies gilt sowohl bei Sachen (Faustpfand und Hypothek) als auch bei Forderungen 
(Verpfändung von Forderungen).

Beim Eigentumsvorbehalt ist die Situation anders gelagert. Dritte können das Eigen-
tum an der Sache auch vom Nichtberechtigten erwerben, wenn die Voraussetzungen 
des gutgläubigen Erwerbers unter Art. 78 EG erfüllt sind (s. Kap. III Pkt. A.2).

Bei Untergang der verpfändeten Sache oder bei Verjährung der als Sicherheit 
dienenden Forderung oder bei Untergang der Eigentumsvorbehaltssache erlischt 
auch das Sicherungsrecht des Gläubigers.

Bei Verarbeitung, Vermischung und Vermengung erlischt das Sicherungsrecht 
an der diesen Einflüssen unterworfenen Sache, da der Erwerber die Sache frei von 
Lasten erwirbt. Die nachträgliche Bebauung eines Grundstücks hat keine Auswir-
kung auf die daran bestellte Hypothek.

Eine Verminderung im Vermögen des Bürgen hat keine Auswirkung auf die 
Bürgschaft, da der Bürge mit seinem gesamten Vermögen haftet. Die Minderung 
des Vermögens führt auch nicht zur vorzeitigen Fälligkeit nach Art. 71 SVG. Diese 

173 Siehe bspw. Koshuharov, op. cit., S. 549 ff.; Kalajdjiev, A., op. cit., S. 60 ff., 78 ff.
174 Die erfolgreich gerichtlich geltend gemachte Anfechtung wirkt ex tunc.
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setzt schädigende Handlungen des Schuldners voraus. Damit die Rechte des Gläu-
bigers allenfalls gewahrt bleiben, sollte für derartige Fälle ausdrücklich die vor-
zeitige Fälligkeit der Schuld im Vertrag zwischen dem Gläubiger und dem Haupt-
schuldner vereinbart werden.

Im Fall der Enteignung des Sicherungsguts erlöschen grundsätzlich alle Hypothe-
ken daran und der Staat erwirbt das Eigentum an der Immobilie frei von allen 
Lasten. Wenn die Entschädigung durch eine abgetretene Immobilie erfolgt, gehen 
sie jedoch automatisch auf die zweite Immobilie über. Bei einer Entschädigung in 
Geld sieht Art. 41 Abs. 1 des Gesetzes über das staatliche Eigentum und die ana-
loge Vorschrift des Art. 32 Abs. 1 des Gesetzes über das Gemeindeeigentum die 
Auszahlung einer der Hypothek entsprechenden Entschädigungssumme, an den 
Hypothekar vor (Übergang der Hypothek auf den Entschädigungsgegenstand bzw. 
die -summe). Bei öffentlicher Versteigerung im Rahmen der Zwangsvollstre-
ckung oder des Konkursverfahrens erlöschen alle Hypotheken und Pfandrechte 
an den verwerteten Sachen (Art. 482 und 496 Abs. 2 ZPO).

Kraft gesetzlicher Bestimmung endet die Bürgschaft nach Ablauf von sechs Mona-
ten (Verwirkungsfrist) nach der Fälligkeit der Hauptschuld, wenn der Gläubiger 
seine Rechte aus der Bürgschaft nicht gerichtlich geltend gemacht hat (Art. 147 
SVG).

Die Hypothek endet mit ihrer Löschung. Dies bedarf des Einverständnisses des 
Gläubigers (Art. 179 SVG). Die Wirkung ihrer Eintragung ist mit zehn Jahren 
befristet. Nach dem Ablauf dieser Frist wird diese nicht gelöscht, sondern sie 
verliert ihren Rang (Art. 172 SVG). Allerdings bestand jahrelang das Problem, 
dass Hypotheken, die vor dem Ablauf der Frist nicht verlängert wurden, nicht 
automatisch gelöscht wurden 175. 

Beim Registerpfandrecht haben nur Änderungen der individuell bestimmten For-
derung Auswirkung auf das Pfandrecht. Handelt es sich hingegen um eine nur der 
Gattung nach bestimmte Forderung (Art. 5 Abs. 1 in fine BPfG), bei der nur die 
Höhe, nicht jedoch die Causa angegeben ist, so kann der Sicherungsgeber die 
Tilgung der gesicherten Forderung nicht herbeiführen und dadurch das Register-
pfandrecht zum Erlöschen bringen. Dies gilt insbesondere dann, wenn der Siche-
rungsnehmer noch weitere Forderungen gegen denselben Schuldner hat.

K Verhältnisse der Sicherungsgeber untereinander
1 Die Verhältnisse akzessorischer Sicherungsgeber zueinander
a Bei gleichartigen Sicherheiten
Mehrere Bürgen haften dem Gläubiger gegenüber als Gesamtschuldner176. Unter 
ihnen besteht allerdings keine gesamtschuldnerische Verpflichtung. Gem. Art. 145 
SVG kann der Bürge, der die Hauptschuld erfüllt hat, von den anderen Bürgen, 
die sich für dieselbe Schuld verpflichtet haben, den entsprechenden Anteil fordern. 
Die Bestimmung der Anteile richtet sich nach dem Innenverhältnis. Wurden die 

175 S. Teneva, op. cit., S. 37 ff. 
176 Es sei denn, es ist eine exceptio ordinis oder ein beneficium divisionis vereinbart.
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Anteile nicht bestimmt, so gelten sie im Zweifel als gleich hoch (Art. 127 Abs. 1 
SVG).

Der gesetzliche Forderungsübergang bei der Erfüllung der Hauptschuld tritt auch 
zugunsten des Pfandgebers ein, der die Erfüllung geleistet hat. Er umfasst auch 
alle Privilegien und Sicherheiten dieser Forderung (Art. 155 Abs. 1 in fine und 2 
SVG). Der Umfang des Eintritts hängt davon ab, ob der Eigentümer der Sache 
diese selbst verpfändet hat, oder das Eigentum an der Sache erst nach ihrer 
Verpfändung erworben wurde. Wenn der Eigentümer der Sache zugleich Pfand-
geber ist, finden die Vorschriften über die Bürgschaft Anwendung (proportionale 
Aufteilung der Haftung zwischen ihm und den anderen Sicherungsgebern). Wenn 
der Eigentümer die Sache erst nach ihrer Verpfändung erworben hat (und den 
Verpfändungsvertrag nicht selbst abgeschlossen hat), dann tritt er in die Sicherheiten 
des Gläubigers in voller Höhe und in vollem Umfang ein und kann von den ande-
ren Sicherungsgebern alles fordern, was er bezahlt hat. Diese Regelung gilt analog 
für die Hypothek.

Diese Vorschrift ist äußerst kasuistisch formuliert und begünstigt unberechtigter-
weise den Erwerber einer Sache, der wusste, dass die Sache verpfändet oder mit 
einer Hypothek belastet ist, und benachteiligt diejenigen, die andere Sicherheiten 
geleistet haben.

b Bei nicht gleichartigen Sicherheiten
Gem. Art. 146 Abs. 2 SVG tritt der Bürge in die Rechte des Gläubigers gegenüber 
den Sicherungsgebern ein (gesetzlicher Forderungsübergang), jedoch nur bis zu 
jener Höhe, in der er gegen diese einen Anspruch hätte.

Pfand oder Hypothek zu Bürgschaft(en) und/oder Pfändern und/oder Hypo-
theken. Die Rechte des Pfand- oder Hypothekengebers zu anderen Sicherungsge-
bern sind in Art. 155 Abs. 1 in fine und 2 SVG geregelt und den Rechten des 
Pfandgebers zu anderen Pfandgebern gleichgestellt (s. unter Kap. VI).

2 Die Verhältnisse nicht akzessorischer Sicherungsgeber 
zueinander

Ein Registerpfandrecht kann auch als nicht akzessorisches Sicherungsmittel bestellt 
werden. Im BPfG gibt es keine Vorschrift, die die Verhältnisse mehrerer Register-
pfandgeber untereinander regelt. In Ermangelung einer solchen ist per analogia 
legis die Vorschrift des Art. 155 Abs. 1 in fine und 2 SVG anzuwenden. Voraus-
setzung hierfür ist allerdings der Beweis, dass die Mehrheit der Registerpfandge-
ber die Sicherheiten für ein und dieselbe Forderung begründet haben. Diese Beweis-
führung bedeutet jedoch nicht, dass ein nicht akzessorisches in ein akzessorisches 
Pfand umgewandelt wird.

3 Die Verhältnisse akzessorischer und nicht akzessorischer 
Sicherungsgeber zueinander

Für diese Verhältnisse gelten die Schlussfolgerungen über die abstrakten Sicher-
heiten. Der Sicherungsgeber, der eine Forderung in einer abstrakten Weise gesichert 
hat, wird vom gesetzlichen Forderungs- und Sicherungsübergang nur dann Gebrauch 
machen können, wenn ihm der Beweis gelingt, dass er seine Sicherheit für diesel-
be Forderung gegeben hat, für die auch die akzessorischen Sicherungsgeber haften 
(et vice versa).
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VI Das Pfandrecht und die Hypothek

A Das Pfandrecht
1 Überblick über die typischen Sicherungsformen 

(geborene Sicherheiten); Pfand und seine Unterarten
Das Pfand ist eine Realsicherheit177, die kraft eines Vertrages errichtet wird. 
Objekt eines Pfandes können bewegliche Sachen, Wertpapiere, Forderungen 
und Anteile von Kapitalgesellschaften (Geschäftsanteile oder Aktien) sein. Bei 
den verschiedenen Pfandarten kann die Übergabe des Sicherungsobjekts erforder-
lich sein; nach bulgarischen Recht ist auch die Begründung eines besitzlosen 
Pfandes möglich.

Die Regelungen über das Pfand finden sich in mehreren Gesetzen. Die allgemei-
nen Regelungen sind in den Art. 149 ff. SVG enthalten. Art. 36 des bereits aufge-
hobenen Bank- und Kreditwesengesetzes178; die Art. 310 ff. und Art. 473 HG ent-
halten weitere Regelungen. Das besitzlose Pfand hat eine Neuregelung im Gesetz 
über die besonderen Pfandrechte (BPfG) erfahren.

Ein Pfand kann nur für eine bestimmte Forderung bestellt werden. Gegenstand 
dieser Forderung können jegliche Leistungen sein.

Da das Pfand ein nachteiliges Geschäft für den Pfandgeber ist, ist aus Gründen 
des Schutzes der Minderjährigen und der noch nicht Volljährigen (Altersgrenzen: 
Minderjährige – unter 14 Jahre; noch nicht Volljährige – zwischen 14 und 18 Jahre) 
ein von ihnen geschlossener Pfandvertrag nichtig (Art. 73 Abs. 3 des Familienge-
setzbuches179).

In der Zwangsvollstreckung und bei der Verwertung des Schuldnervermögens inner-
halb des Konkursverfahrens genießen die Pfandgläubiger ein bevorzugtes Befrie-
digungsrecht (s. im Kap. III Pkt. G.1.c und Pkt. G.2.e).

Ein Nachfolgeerwerb beim Pfand ist grundsätzlich immer möglich, sofern es sich 
um übertragbare, durch Pfand gesicherte Forderungen handelt.

Das Pfandrecht ist im Verhältnis zur gesicherten Forderung streng akzessorisch180. 
Es hängt von ihrer Existenz und Wirksamkeit ab; dem Pfandgläubiger gegenüber 
können alle Einwendungen aus dem Valutaverhältnis geltend gemacht werden.

Durch Pfand können existente, künftige (Erfordernis der Bestimmbarkeit) und 
bedingte Forderungen181 gesichert werden182. Der Sicherungsgeber haftet für die 

177 Nach Koshuharov, op. cit., S. 577 ff. ist das Pfand ein dingliches Recht; nach Venedikov, 
op. cit., S. 196 – ein Gestaltungsrecht, das auch eine dingliche Komponente beinhaltet.

178 Dabei handelte es sich um ein gesetzliches besitzloses Pfand; hier wird es deswegen erwähnt, 
weil – obwohl bereits 1997 aufgehoben – derzeit noch Pfandrechte auf Basis dieser Bestim-
mungen existieren.

179 Veröffentlicht in D.V. Nr. 41/1985.
180 Koshuharov, op. cit., S. 579 ff.; Venedikov, op. cit., S. 197.
181 Argument aus Art. 153 SVG.
182 Koshuharov, op. cit., S. 580; Venedikov, op. cit., S. 197.
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Erfüllung der gesicherten Forderung samt aller aus ihr entspringenden Nebenfor-
derungen wie Zinsen, Vertragsstrafen u.Ä. Wenn Sicherungsgeber und Schuldner 
nicht identisch sind, so können dem Sicherungsgeber nachträglich zwischen Schuld-
ner und Pfandgläubiger vereinbarte Ausweitungen der gesicherten Forderung nicht 
entgegengesetzt werden, wenn der Sicherungsgeber davon nicht verständigt wurde 
und nicht zugestimmt hat183. Die Minderung und die teilweise Tilgung der gesi-
cherten Forderung führen zu einer entsprechenden Reduktion der Pfandhaftung. 
Der Sicherungsnehmer kann die verpfändete Sache jedoch so lange behalten, bis 
er vollständig befriedigt wurde.

a Faustpfand
Das Faustpfand (Art. 156–161 SVG) ist ein Realvertrag184. Seine Wirksamkeit ist 
von der Übergabe der verpfändeten Sache abhängig. Die Sache kann dem Pfand-
gläubiger oder einem Dritten (Pfandverwahrer) übergeben werden. Im Art. 156 
Abs. 2 SVG ist auch eine forma ad probationem vorgesehen. Bei Sachen mit 
höherem Wert185 kann die Verpfändung Dritten186 nur dann entgegengesetzt werden, 
wenn der Vertrag in Schriftform und mit notarieller Beglaubigung des Datums 
errichtet wurde.

Das Faustpfand ist im Verhältnis zur gesicherten Forderung streng akzessorisch. 
Jegliche Änderung der Forderung hat entsprechende Auswirkungen auf den Haf-
tungsumfang. Der Sicherungsgeber kann alle Einwendungen aus dem Valutaver-
hältnis dem Pfandgläubiger gegenüber geltend machen.

Hat der Gläubiger den Besitz an der verpfändeten Sache verloren, so kann er 
gegen jeden Besitzer dieser Sache seinen Herausgabeanspruch geltend machen.

Dem Pfandgläubiger ist es nicht gestattet, die Nutzungen aus der verpfändeten 
Sache zu ziehen. Die Übergabe dieser an den Sicherungsgeber kann er u.U. kraft 
eines Zurückbehaltungsrechts verweigern (Art. 90 SVG).

Wenn die gesicherte Forderung eine Geldforderung ist, oder wenn daraus eine 
Vertragsstrafe resultiert, oder wenn das Pfand schriftlich errichtet wurde, oder wenn 
dieses eine durch schriftlichen Vertrag begründete Forderung sichert, so kann auf-
grund des Vertrags eine Vollstreckungsurkunde ausgestellt werden. Damit erspart 
sich der Pfandgläubiger langwierige gerichtliche Verfahren.

Art. 152 SVG enthält das Verbot, dass im Fall der Nichterfüllung der Gläubiger 
Eigentümer der verpfändeten Sache wird, oder der Sicherungsgeber und -nehmer 
eine vom Gesetz abweichende Befriedigungsart vereinbaren. Beim Faustpfand 
und bei der Verpfändung von Forderungen sind die einzig möglichen Befriedi-
gungswege die Zwangsvollstreckung und das Konkursverfahren187.

183 Argument aus Art. 21 SVG – der Vertrag hat Wirkung Dritten gegenüber nur, wenn das 
Gesetz dies vorschreibt.

184 Koshuharov, op. cit., S. 583; Venedikov, op. cit., S. 201.
185 Derzeit beträgt dieser Wert 5 Lewa (2,5 Euro). Dies ist auf ein Übersehen des Gesetzgebers 

zurückzuführen. Die Regelung wurde nicht entsprechend angepasst.
186 Solche Dritte können Konkurs- oder Zwangsvollstreckungsgläubiger oder Erwerber von 

Eigentum oder sonstigen dinglichen Rechten an der Sache sein.
187 Gem. den Art. 716 ff. HG sind auf Sachen und Forderungen im Konkursverfahren die Rege-

lungen über die individuelle Zwangsvollstreckung anzuwenden.
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b Besitzloses Pfand
Das besitzlose und ipso iure begründete Pfand war in dem bereits aufgehobenen188 
Art. 36 des Bank- und Kreditwesengesetzes geregelt. Diese Regelung hat jedoch 
nicht völlig ihre Bedeutung verloren, da die nach dieser Bestimmung errichteten 
Pfänder auch nach dem In-Kraft-Treten des BPfG (1. April 1997) unberührt blei-
ben.

Sicherungsnehmer bei einem besitzlosen Pfand konnte nur eine Bank sein. Die 
verpfändeten Sachen konnten unter mit der Bank vereinbarten Bedingungen vom 
Sicherungsgeber verwahrt werden.

Beim besitzlosen Pfand nach diesem aufgehobenen Gesetz war es auch möglich, 
dass der Verarbeitung, Vermischung und Vermengung unterliegende Materi-
alien und auch Umsatzgüter verpfändet werden konnten. Da bei allen diesen 
Handlungen entweder das Eigentum an der Sache übertragen wird, oder die Sache 
transformiert wird, konnte der Sicherungsnehmer keine der üblichen Befriedigungs-
möglichkeiten in Anspruch nehmen. In der Praxis kam es dabei regelmäßig zu 
einer Globalzession der aus der Veräußerung der Umsatzgüter erwirtschafteten 
Einkünfte oder zu einer besitzlosen Verpfändung der neu entstandenen Sachen (im 
Fall der Verarbeitung, Vermischung und Vermengung).

Der wirtschaftliche Sinn von besitzlosen Pfändern liegt darin, dem Sicherungsge-
ber (im Regelfall der Schuldner) nicht die Möglichkeit einer weiteren Erwerbsak-
tivität zu nehmen. Um dies auch weiterhin sicherzustellen, können nach dem In-
Kraft-Treten des BPfG die Banken die in diesem Gesetz geregelten besitzlosen 
Pfandrechte benutzen (s. unten Pkt. A.3).

c Verpfändung von Forderungen (Art. 162–165 SVG)
Für die Verpfändung von Forderungen gelten im Allgemeinen die Vorschriften über 
das Faustpfand. Die Zwangsvollstreckung in die verpfändete Forderung erfolgt 
nach den Vorschriften der Art. 507–512 ZPO. So ist der Pfändungsbeschluss dem 
Drittschuldner zugleich mit der Mahnung zur freiwilligen Erfüllung an den Ver-
pflichteten zu übermitteln (Art. 507 Abs. 1 ZPO). Mit dem Pfändungsbeschluss ist 
über den Drittschuldner das Verbot zu verhängen, die von ihm geschuldeten Beträ-
ge oder Sachen an den Verpflichteten zu zahlen bzw. zu übergeben. Diese Sachen 
sind genau zu beschreiben (Art. 507 Abs. 2 ZPO). Gem. Art. 508 Abs. 1 Nr. 1–3 
ZPO hat der Drittschuldner Innerhalb von drei Tagen ab der Zustellung des Pfän-
dungsbeschlusses dem Zwangsvollstrecker mitzuteilen:

(i) ob die Forderung von ihm anerkannt wird;

(i) ob Ansprüche Dritter bezüglich dieser Forderung bestehen;

(iii) ob bereits andere Pfändungen bezüglich derselben Forderung erfolgt sind.

Bestreitet der Drittschuldner seine Pflicht nicht, so hat er den von ihm geschuldeten 
Betrag auf das Konto des Zwangsvollstreckers einzuzahlen bzw. diesem die gepfän-
deten Sachen des Verpflichteten zu übergeben (Art. 508 Abs. 3 ZPO).

188 Aufgehoben durch § 4 der Übergangs- und Schlussvorschriften des BPfG.
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Die gepfändete Forderung ist dem betreibenden Gläubiger zur Einziehung oder 
– auf seinen Antrag – an Zahlungs statt zu überweisen. Liegen im Zwangsvollstre-
ckungsverfahren mehrere betreibende Gläubiger vor, so ist die Forderung dem 
betreibenden Gläubiger zur Einziehung zu überweisen, auf dessen Antrag das Ver-
fahren eingeleitet wurde; ist dieser dazu nicht bereit, so kann die Forderung einem 
anderen Betreibenden, der dies beantragt hat, überwiesen werden (Art. 510 
ZPO).

Gem. Art. 512 Abs. 1 ZPO umfasst die Pfändung des Arbeitsentgelts nicht nur das 
im Pfändungsbeschluss bezeichnete Entgelt sondern auch jede andere Entlohnung, 
die der Verpflichtete für diese oder für eine andere Arbeit bei demselben Arbeit-
geber oder bei derselben Einrichtung bezieht.

Verpfändet werden können nur übertragbare Forderungen189. Der Sicherungs-
nehmer hat alle für den Bestand der verpfändeten Forderung notwendigen 
Handlungen vorzunehmen.

Um diese Handlungen zu ermöglichen, hat der Sicherungsgeber dem Gläubi-
ger die Unterlagen zu übergeben, die die Existenz der Forderung beweisen. 
Zu Beweiszwecken ist die Verpfändung schriftlich zu bestätigen. Diese Über-
gabe der Unterlagen und die Bestätigung sind jedoch keine Wirksamkeitsvor-
aussetzung für den Verpfändungsvertrag.

d Eingetragenes (Register-) Pfand (nach dem BPfG)
Das Registerpfand ist ein besitzloses Pfand. Der Verpfändungsvertrag bedarf der 
Schriftform. Der Sicherungsgeber muss die kaufmännische Eigenschaft190 besit-
zen. Als Sicherungsobjekte können fast alle Vermögensrechte, darunter auch 
künftige oder bedingte Rechte, dienen. Bei Transformation der Pfandsache geht 
das Pfand auf die neue Sache über. Das Erfordernis der Bestimmtheit der gesi-
cherten Forderung existiert beim Registerpfand nicht. Die Befriedigung des 
Pfandgläubigers kann von den Vorschriften der ZPO abweichen. Die Registerpfän-
der nach dem BPfG unterliegen der Eintragung in einem Zentralregister191.

2 Begründung, Rang und Verwertung der unterschiedlichen 
Pfandrechte

a Einigung. Realvertrag
aa Verpfändungsvertrag
Die Verpfändung ist ein Vertrag (Art. 156 SVG). Für ihn gelten daher die allge-
meinen Erfordernisse über die Wirksamkeit der Verträge (Art. 8 ff. und 26 ff. SVG). 
Damit der Verpfändungsvertrag zustande kommt, ist an erster Stelle die Einigung 
der Parteien erforderlich. Parteien dieses Vertrages sind der Gläubiger und der 
Sicherungsgeber. Der Hauptschuldner ist im Regelfall auch Sicherungsgeber.

189 Koshuharov, op. cit., S. 600; Venedikov, op. cit., S. 235.
190 Muss-, Soll- und Kannkaufleute sind in den Art. 1 und 2 HG definiert.
191 Das Register wird nach dem Personalsystem geführt, da es in der Republik Bulgarien an 

einem Register für Mobiliarsachen fehlt (mit Ausnahmen von bestimmten beweglichen 
Sachen, wie Schiffen und Flugzeugen, die unter besonderem legalen Regime mit einer 
Sicherung belastet werden können). 
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Der Konsens der Parteien hat Folgendes zu beinhalten:

i) die Bezeichnung der gesicherten Forderung und

ii) die Bezeichnung der beweglichen Sicherungsgegenstände.

ab Besitzübertragung

Dem bulgarischen Recht sind drei Pfandarten bekannt: die Verpfändung von beweg-
lichen Sachen, jene von Forderungen und das Registerpfandrecht.

Für die Verpfändung von beweglichen Sachen reicht der bloße Konsens zwischen 
dem Gläubiger und dem Sicherungsgeber nicht aus. Die Wirksamkeit des Vertrages 
bedarf auch der Besitzübergabe an der verpfändeten Sache (Art. 156 SVG). Für 
das Pfand an beweglichen Sachen gilt folglich das „Faustpfandprinzip“; es handelt 
sich um einen Realvertrag192. Das Sicherungsobjekt (die bewegliche Sache) 
kann entweder dem Gläubiger oder einem Dritten (Pfandverwahrer)193 über-
geben werden. Der Pfandverwahrer ist von beiden Parteien zu bestimmen.

Einer Besitzübergabe bedarf es nicht, wenn der Gläubiger oder der Dritte die Sache 
bereits besitzt. Eine Besitzübergabe erübrigt sich, wenn vom Eigentümer der Sache 
ein kaufmännisches Orderpapier zugunsten des jeweiligen unmittelbaren Besit-
zers ausgestellt wurde, oder wenn der unmittelbare Besitzer ein solches Orderpa-
pier (z.B. Konnossement) ausgestellt hat. Die Indossierung dieses Papiers an den 
Gläubiger ersetzt die Besitzübergabe.

Keine Besitzübergabe liegt vor, wenn sich die verpfändete Sache im unmittelbaren 
Besitz des Eigentümers befindet; dadurch erlischt das Pfandrecht. Befindet sich 
die verpfändete Sache beim Sicherungsgeber, so gilt sie im Zweifel als freiwillig 
zurückgegeben (Art. 159 Satz 2 SVG).

ac Formvorschriften und ihre Bedeutung
Das allgemeine Prinzip, dass die Realverträge keine formbedürftigen Verträge sind, 
gilt auch beim Besitz- oder Faustpfand. Das Gesetz sieht keine spezielle Form als 
Wirksamkeitsvoraussetzung für den Konsens zwischen dem Gläubiger und dem 
Sicherungsgeber vor. Es gibt aber Sonderfälle, in denen eine forma ad probationem 
(Beweisform) erforderlich ist.

Der erste Sonderfall bezieht sich auf die besondere Beweisbeschränkung des 
Art. 164 lit. c ZPO. Kraft des Verpfändungsvertrags haben der Gläubiger oder der 
Pfandverwahrer das Recht, die Sache zu besitzen. Der Sicherungsgeber ist allerdings 
Eigentümer der Sache. Aufgrund seines Eigentums kann er eine Herausgabeklage 
gegen den jeweiligen Besitzer geltend machen. Verfügt der Besitzer (in diesem 
Fall der Gläubiger oder der Pfandverwahrer) über keine schriftlichen Beweise, 
so kann er sich auf sein Pfandrecht nicht berufen und muss die Sache dem Eigen-
tümer herausgeben. Dadurch erlischt aber zugleich auch sein Pfandrecht (Art. 159 
SVG). Um diese Nachteile zu vermeiden, muss sich der Gläubiger die Bestellung 
des Pfandes durch eine schriftliche Erklärung des Sicherungsgebers bestätigen 
lassen.

192 Koshuharov, op. cit., S. 583; Venedikov, op. cit., S. 201.
193 Koshuharov, op. cit., S. 584; Venedikov, op. cit., S. 201 ff.
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Der zweite Sonderfall betrifft die Wirkung des Faustpfandes Dritten gegenüber194. 
Laut Art. 156 Abs. 2 SVG kann der Verpfändungsvertrag Dritten nur entgegengesetzt 
werden, wenn er in Schriftform mit „glaubwürdigem Datum“195 geschlossen wurde. 
Notwendiger Inhalt dieses schriftlichen Vertrages ist auch die Bezeichnung der 
verpfändeten Sachen und der gesicherten Forderung. Dieses Erfordernis gilt 
aber nur, wenn die gesicherte Forderung eine bestimmte Höhe überschreitet. 
Ist die Summe dieser Forderung geringer, ist der Vertrag formfrei196. 

Da diese Höhe – bedingt durch ein Übersehen des Gesetzgebers – derzeit nach 
wie vor 5 Lewa (2,5 Euro) beträgt, empfiehlt sich daher generell die Schrift-
form.

b Bedeutung der Forderung
ba Akzessorietät
Die Akzessorietät des Pfandrechts im Verhältnis zur gesicherten Forderung ist in der 
Literatur unbestritten197. Erlischt die gesicherte Forderung, so erlischt auch das dafür 
bestellte Pfand (Art. 150 Abs. 1 SVG). Bei einer Forderungsabtretung geht das 
Pfandrecht an den neuen Gläubiger über (Art. 99 Abs. 2 und 150 Abs. 1 SVG).

Sind der Sicherungsgeber und der Hauptschuldner verschiedene Personen, so kann 
der Sicherungsgeber alle Einwände des Hauptschuldners aus der Forderung dem 
Gläubiger gegenüber geltend machen (Art. 151 SVG). Hierzu zählen auch alle 
Einwände betreffend die Unwirksamkeit der gesicherten Forderung.

Die Minderung der Forderung hat auf den Umfang der Pfandhaftung Auswirkung. 
Bei einer Erhöhung der gesicherten Forderung haftet das Pfandrecht lediglich im 
ursprünglichen Umfang weiter.

Die Minderung der gesicherten Forderung lässt jedoch die Unteilbarkeit des Pfand-
rechts unberührt198 (Art. 157 Abs. 1 SVG). Der Sicherungsgeber kann sich auf die 
Minderung nicht berufen, um eine Herausgabeklage eines Teils der verpfändeten 
Sachen geltend zu machen199.

Die Pfändung der gesicherten Forderung führt auch zur Pfändung der verpfän-
deten Sache (Art. 509 Abs. 1 ZPO)200.

Die Verpfändung der gesicherten Forderung hat zur Folge, dass der Gläubiger, 
dem die Forderung verpfändet wurde, sich auch aus der Sache, durch die die 
Forderung gesichert ist, befriedigen kann201.

194 Koshuharov, op. cit., S. 582.
195 Das „glaubwürdige Datum“ ist das notariell beglaubigte Datum oder das Datum, das aus 

Willenserklärungen von Amtsorganen (z.B. ein Poststempel) hervorgeht.
196 Koshuharov, op. cit., S. 582; Venedikov, op. cit., S. 202 f.
197 Koshuharov, op. cit., S. 579 ff.; Venedikov, op. cit., S. 197.
198 Koshuharov, op. cit., S. 580 ff.
199 Anders beim Zurückbehaltungsrecht (Art. 91 Abs. 2 SVG).
200 Koshuharov, op. cit., S. 580 ff.
201 Dieser Sachverhalt ist im Gesetz nicht ausdrücklich geregelt, leitet sich aber aus einer 

Analogie zu Art. 171 SVG ab. In diesem Sinne auch Art. 162 Abs. 1 SVG: die Verpfändung 
einer Forderung kann Dritten nicht entgegengesetzt werden, wenn die Verpfändung dem 
Schuldner nicht mitgeteilt wurde ist. Solche „Dritte“ können z.B. auch die Sicherungsgeber 
für die verpfändete Forderung sein.
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Die Forderungsabtretung kraft Gesetzes (Subrogation) an einen Dritten (Art. 74 
SVG) führt auch zum Übergang des diese Forderung sichernden Pfandrechts.

Die aufgelisteten Folgen wirken ipso iure. Weiterer Handlungen der berechtigten 
Personen bedarf es nicht. Nur bei der Forderungsverpfändung und bei der Pfändung 
von Forderungen müssen die entsprechenden Sicherungsgeber (Drittschuldner) in 
Kenntnis gesetzt werden. Widrigenfalls können sie mit schuldbefreiender Wirkung 
an den Altgläubiger leisten.

bb Sicherung von künftigen und bedingten Forderungen
Durch Pfand können auch künftige und aufschiebend bedingte Forderungen gesi-
chert werden (Argument aus Art. 153 SVG)202. In diesen Fällen wird das Pfandrecht 
zum Zeitpunkt seiner Errichtung begründet, und auch der Rang bestimmt sich 
danach.

bc Art der Forderung
Durch Pfand können Forderungen jeglicher Art gesichert werden (Geldleistungen, 
Tun, Unterlassen). Im Unterschied zur Hypothek muss beim Pfand kein Geld-
äquivalent der Forderung angegeben werden.

Mittels Pfand können auch aus der Hauptschuld entspringenden Nebenforderungen 
(Zinsen, Vertragsstrafen etc.) gesichert werden Diese sind aber nur dann gesichert, 
wenn sie als Teil der gesicherten Forderung vereinbart wurden. Eine gesetzliche 
Einbeziehung dieser Nebenforderungen in den Umfang der Pfandhaftung ist nicht 
vorgesehen203.

bd Erfordernis der Bestimmtheit
Der Bestimmtheitsgrundsatz gilt auch beim Faustpfand. Bestimmt werden müs-
sen sowohl die Sicherungsobjekte, als auch die gesicherte Forderung204.

Im Unterschied zur Hypothek ist das Erfordernis der Bestimmtheit hinsichtlich der 
Forderung nicht ausdrücklich geregelt, wird aber aus Art. 151 SVG abgeleitet205.

Dem Erfordernis der Bestimmtheit bezüglich der Sicherungsgegenstände wird zum 
Zeitpunkt der Begründung des Pfandes durch Besitzübergabe Genüge getan.

c Gegenstand des Faustpfandrechts
Verpfändet werden können nur bewegliche Sachen. Diese müssen allerdings selbst-
ständig existieren. Unselbstständige Bestandteile und das Zubehör einer Haupt-
sache unterliegen keinen separaten Verfügungen (Art. 98 EG).

Die Sicherungsobjekte müssen einen Vermögenswert haben, der im Rahmen der 
Zwangsvollstreckung in Geld umgewandelt werden kann.206

202 Koshuharov, op. cit., S. 580 f.
203 Anders bei der Bürgschaft (Art. 140 SVG).
204 Koshuharov, op. cit., S. 582.
205 Wäre die gesicherte Forderung nicht bestimmt, entzöge man dem Sicherungsgeber die 

Möglichkeit, dem Gläubiger Einwände aus der Hauptschuld entgegenzusetzen.
206 Daher können Personalausweise, Medaillenurkunden u.Ä. nicht verpfändet werden.
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Das Verpfänden von Sachen, die ausschließliches staatliches oder kommunales 
Eigentum darstellen oder deren Erwerb oder Besitz verboten ist207, ist nicht mög-
lich.

Die verpfändeten Sachen können sowohl vertretbar als auch unvertretbar sein. 
Auch ein Miteigentumsanteil208 kann verpfändet werden, ohne dass dafür die 
Zustimmung der anderen Miteigentümer erforderlich ist. Sachmengen (uni-
versitas rerum distantium) können ebenfalls als Sicherungsgegenstände dienen209. 
Künftige Sachen können verpfändet werden; das Pfandrecht kann in diesem Fall 
aber erst dann begründet werden, wenn die Sachen dem Gläubiger übergeben 
werden210.

Unpfändbare Sachen können bei Einverständnis des Pfandgebers ebenfalls ver-
pfändet werden. Die Unpfändbarkeit ist nur eine Schutzvorschrift für den Schuld-
ner (Art. 445 ZPO).

Geld ist kein pfandfähiges Objekt. Das Eigentum an Geld geht im Zeitpunkt 
seiner Übergabe an den Gläubiger über. Gegenstand eines Pfandrechts kann Geld 
nur dann sein, wenn es sich um individuell bestimmte Stücke mit (numismatischem) 
Wert handelt.

d Rang mehrerer Pfänder untereinander
Die mehrfache Verpfändung einer Sache ist zulässig. Die Schwierigkeit besteht 
hier allerdings bei der Besitzübergabe. Die Sache ist entweder einem Verwahrer 
zu übergeben, oder der erste Pfandgläubiger wird für die weiteren Pfandgläubiger 
als Pfandverwahrer tätig.

Bei der mehrfachen Verpfändung wird die Rangordnung der Pfänder untereinan-
der durch den Zeitpunkt ihrer Begründung bestimmt (Art. 153 Abs. 2 SVG). 
Dieser Zeitpunkt kann problemlos festgestellt werden, wenn ein Verpfändungs-
vertrag mit glaubwürdigem Datum vorliegt.

e Abtretung der gesicherten Forderung
Mit der Abtretung der gesicherten Forderung geht auch das Pfandrecht auf den 
neuen Gläubiger über (Art. 99 Abs. 2 und 150 Abs. 1 SVG).

207 Manchmal verbietet das Gesetz ihre Verpfändung direkt (z.B. Art. 12 des Gesetzes über die 
Geschäfte mit Devisenwerten und die Devisenkontrolle). Die Unzulässigkeit der Verpfändung 
solcher Sachen ergibt sich aber auch aus der Unmöglichkeit, in diese Zwangsvollstreckung 
zu führen. Im letzten Fall wird ein „unmöglicher Vertragsgegenstand“ vorliegen (Art. 26 
Abs. 2 SVG), der die Nichtigkeit des Rechtsgeschäftes zur Folge hat.

208 In Bulgarien existiert ein Miteigentumsmodell, das der Bruchteileigentumsformel des deut-
schen Rechts entspricht. Bei dem Wohnungseigentum handelt es sich um ein Miteigentum 
an bestimmten Teilen eines Gebäudes, das in Art. 38 Eigentumsgesetz geregelt worden 
ist. 

209 Hier handelt es sich um mehrere Pfandverträge, die ein und dieselbe Forderung sichern.
210 Bei der Verpfändung künftiger Sachen liegt ein pactum innominatum mit rein schuldrecht-

licher Wirkung vor. Der Vertrag begründet nur die Verpflichtung, die Sache nach ihrer 
Entstehung dem Gläubiger zu übergeben. Hier handelt es sich um keinen Vorvertrag (Art. 19 
SVG), da bei Realverträgen die rechtsgestaltende gerichtliche Entscheidung nicht zum Ver-
tragsschluss führt; dies ist nur bei konsensualen formbedürftigen Verträgen möglich.
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Bei der Gesamtrechtsnachfolge (Universalsukzession) finden die Regelungen über 
die Hypothek entsprechende Anwendung. Allfällige Rechtsnachfolger sind durch 
dasselbe Pfand solange gesichert, bis die Verpflichtung gänzlich getilgt wird (Unteil-
barkeit der Pfandhaftung).

Die Übertragung des errichteten Pfandrechts an den neuen Gläubiger erfolgt nicht 
automatisch. Das Pfand muss dem Gläubiger oder einem Dritten (Pfandverwahren) 
übergeben werden (Realvertrag).

f Erwerb ex lege 
Art. 310 Abs. 2 HG räumt bestimmten Gläubiger ein gesetzliches Pfandrecht ein. 
Dieses resultiert aus einem schon bestehenden Retentionsrecht. Verfügen die in 
den Art. 357, 361 und 375 HG genannten Personen (Kommissionär, Spediteur 
und Frachtführer) über ein solches Zurückbehaltungsrecht, so können sie ihr 
Pfandrecht auch verwerten. Der Gläubiger wird dann im 3. und nicht im 4. Rang 
befriedigt (Art. 135 SVG).

Gesetzliche Pfandrechte stellen auch das Registerpfandrecht und das Forderungs-
pfandrecht dar.

3 Registerpfandrecht211

a Begründung des Registerpfandrechts
aa Verpfändungsvertrag
Das Registerpfandrecht wird durch einen förmlichen Vertrag zwischen dem Pfand-
geber (Verpfänder oder Pfandbesteller) und Pfandnehmer (Pfandgläubiger) begrün-
det, der in ein zentrales Sonderpfandregister einzutragen ist.

Der Verpfändungsvertrag für ein Registerpfand ist in Schriftform zu errichten 
(Art. 2 BPfG). Der Sicherungsgeber kann beim Registerpfand nur ein Kaufmann 
sein.

Gem. Art. 26 BPfG hat der Verpfändungsvertrag zu enthalten:

1) die genaue Bezeichnung des Schuldners, des Sicherungsgebers und des Gläu-
bigers;

2) die Bezeichnung der gesicherten Forderung oder der Höhe der Summe, für 
die das Pfand errichtet wird;

3) die Bezeichnung des verpfändeten Vermögens und gegebenenfalls sein 
Wert.

Allfällige zusätzliche Elemente des Verpfändungsvertrags sind:

1) Die Bezeichnung der Parteien eines Abzahlungskaufs, Leasingvertrags und 
der Verpfändung einer Forderung. Sind diese Angaben im Vertrag nicht ent-
halten und im Register nicht eingetragen, können die entsprechenden Personen 
ihre Rechte dem Pfandgläubiger gegenüber nicht geltend machen (Art. 12 
Abs. 2 BPfG).

211 Dounavski, D., Das Registerpfand nach bulgarischem Recht, ecolex 4/2006, S. 161 ff.
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2) Wenn keine Frist (maximal fünf Jahre) angegeben wurde, erlischt das Son-
derpfandrecht nach Ablauf von fünf Jahren ab der Eintragung (Art. 30 Abs. 2 
BPfG).

3) Allenfalls vereinbarte (aufschiebende oder auflösende) Bedingungen.

Beim Registerpfandrecht und bei der Hypothek handelt es sich um dingliche Sicher-
heiten. Mit einer Hypothek können allerdings nur Immobilien belastet werden. Es 
besteht allerdings die Möglichkeit, eine Sache mit einer Hypothek und einem 
Registerpfandrecht zu belasten (z.B. wenn neben dem Kapital eines verpfändeten 
Handelsunternehmens auch Immobilien belastet werden sollen). In diesem Fall ist 
der Verpfändungsvertrag auch vom Notar (Amtsrichter bzw. durch das Grundbuch-
amt) einzutragen; die jeweilige Eintragung bestimmt in der Folge den Rang der 
Sicherheit.

ab Registereintragung
Die Eintragung ist nicht konstitutiv, der Verpfändungsvertrag kann aber Dritten 
gegenüber nur dann entgegengesetzt werden, wenn das Pfand in das entsprechende 
Register eingetragen wird (Art. 12 BPfG). Die Eintragung wirkt für die Dauer von 
fünf Jahren. Nach Ablauf dieser Frist erlischt die Möglichkeit zur Erhebung des 
Einwands der Pfandbestellung gegenüber Dritten automatisch. Dies kann vermie-
den werden, indem die Eintragung des Pfands vor dem Ablauf dieser Frist erneu-
ert wird. Im Schuldverhältnis Pfandgläubiger und Pfandschuldner erlischt nach 
Ablauf der fünfjährigen Frist das Pfandrecht nicht.212

Dieses Register ist das „Register der Sonderpfandrechte des Justizministeriums“ 
und eine selbstständige juristische Person mit Sitz in Sofia. Die Führung des Regis-
ters erfolgt nach einer Verordnung des Finanzministeriums. Die Eintragungen im 
Register sind öffentlich einsehbar.

Jede Eintragung im Register hat die notwendigen und fakultativen Elemente des 
Verpfändungsvertrages zu enthalten (s. oben Pkt. aa). Das Register enthält auch 
noch weitere Angaben, die allerdings die Sicherungsphase betreffen und an ent-
sprechender Stelle erörtert werden.

b Bedeutung der Forderung
Aus den Art. 5 und 26 Abs. 1 Nr. 2 BPfG folgt, dass die gesicherte Forderung 
individuell oder nur der Gattung nach bestimmt werden kann. Im Fall einer Geld-
forderung wird deutlich, dass das Registerpfand sowohl eine Forderung, die aus 
einem abstrakten, als auch aus einem kausalen Rechtsgeschäft resultiert, sichern 
kann.213

212 Dounavski, D., Das Registerpfand nach bulgarischem Recht, ecolex 4/2006, S. 164.
213 Ein Beispiel liefert die Entscheidung Nr. 96/2004 des Obersten Kassationsgerichtshofs, 

II. Handelssenat. Es handelte sich um einen eigenen Wechsel, der statt avaliert zu werden, 
Gegenstand der Forderung, die durch eine Sonderpfandrechtseintragung gesichert wurde, 
war. Rechtlich ist dieser Unterschied zwischen den beiden Sicherheiten von entscheidender 
Bedeutung für den Sicherungsgeber. In dem ersten Fall ist der Inhaber der Eigenwechsel-
forderung berechtigt, sich aus dem gesamten Vermögen des Avalisten zu befriedigen; im 
zweiten Fall nur aus den Vermögensgegenständen, die im Sonderpfandrechtsregister einge-
tragen worden sind.
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Die Abstraktheit der Forderung bedeutet allerdings nicht, dass das Registerpfand 
von dieser losgelöst ist. Die Pfändung der gesicherten Forderung führt zum Über-
gang des Pfandes zugunsten des neuen Sicherungsnehmers (Art. 6 BPfG). Die 
Verfügungen hinsichtlich der gesicherten Forderung haben auch Auswirkung auf 
das Registerpfandrecht, müssen aber in das Register eingetragen werden.

Im Gegensatz zum Faustpfand sichert das Registerpfand ex lege auch die aus der 
gesicherten Forderung resultierenden Ansprüche wie Zinsen und Vertragsstra-
fen.

Durch das Registerpfand können Forderungen jeglicher Art gesichert werden 
(dare, facere, non facere). Diese können bereits existierende, künftige oder bedingte 
Forderungen sein (Art. 5 Abs. 1 BPfG).

c Gegenstände eines Registerpfandes
Objekte eines Registerpfandrecht können folgende Vermögenswerte sein (Art. 4 
BPfG):

• Forderungen;

• Wertrechte (Patente, eingetragene Marke, Industriedesigns etc.);

• bewegliche Sachen mit Ausnahme von Schiffen und Luftfahrtapparaten;

• Geschäftsanteile von Offenen Handelsgesellschaften und Kommanditgesellschaf-
ten, von Kommanditgesellschaften auf Aktien und von Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung;

• Mehrheiten von Forderungen (Forderungspools), Mehrheiten von Maschinen 
und Anlagen, Mehrheiten von Gütern und Materialien (Sachgesamtheiten, uni-
versitates rerum distantium);

• ganze Handelsunternehmen.

Das verpfändete Vermögen kann auch nur der Gattung nach bestimmt oder 
künftig sein214. Die aus der verpfändeten Forderung resultierenden Zinsen 
vergrößern die Sicherheit (Art. 4 Abs. 3 BPfG). Die Verarbeitung und die Ver-
bindung des Verpfändeten übertragen das Pfandrecht auf die neue Sache.

Für bestimmte Pfandobjekte gibt es zusätzliche Erfordernisse für die Bestellung 
des Pfandrechts:

Die Verpfändung einer Forderung wirkt gegenüber dem Schuldner erst nach sei-
ner Verständigung (und nicht nach der Eintragung in das Register) (Art. 17 Abs. 1 
BPfG).

Die Verpfändung eines Wertrechts wird in das Zentrale Depositar215 und nicht in 
das „Register der besonderen Pfänder beim Justizministerium“ nach Art. 22 BPfG 
eingetragen.

214 Für eine künftige Ernte gibt es eine besondere Vorschrift. Es kann nur die vom laufenden 
oder vom nächsten Jahr erwartete Ernte verpfändet werden (Art. 4 Abs. 2 S. 2. BPfG).

215 Das Zentrale Depositar ist eine Datenbank mit Registerfunktionen, die aufgrund des Gesetzes 
über das öffentliche Anbieten von Wertpapieren und -rechten (veröffentlicht in D.V. 
Nr. 114/1999) eingerichtet wurde.
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Die Verpfändung eines Geschäftsanteils einer Handelsgesellschaft und eines 
gesamten Unternehmens bedarf der Schriftform mit notarieller Beglaubigung 
der Unterschriften (Art. 19 Abs. 1 und 21 Abs. 1 BPfG). Die Verpfändung dieser 
Objekte ist auch im entsprechenden Handelsregister einzutragen (Art. 19 Abs. 2 
und Art. 21 Abs. 2 BPfG).

d Nachfolgeerwerb und Erwerb ex lege
Was den Nachfolgeerwerb und den Erwerb ex lege des Registerpfandrechts betrifft, 
gelten hierfür bis auf wenige Ausnahmen die Regelungen über das Faustpfand.

Beim Registerpfandrecht müssen der Nachfolgeerwerb und der gesetzliche Erwerb 
in das „Zentrale Register der besonderen Pfänder beim Justizministerium“, respek-
tive in das Zentrale Depositar eingetragen werden, damit diese den Schuldnern 
gegenüber wirksam sind.

e Rechte des Gläubigers während der Sicherungsphase
Für das besitzlose Pfand nach dem BPfG gelten dieselben Gefahren, da die ver-
pfändete Sache beim Eigentümer verbleibt. In diesem Falle haftet der Sicherungs-
geber mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes (Art. 9 BPfG).

Die Verfügungen betreffend die verpfändete Sache und die Eintragung von Lasten 
am besitzlosen Pfand können dem Sicherungsnehmer nicht entgegengesetzt werden 
(Art. 12 BPfG).

f Verwertung des Registerpfandrechts
fa Allgemeine Regelungen und Besonderheiten des Verfahrens
Für die Verwertung von Registerpfandobjekten ist ein besonderes Verfahren vor-
gesehen. Für die Einleitung dieses Verfahrens ist keine Zwangsvollstreckungs-
urkunde erforderlich; es reicht die Erklärung des Pfandgläubigers aus, dass die 
gesicherte Forderung nicht erfüllt wurde. Der Sicherungsgeber ist vom Pfandgläu-
biger über die Verwertung zu verständigen und diese ist in das „Register der 
besonderen Pfandrechte des Justizministeriums“ einzutragen. Die Mitteilung an 
den Sicherungsgeber hat zu beinhalten: die Information darüber, dass die Eintragung 
in das Register vorgenommen wurde; die Beschreibung der gesicherten Forderung 
und welcher Anteil davon gefordert wird; die Beschreibung der Pfandobjekte; bei 
der Verpfändung eines Unternehmens – die vom Gläubiger gewählte Art der Voll-
streckung.

Der Sonderpfandgläubiger ist nicht an eine bestimmte Form der Verwertung des 
betreffenden Gegenstands gebunden. Der Gläubiger ist verpflichtet, die Verwertung 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmann abzuwickeln (Art. 37, Abs. 3 BPfG). 
Die erforderliche kaufmännische Sorgfalt ist auch dann als Sorgfaltsmaßstab her-
anzuziehen, wenn der Sonderpfandgläubiger selbst kein Kaufmann ist216.

fb Organe der Vollstreckung
Bei der Umwandlung des verpfändeten Vermögens in Geld hat ein Depositar 
(Diplom-Buchhalter) mitzuwirken. Auf das Konto des Depositars sind alle Erlöse 
aus den jeweiligen Verwertungen anzulegen. Der Depositar wird vom Gläubiger 

216 Kalaydjiev, op. cit., S. 574.
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bestellt. Hinsichtlich seiner Tätigkeit (Ausfertigung der Aufteilung des Verkaufs-
erlöses) hat er die Funktion eines Gerichtsvollziehers.

fc Aufteilung des Erlöses
Aufgrund der Registereintragungen erstellt der Depositar eine Liste der Pfand-
gläubiger und der Personen, die Rechte am Pfandobjekt haben. Diese Liste 
wird den darin enthaltenen Personen zugestellt. Einwände gegen die Angaben in 
dieser Liste können innerhalb von zwei Wochen erhoben werden. Alle Personen, 
die nach den Registerangaben Rechte am Pfandobjekt haben, treten automatisch 
der Vollstreckung bei.

Nach der Verwertung der Pfandobjekte und dem Eingang des Erlöses auf dem 
Konto fertigt der Depositar Aufteilung des Erlöses aus. Die Aufteilung kann 
binnen einer Woche ab Bekanntmachung vor dem Amtsgericht angefochten werden. 
Unmittelbar nach ihrem Wirksamwerden sind die Erlöse unter den Berechtigten 
aufzuteilen.

Die Rangordnung der Gläubiger wird von den jeweiligen Vorschriften des SVG 
oder des HG bestimmt, je nachdem, ob gegen den Sicherungsgeber eine individu-
elle Zwangsvollstreckung oder ein Insolvenzverfahren eingeleitet wurde. Bei meh-
reren Registerpfandgläubigern wird ihr Rang durch den Zeitpunkt der Eintragung 
in das „Register der besonderen Pfänder beim Justizministerium“ bestimmt (Art. 14 
BPfG).

fd Einzelne Vollstreckungsarten
Die Verwertung von beweglichen Sachen erfolgt durch einen vom Gläubiger zu 
organisierenden Zwangsverkauf. Der Eigentumsübergang erfolgt erst nach der 
Zahlung des vollen Preises an dem Depositar (Art. 37 BPfG).

Wertpapiere werden vom Gläubiger in der für das entsprechende Wertpapier zuläs-
sigen Form übertragen. Ist das Wertpapier börsennotiert, so wird es zum Kurs vom 
Tage vor der Veräußerung übertragen (Art. 44 BPfG).

Gesellschaftsanteile werden nach den Bestimmungen des HG (Art. 96 und Art 125 
Abs. 1) aufgelöst. Diesfalls werden von der Gesellschaft dem Depositar die Mittel 
übergeben, die im Falle eines Ausscheidens des Gesellschafters zu bezahlen gewe-
sen wären.

Bei der Verpfändung eines Unternehmens kann der Gläubiger zwischen zwei 
Befriedigungsmöglichkeiten wählen. Er kann die einzelnen Objekte, die zum Unter-
nehmen gehören, verwerten (dann finden die Vorschriften über bewegliche Sachen 
Anwendung), oder kann er das Unternehmen als Gesamtsache verwerten (die Ver-
äußerung eines ganzen Unternehmens ist im Art. 15 HG geregelt). Dabei ist das 
Eigentumsrecht an Immobilien ebenfalls Bestandteil des Unternehmens. Um die 
Verpfändung den Rechten von Sicherungsnehmern, die nach der Eintragung der 
Verpfändung begründet worden sind, entgegensetzen zu können, muss eine nach-
folgende Eintragung in das Grundbuch erfolgt sein.
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4 Pfandrechte an Rechten und Forderungen
a Begründung des Pfandrechts an Rechten und Forderungen
aa Verpfändungsvertrag
Es ist auf die Bestimmungen über die Verpfändung von beweglichen Sachen zu 
verweisen. Der Vertrag bedarf keiner besonderen Form. Die im Folgenden ange-
führten Besonderheiten stellen zwar keine Wirksamkeitsvoraussetzungen dar, sind 
jedoch notwendig, damit die Verpfändung der Forderung gegenüber dem Forde-
rungsschuldner wirksam ist.

ab Weitere Entstehungsvoraussetzungen
(i) Mitteilung an den Forderungsschuldner?
Das Erfordernis der Mitteilung von der Verpfändung einer Forderung ist in den 
Art. 162 ff. SVG nicht explizit geregelt, wird aber durch Auslegung der relevanten 
Bestimmungen abgeleitet217. Die Vorschriften über die Zession (Art. 99 Abs. 3 
SVG) sind entsprechend anzuwenden. Die Verständigung begründet die Wirkung 
der Forderungsverpfändung Dritten gegenüber218. Bei Forderungen, die eine 
bestimmte Höhe überschreiten219, ist die Wirksamkeit der Verpfändung Dritten 
gegenüber von der Schriftform mit glaubwürdigem Datum des Verpfändungs-
vertrages abhängig.

Die Anzeige kann sowohl vom Forderungs- als auch vom Pfandgläubiger getätigt 
werden220.

Bei der Verpfändung von Forderungen nach dem BPfG stellt die Verständigung 
des Schuldners ebenfalls keine Wirksamkeitsvoraussetzung hinsichtlich des Pfand-
vertrags dar; damit dieser dem Schuldner gegenüber seine Wirkung entfalten kann, 
muss er von der Verpfändung in Kenntnis gesetzt werden (Art. 17 BPfG).

(ii) Übergabe der die Forderung beweisenden Unterlagen (Art. 163 SVG)
Diese stellt keine Voraussetzung für die Verpfändung dar221. Die Übergabe der 
beweisenden Unterlagen ist kein Indiz dafür, dass die Forderung verpfändet ist. 
Sie ist aber ein indirekter Hinweis für den Schuldner, dass die Forderung bestimm-
ten Transaktionen unterlegen ist. 

Bei der Erfüllung der Forderung hat der Schuldner ein Recht auf Ausstellung einer 
Quittung (Art. 77 Abs. 1 SVG); er kann auch die Herausgabe der die Forderung 
bestätigenden Unterlagen fordern, sofern solche vorhanden sind (Art. 77 Abs. 2 
SVG).

(iii) Verpfändung eines Gesellschaftsanteils
In der bulgarischen Wirtschaftspraxis ist diese Form der Sicherheit noch kaum 
bekannt. Nach der bis dato sehr knapp gehaltenen Literatur wird angenommen, 

217 Koshuharov, op. cit., S. 601 f.; Venedikov, op. cit., S. 237.
218 Solche Dritte können sowohl der Schuldner sein, als auch Zessionare, denen die Forderung 

nach der Verpfändung übertragen ist.
219 Zzt. beträgt diese Höhe 5 Lewa (2,5 Euro). Eine entsprechende Erhöhung wurde vom Gesetz-

geber übersehen.
220 Gem. Art. 99 Abs. 3 SVG ist der Zedent zur Mitteilung verpflichtet. Nach h.M. kann die 

Mitteilung auch durch den Zessionar erfolgen.
221 Koshuharov, op. cit., S. 601 f.; Venedikov, op. cit., S. 238 f.
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dass die Verpfändung von Gesellschaftsanteilen bei einer GmbH keiner Zustimmung 
der Gesellschaft bedarf222.

Eine ausführliche Regelung der Verpfändung eines Geschäftsanteils enthält das 
neue BPfG in den Art. 4, 19 und 45.

(iv) Besonderheiten bei anderen Rechten
Die Wertpapiere werden in der jeweils erforderlichen Form verpfändet. Hinzu 
kommt die Spezialvorschrift des Art. 44 Abs. 1 BPfG, nach dem ein verpfändetes 
Wertpapier vom Pfandgläubiger weiter übertragen werden kann.

Für den Wechsel gilt Art. 473 HG. Danach erfolgt die Verpfändung durch Indos-
sament. Inhaberaktien werden wie bewegliche Sachen durch Übergabe verpfändet. 
Bei den Namensaktien ist neben dem Indossament (mit dem Vermerk „als Garan-
tie“, „als Pfand“ u.Ä.)223 auch die Eintragung in das spezielle Aktienregister (Art. 179 
HG) erforderlich.

Bei nicht verbrieften Wertpapieren erfolgt die Verpfändung durch die Eintragung 
des errichteten Pfandrechts im „Zentralen Depositar“ (Art. 187b HG). Diese kön-
nen auch unter Einhaltung der Erfordernisse des BPfG verpfändet werden (Art. 4 
Abs. 1, Art. 12 Abs. 3, Art. 18, Art. 26 ff. und Art. 31).

Beim „Zentralen Depositar“ handelt es sich um eine Aktiengesellschaft mit Sitz 
in Sofia. Dort erfolgt die Registrierung von Geschäften mit dematerialisierten 
Wertpapieren und es werden u.a. die Aktienbücher von Aktiengesellschaften mit 
dematerialisierten Aktien in elektronischer Form geführt.

Dieses hat zu bedeuten, dass alle Transaktionen, Kapitalerhöhungen bzw. -minde-
rungen oder Belastungen von dematerialisierten Wertpapieren beim Zentralen 
Depositar anzumelden sind. Die Eintragungen im Register haben konstitutive Wir-
kung. Angesichts der Tatsache, dass dieses Register elektronisch geführt wird, 
sowie der hohen und strengen technischen Standards, sind Fehler bei den Eintra-
gungen kaum möglich, und die Informationen aus diesem Register gelten daher 
als äußerst zuverlässig. Das Register ist nur für die Parteien des jeweiligen Rechts-
geschäfts zugänglich.

(v) Unverpfändbarkeit bestimmter Rechte
Verpfändbar sind prinzipiell alle Forderungen, mit Ausnahme jener, die gem. Art. 162 
SVG nicht übertragen werden können. Nicht übertragbar sind jene Forderungen, 
deren Übertragung gesetzlich verboten ist, die nach dem Willen der Parteien nicht 
übertragen werden dürfen, oder die ihrer Natur nach nicht übertragen werden 
können (Art. 99 Abs. 1 SVG).

222 Zur Verpfändung von GmbH-Geschäftsanteilen s Gerdjikov, Ognjan, Kommentar zum Han-
delsgesetz, Sofia 1999, Bd. II., S. 400. Die Frage der Verpfändung von Anteilen einer OHG 
oder KG bleibt unerörtert.

223 Die Art dieses Indossaments der Aktien ist im Gesetz nicht geregelt. U.E. ist die Regel des 
schon erwähnten Art. 473 HG über die Wechsel analog anzuwenden.
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Im Einzelnen sind daher nicht übertragbar:

• die persönlichen Rechte224;

• die unselbstständigen Rechte225;

• die mit der Person des Zedenten (Sicherungsgebers) verbundenen Rechte226;

• der Nießbrauch (Art. 56 Abs. 1 EG);

• die Renten und die Entschädigungen nach dem Arbeitsgesetzbuch;

• die unpfändbaren Rechte;

• die Rechte, die nach dem Willen der Parteien nicht übertragen werden dürfen 
(pactum de non cedendo)227.

b Bedeutung der Forderung
Für die durch Forderungsverpfändung gesicherte Forderung gelten die Regelungen 
über das Faustpfand.

c Verpfändung fremder Sachen und Rechte
In der Literatur wird die Meinung vertreten, dass die Regeln über den gutgläubigen 
Erwerb vom Nichtberechtigten (Art. 78 EG) auch auf das Pfandrecht analog ange-
wandt werden können. Nach dieser Meinung ist das Verpfänden fremder Sachen 
zulässig (der Pfandvertrag ist wirksam), jedoch nur dann, wenn die Voraussetzungen 
des gutgläubigen Erwerbs vom Nichtberechtigten vorliegen228.

Art. 202 Abs. 2 SVG sieht vor, dass der Verkäufer, der vom Kaufvertrag unter 
bestimmten Voraussetzungen229 zurücktritt, seine Herausgabeansprüche gegenüber 
gutgläubigen Pfandgläubigern nicht geltend machen kann.

Im Detail bleibt derzeit mangels Judikatur und Lehrmeinungen vieles noch unge-
klärt.

224 Namensrecht, Staatsbürgerschaftsrecht, Familienrechte etc.
225 Die Bürgschaft, das Pfand und die Hypothek können ohne die gesicherte Forderung nicht 

übertragen werden (Art. 150 Abs. 1 SVG).
226 Bspw. das Recht auf Kündigung bestimmter Rechtsverhältnisse.
227 Das pactum de non cedendo wirkt allerdings nur inter partes (Schuldner und Gläubiger) 

(Art. 21 Abs. 1 SVG). Dritten kann es folglich nur entgegengesetzt werden, wenn diese im 
Zeitpunkt der Zession oder der Verpfändung davon Kenntnis hatten.

228 Koshuharov, op. cit., S. 587; Venedikov, op. cit., S. 211 f.
229 Nichtbezahlung des Kaufpreises, wenn kein Termin für die Zahlung bestimmt, und die Sache 

dem Käufer übergeben wurde. Das Rücktrittsrecht erlischt 15 Tage nach Vertragsab-
schluss.
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B Die Hypothek
1 Übersicht und unterschiedliche Formen
Die Hypothek ist eine Realsicherheit230, die kraft eines Vertrages errichtet wird. 
Objekt einer Hypothek müssen Immobilien sein. Eine Ausnahme bildet die so 
genannte „Mobiliarhypothek“, die an Schiffen bestehen kann. 

Die eingetragene Hypothek gilt für zehn Jahre ab dem Eintragungsdatum 
(Art. 172 SVG)231. Nach dem Ablauf dieser Frist erlischt sie automatisch. Die 
Wirkung kann fortdauern, wenn die Eintragung vor dem Ablauf dieser Frist erneu-
ert wird.

Die Regelungen über die Hypothek sind grundlegend in den Art. 166–179 SVG 
enthalten. Weitere Regelungen befinden sich im Art. 43 BankG und im Gesetz über 
die Staatliche Sparkasse.

Die Hypothek kann nur für eine bestimmte Forderung232 bestellt werden. Gegen-
stand dieser Forderung können jegliche Leistungen (auch solche, die keine 
Geldleistungen sind) sein. Im letzteren Fall muss aber eine bestimmte Geld-
summe als Ersatzleistung angegeben werden.

Da die Hypothek ein nachteiliges Rechtsgeschäft ist, ist aus Gründen des 
Schutzes von Minderjährigen und der nicht Volljährigen (Altersgrenzen: Min-
derjährige – unter 14 Jahre; nicht Volljährige – zwischen 14 und 18 Jahre) 
die von ihnen gegebene Hypothek nichtig (Art. 73 Abs. 3 des Familiengesetz-
buches). Bei der Zwangsvollstreckung oder bei der Verwertung des Schuldnerver-
mögens innerhalb des Konkursverfahrens genießen die Hypothekare ein bevorzugtes 
Befriedigungsrecht.

Ein Nachfolgeerwerb bei der Hypothek ist immer möglich, soweit die Übertrag-
barkeit der durch die Hypothek gesicherten Forderungen gegeben ist. Damit die 
Hypothek Dritten gegenüber wirksam ist, ist die Forderungsabtretung in den nota-
riellen Registern zu vermerken (Art. 171 SVG und Art. 509 ZPO)233.

Unklar bleibt in diesem Zusammenhang, ob auch eine Verständigung des Schuld-
ners zu erfolgen hat, da Art. 171 SVG diese nicht ausdrücklich anordnet. Eine 
Novellierung dieser Bestimmung dahingehend oder die Schlussfolgerung der Schuld-
nerverständigung aus der Zusammenschau von Art. 171 SVG i.V.m. Art. 99 Abs. 2 
SVG, der für die Übertragung von Forderungen und Schulden zwingend die Ver-
ständigung des Schuldners vorsieht, wäre daher zu empfehlen.

230 Nach Koshuharov, op. cit., S. 605 f. und nach OGE 143-55-IV ist sie ein dingliches Recht; 
nach Venedikov, op. cit., S. 19 ff. beinhaltet sie ein Gestaltungsrecht, nach dem der Gläubi-
ger u.U. einseitig die Zwangsvollstreckung in die Immobilie einleiten und somit diese ohne 
Zustimmung des Eigentümers veräußern kann.

231 S. auch Koshuharov, op. cit., S. 617 f. und Venedikov, op. cit., S. 60.
232 Koshuharov, op. cit., S. 613 ff.; Venedikov, op. cit., S. 4 ff.
233 Koshuharov, op. cit., S. 619; Venedikov, op. cit., S. 14 ff.
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Die Hypothek ist im Verhältnis zur gesicherten Forderung streng akzessorisch. 
Sie hängt von deren Existenz und Wirksamkeit ab; dem Hypothekar können alle 
Einwendungen aus dem Valutaverhältnis entgegnet werden234.

Durch Hypothek können bestehende, künftige oder bedingte Forderungen235 
gesichert werden236. Der Sicherungsgeber haftet für die Erfüllung der gesi-
cherten Forderung samt allen aus ihr entspringenden Nebenforderungen wie 
Zinsen, Vertragsstrafen u.Ä., jedoch nur wenn diese die in der Hypothek 
bestimmte Summe nicht übersteigen237. Die Minderung und die teilweise Til-
gung der gesicherten Forderung enthaftet den Sicherungsgeber entsprechend. 
Die Hypothek ist allerdings unteilbar: Der Sicherungsnehmer kann sich dieser 
Sicherheit solange bedienen, bis er vollständig befriedigt wurde.

Die Hypothek ist ein formbedürftiger Vertrag (Notariatsakt) und bedarf der 
Eintragung in die entsprechenden Register bzw. im Grundbuch (in jenen Ort-
schaften, wo in der Zwischenzeit auf das Realfoliensystem umgestellt wurde). Mit 
der Eintragung entfaltet die Hypothek ferner Drittwirkung.

Der Hypothekar erlangt am Sicherungsgut keinen Besitz. Die Übertragung des mit 
einer Hypothek belasteten Gegenstands kann dem Hypothekar allerdings nicht 
entgegengesetzt werden (Art. 173 Abs. 1 SVG).

Wenn die gesicherte Forderung eine Geldforderung ist, oder wenn daraus eine 
Vertragsstrafe resultiert, kann aufgrund der Hypothekenurkunde eine Vollstre-
ckungsbefehl und die sofortige Vollstreckung beantragt werden (Art. 417 Nr. 6 
i.V.m. Art. 418 ZPO und Art. 173 Abs. 1 SVG).

So wie beim Pfand gilt auch bei der Hypothek das Verbot, dass für den Fall der 
Nichterfüllung der Gläubiger Eigentümer der mit der Hypothek belasteten Immo-
bilie wird, oder Sicherungsgeber und -nehmer eine vom Gesetz abweichende 
Befriedigungsart vereinbaren (Art. 152 SVG).

a Seeschiffshypothek
Die Regelung dieses Instituts findet sich im Gesetzbuch über die Handelsreederei 
(HRGB)238.

Die Seeschiffshypothek ist nur als Vertragshypothek zulässig. Eine gesetzliche 
Seeschiffshypothek kann nicht eingetragen werden (Art. 46 Abs. 3 HRGB). Siche-
rungsobjekt dieser Hypothek sind Schiffe239.

Die Schiffshypothek bedarf der notariellen Beglaubigung der Unterschriften. 
Der Vertrag muss im entsprechenden Schiffsregister eingetragen werden, um 
Wirksamkeit zu erlangen.

234 Venedikov, op. cit., S. 39 und 112; Koshuharov, op. cit., S. 60 ff.
235 Argument aus Art. 153 SVG.
236 Venedikov, op. cit., S. 2 f.; Koshuharov, op. cit., S. 607.
237 Ausgenommen sind Zinsen für eine bestimmte Zeitspanne (Art. 174 S 2 SVG).
238 Veröffentlicht in D.V. Nr. 55/1970.
239 Für Flussschiffe gilt der Erlass über die Handelsreederei, der die Verpfändung (und nicht 

die Bestellung einer Hypothek) für solche Schiffe zulässt.
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In ein Schiff, das staatliches Eigentum darstellt, ist eine Zwangsvollstreckung 
unzulässig, es sei denn, die Hypothek wurde für Kredite für den konkreten Kauf 
des Schiffes errichtet240.

b Gesetzliche Hypothek
Unter einer gesetzlichen Hypothek ist jene Hypothek zu verstehen, die aufgrund 
einer einseitigen Willenserklärung eingetragen werden kann. Das geltende Recht 
kennt folgende gesetzliche Hypotheken:

(i) die Hypothek des Veräußerers einer Immobilie für den geschuldeten Preis 
(Art. 168 P. 1 SVG). Für die Eintragung muss der Veräußerer einen Antrag 
stellen und den Veräußerungsvertrag vorlegen, aus dem ersichtlich ist, dass 
der Preis nicht vollständig bezahlt wurde.

(ii) die Hypothek des Miteigentümers einer Immobilie im Fall der Realteilung 
(Art. 168 Nr. 2 SVG). Im Zuge der Realteilung kann einer der Miteigentümer 
Forderungen gegenüber den anderen Miteigentümern haben. In diesem Fall 
kann der Miteigentümer die Eintragung einer gesetzlichen Hypothek an der 
Immobilie beantragen. Dies bedarf auch der Vorlage der Urkunde, in der die 
Teilung geregelt ist241.

(iii) die Hypothek der Banken für Kredite, die für den Erwerb von Immobi-
lien vergeben werden (Art. 60 Abs. 4 des Gesetzes über die Kreditanstal-
ten242). Diese Art von gesetzlicher Hypothek bedarf keiner Erneuerung der 
Eintragung, um ihre Wirkung zu bewahren243.

(iv) die Hypothek, die im Zuge des Leistens einer gerichtlichen Sicherheit ent-
steht (Art. 180 SVG). Ist eine solche erforderlich, kann der Eigentümer einer 
Immobilie diese besondere Hypothek mittels Antrag mit notariell beglaubigter 
Unterschrift errichten.

2 Begründung des Hypothekenrechts (Einigung, Form und 
Eintragung)

a Einigung
Die Hypothek ist ein Vertrag (Art. 167 SVG), der es dem Hypothekengläubiger 
erlaubt, sich durch ein Privileg aus dem Wert der Immobilie seine Forderung zu 
befriedigen, unabhängig von der Tatsache, wer Eigentümer der Immobilie ist 
(Art. 173 Abs. 1 SVG)244. Für sein Zustandekommen gelten folglich alle allgemei-
nen Erfordernisse für den Vertragsschluss (Art. 8 ff. SVG) und die Regelungen 
über die Unwirksamkeit der Verträge (Art. 26 ff. SVG). Damit der Hypotheken-

240 Diese im Art. 50 Abs. 2 HSRGB enthaltene Vorschrift ist im Hinblick auf die gebotene 
Gleichbehandlung von Eigentum verfassungsrechtlich sehr bedenklich. Das Verfassungsge-
richt hatte aber bisher keinen Anlass, diese Norm hinsichtlich ihrer Verfassungskonformität 
zu prüfen.

241 Bei der gerichtlichen Teilung ist dies ein Urteil oder eine gerichtliche Anordnung, bei der 
freiwilligen Teilung ein Vertrag mit notariell beglaubigten Unterschriften.

242 Veröffentlicht in D.V. Nr. 59/2006.
243 Bei allen anderen Hypotheken verliert die Eintragung ihre Wirkung nach Ablauf von zehn 

Jahren nach der Errichtung, wenn sie zwischenzeitig nicht erneuert wurde. Bei der See-
schiffshypothek beträgt diese Frist fünf Jahre.

244 Bis auf die Fälle von Hypotheken, die durch einseitige Willenserklärung entstehen.
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vertrag zustande kommt, ist die Einigung der Parteien – des Sicherungsgebers und 
des Hypothekars – erforderlich.

b Form für die Wirksamkeit
Der Hypothekenvertrag – ausgenommen derjenige für die Schiffshypothek, s. oben 
Pkt. B.1.a – bedarf zu seiner Wirksamkeit der notariellen Beurkundung (Notari-
atsakt) (Art. 167 Abs. 1 SVG). Wird er nur schriftlich abgeschlossen, so handelt 
es sich um einen Vorvertrag (Art. 19 SVG), dessen Erfüllung mittels Gestaltungs-
klage erzwungen werden kann. Die ergangene gerichtliche Entscheidung ersetzt 
die notarielle Beurkundung (Notariatsakt245). 

Hinsichtlich der notariellen Beurkundung (Notariatsakt) gelten die allgemeinen 
Vorschriften der Art. 569 ff. und 578 ff. ZPO.

Danach müssen die Parteien:

• einen Entwurf des Notariatsaktes vorbereiten (dieser kann auch von dem Notar 
errichtet werden);

• oder ihre Bevollmächtigten vor dem Notar persönlich erscheinen;

• nachdem der Notar ihnen den Inhalt des Notariatsakts vorgelesen hat, diesen 
unterzeichnen oder ihre Unterschriften bestätigen.

Vor der endgültigen Errichtung des Notariatsakts muss die anfallende Gebühr nach 
dem Tarif über die Notargebühren zum Notargesetz bezahlt werden246. In diesem 
Fall richtet sie sich nach dem Geschäftswert.

Der Notariatsakt hat neben dem Hypothekenvertrag auch folgende Angaben zu 
enthalten (Art. 580 ZPO):

• das Datum, die Zeit und den Ort seiner Errichtung;

• den Namen des Notars;

• die Namen und den Wohnsitz der Vertragsparteien;

• kurze Bezeichnung der Unterlagen, die die Rechtmäßigkeit des errichteten 
Geschäfts nachweisen;

• die Unterschriften der Parteien und des Notars.

Bei der Errichtung einer Hypothek hat sich der Notar zu vergewissern, dass der 
Sicherungsgeber Eigentümer des Sicherungsgegenstandes ist (Art. 586 ZPO).

c Inhalt der Urkunde
Der Hypothekenvertrag hat jedenfalls folgende Angaben zu enthalten (Art. 167 
Abs. 2 SVG):

245 Diese Möglichkeit hat nur theoretische Bedeutung. Die Langwierigkeit des gerichtlichen 
Verfahrens und die daraus entspringenden Kosten würden den eventuellen Kreditgeber davon 
abhalten, überhaupt einen Kredit zu gewähren.

246 Nach dem Notargesetz (in Kraft seit April 1997) kann die Gebühr auch nachträglich bezahlt 
werden.
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• die Namen, den Wohnsitz (Bezeichnung und Sitz) und die berufliche Beschäf-
tigung (Firmengegenstand) des

• Gläubigers,

• Schuldners und des

• Sicherungsgebers (auch im Falle, dass dieser nicht mit der Person des
Schuldners übereinstimmt)

• die Immobilie, die mit der Hypothek belastet wird247;

• die gesicherte Forderung248;

• die Fälligkeit der Forderung;

• die Höhe der Zinsen, falls solche vereinbart wurden, und gegebenenfalls

• die Gesamtsumme, die durch die Hypothek gesichert wird, wenn die gesicher-
te Forderung keine Geldforderung ist.

Fehlt eines der oben aufgelisteten Elemente, so ist der Vertag mangels ausreichender 
Bestimmtheit nichtig. 

3 Eintragung der Hypothek
a Eintragungsort und -behörde
Zur endgültigen Errichtung der Hypothek bedarf es der Eintragung in einem spe-
ziellen Hypothekenregister (Art. 168 SVG)249.

Die Hypothek kann nur an dem Ort errichtet werden, wo sich die als Sicherungs-
objekt dienende Immobilie befindet (Art. 570 ZPO). Zuständig sowohl für die 
Errichtung der Hypothek als auch für ihre Eintragung ist der entsprechende Notar. 
Eine von einem nicht zuständigen Notar errichtete Hypothek ist nichtig (Art. 573 
Abs. 1 ZPO i.V.m. Art. 26 Abs. 1 SVG). Die Errichtung der Hypothek und ihre 
Eintragung können nur in der Kanzlei des zuständigen Notars vorgenommen wer-
den (Art. 573 Abs. 2 ZPO).

Zuständige Behörde für die Errichtung und die Eintragung der Hypothek ist der 
Notar und in den Orten, wo es keinen solchen gibt – der örtlich zuständige Amts-
richter, in dessen Bezirk sich das Grundstück befindet.

Im bulgarischen Recht gilt derzeit überwiegend noch das sog. „Personalfoliensys-
tem“. Parallel dazu wird sukzessive auf das „Realfoliensystem“ umgestiegen; 
diesfalls sind die Grundbuchämter für die Eintragungen zuständig.

b Eintragungsverfahren
Die Eintragung der Hypothek stellt eine Wirksamkeitsvoraussetzung dar, die 
Eintragung ist also konstitutiv und hat weiters Publizitätsfunktion. Mit ihrer 
Eintragung kann die Hypothek Dritten gegenüber Wirksamkeit entfalten. Durch 
die Eintragung wird auch der Rang der Hypothek bestimmt.

247 Die Immobilie ist so genau wie möglich anzugeben (Bezeichnung der Nachbarnimmobilien, 
Katasterbezeichnung, faktische Architektonik, Fläche etc.).

248 Die Forderung muss individualisiert werden; die bloße Bestimmbarkeit reicht nicht aus.
249 Entscheidung Nr. 2893/56 des Obersten Gerichtshofs, IV. Zivilkammer.
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Die Eintragung der Hypothek wird vom zuständigen Notar/Amtsrichter/Grund-
buchamt von Amts wegen vorgenommen. Der Hypothekennotariatsakt wird unver-
züglich nach seiner Errichtung in das sog. Eingangsregister eingetragen. Danach 
erfolgt die Einordnung in das Hypothekenregister. Die errichtete Hypothek wird 
auch im sog. Partidenbuch (Personenverzeichnis)250 vermerkt. Zuletzt wird die 
errichtete Sicherheit auch im alphabetischen Register eingetragen. Die Einzelheiten 
des Registrierungsverfahrens sind in der Eintragungsverordnung251 geregelt.

Bei der Prüfung, ob eine Immobilie mit eine Hypothek belastet ist, ist es am bes-
ten, zuerst Einsicht in das alphabetische Register zu nehmen, oder eine Ablichtung 
vom Partidenbuch zu beantragen. Dabei ist die zehnjährige Gültigkeitsfrist für 
die Hypothek zu beachten.

c Erneuerung der Hypothek
Die eingetragene Hypothek gilt für 10 Jahre ab dem Eintragungsdatum (Art. 172 
SVG)252. Nach Ablauf dieser Frist erlischt sie. Ein allfälliges Erlöschen kann vom 
Gläubiger durch eine Erneuerung der Hypothek verhindert werden. Die Erneu-
erung der Eintragung erfolgt auf Antrag des Gläubigers. Der Antrag auf Erneuerung 
der Hypothek erfordert nicht die Abgabe einer neuen Willenserklärung seitens des 
Hypothekenschuldners. In der Praxis gilt das Erfordernis der notariellen Beglau-
bigung der Unterschrift des Antragstellers253. Wurde die Hypothek erst nach der 
zehnjährigen Präklusionsfrist erneuert, so verliert sie ihre Priorität und kann einem 
Erwerber, dem die Immobilie vor der Erneuerung übertragen wurde, nicht entge-
gengesetzt werden (Art. 172 Abs. 2 SVG).

d Vermerke zur Hypothek
Unterliegt die Forderung gewissen Veränderungen (Höhe der Forderung, Übertra-
gung, Novation, Verpfändung, Pfändung etc.), so müssen diese bei der Hypothek 
mittels notarieller Beglaubigung vermerkt werden, damit sie Wirksamkeit entfalten 
können (Art. 171 SVG). Diese Vermerke sind zuerst im Hypothekenvertrag; danach 
auch in den entsprechenden notariellen Büchern und Registern zu vermerken 
(Art. 509 Abs. 2 ZPO). Die Vermerke werden auf Antrag und nicht von Amts 
wegen vorgenommen.

4 Bedeutung der Forderung
a Akzessorität der Hypothek
Die Akzessorität der Hypothek besteht in der Abhängigkeit der Hypothek von der 
Hauptforderung. Die Hauptforderung ist die conditio iuris für die Existenz der 
Hypothek, so dass ihre Wirksamkeit von dem Vorhandensein der Hauptforderung 
abhängt. Wenn die Hauptforderung unter aufschiebender Bedingung begründet 

250 In diesem Partidenbuch werden die Namen sowohl des Sicherungsgebers als auch des 
Gläubigers und des Schuldners eingetragen, samt einer kurzen Bezeichnung des errichteten 
Rechtsgeschäftes.

251 Veröffentlicht in D.V. Nr. 101/1951. Zusätzliche Regelungen über die Eintragungen sind in 
der Verordnung über die Organisation der Arbeit in den Amts-, Bezirks- und Militärgerich-
ten (veröffentlicht in D.V. Nr. 89/1977) enthalten.

252 S. auch. Koshuharov, op. cit., S. 617 f. und Venedikov, op. cit., S. 60.
253 Markov, Metodiy, Die Hypothek, Sofia 2008, S. 312.
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wurde, so wird die Hypothek im Zeitpunkt des Eintretens der Bedingung begrün-
det254. 

Die Akzessorietät folgt u.a. aus Art. 170 und Art. 150 Abs. 1 SVG. Danach ist eine 
Hypothek unwirksam, wenn die gesicherte Forderung fehlt oder bei einer Forderung, 
die nicht auf Geld lautet, die entsprechende Geldsumme nicht ausgewiesen wird. 
Erlischt die gesicherte Forderung, so erlischt auch die Hypothek.

Wird die gesicherte Forderung übertragen, so wird auch die Hypothek mit über-
tragen (Art. 150 Abs. 1 und Art. 171 SVG). Dies gilt insbesondere im Fall einer 
Forderungszession (Art. 99 Abs. 2 SVG). Der Übergang der Hypothek auf einen 
neuen Gläubiger erfolgt auch bei Erbfolge (gewillkürte oder gesetzliche) und bei 
anderen Fällen von Gesamtrechtsnachfolge (Art. 171 SVG).

Die Verpfändung und die Pfändung der gesicherten Forderung führen auch zu 
Verpfändung respektive Pfändung der Hypothek (Art. 171 SVG).

Die Subrogation (Forderungsübergang kraft Gesetzes) eines Dritten in die gesi-
cherte Forderung (Art. 74 SVG) führt auch zur Subrogation der diese Forderung 
sichernden Hypothek.

Alle diese Änderungen hinsichtlich der gesicherten Forderung müssen bei der 
Hypothek vermerkt werden. Diese Vermerke werden auf Antrag der Person vor-
genommen, die ein rechtliches Interesse daran hat. Die im Art. 171 SVG aufgelis-
teten Eintragungen sind konstitutiver Natur.

b Art der Forderung
Die gesicherte Forderung kann jeglicher Art sein. Am häufigsten liegt eine Geld-
forderung vor, es kann sich aber auch um eine Verpflichtung für eine sonstige 
Leistung oder für ein Unterlassen handeln. Die Hypothek kann auch eine Neben-
forderung sichern, wie bspw. eine Vertragsstrafe oder Zinsen. Jedenfalls muss für 
die Forderung ein Geldäquivalent angegeben werden. Ist diesem Erfordernis der 
nominellen Bestimmtheit nicht Genüge getan, so droht die Nichtigkeit (Art. 170 
SVG)255.

Die Forderung muss gültig sein. Für verjährte Forderungen kann keine Hypo-
thek bestellt werden, weil in diese, obwohl wirksam, nicht zwangsvollstreckt wer-
den kann.

Die Hypothek kann auch künftige Forderungen sichern (Argument aus Art. 153 
SVG). In diesem Fall liegt eine bedingte Hypothek vor, deren Rang durch den 
Tag der Eintragung bestimmt wird, und nicht nach dem Zeitpunkt der Begründung 
der Forderung.

5 Gegenstand der Hypothek
Abgesehen von der Seeschiffshypothek (s. oben) kann nur das Eigentumsrecht 
an Immobilien mit einer Hypothek belastet werden. Auch das beschränkte ding-
liche Recht des Erbbaurechts (das Recht, ein Gebäude auf oder unter einem 

254 S. Entscheidung Nr. 73/2009 des Obersten Kassationsgerichtshofs, V. Zivilkammer. 
255 Koshuharov, op. cit., S. 613.
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Grundstück, das einer anderen Person gehört, zu errichten und Eigentum daran zu 
erwerben) (Art. 63 ff. EG) kann Gegenstand einer Hypothek sein.

Weiters kann das Eigentum an einem Gebäude auf fremdem Grund (superficio) 
mit einer Hypothek belastet werden. Ferner auch ein Stockwerk oder ein Teil 
eines Stockwerks, der selbstständige Gebrauchsfunktion hat (Art. 37 EG). Mitei-
gentumsanteile können ebenfalls belastet werden, ohne dass dafür die Zustimmung 
der übrigen Miteigentümer erforderlich ist. Im Vergleich zum deutschen Recht 
existiert in Bulgarien nur eine Art von Wohnungsmiteigentum, das alleine auf die 
selbstständige Funktion der Wohnung, des Stockwerkes etc. abstellt. 

In der Regel wird nur der Miteigentumsanteil belastet. Gehört die Wohnung zu 
den Vermögensgegenständen einer ehelichen Errungenschaftsgemeinschaft, so kann 
der Ehegatte gegen die Hypothek innerhalb einer sechsmonatigen Frist vorgehen 
(Art. 22 Abs. 3 des Familiengesetzbuches). Ist die Wohnung eine Familienwohnung, 
die nur einem Ehegatten gehört, so ist die Zustimmung des anderen Ehegatten 
ebenfalls erforderlich (Art. 23 des Familiengesetzbuches). Diese kann allerdings 
durch die Genehmigung des Amtsgerichts ersetzt werden, wenn die Hypothek keine 
Nachteile für die Kinder und die Familie darstellt.

Obwohl es ein beschränktes dingliches Recht ist, kann der Nießbrauch nicht 
belastet werden, da widrigenfalls die Verbote der Art. 56 Abs. 2 und Art. 59 EG 
umgangen werden können256. Nicht belastbar sind auch Dienstbarkeiten, da diese 
für die Gläubigerbefriedigung ungeeignet sind257. Künftige Immobilien können 
grundsätzlich nicht belastet werden258. 

Eine besonders wichtige Vorschrift bezüglich der Sicherungsobjekte ist Art. 167 
Abs. 3 SVG. Die Hypothek kann nur von demjenigen bestellt werden, der zum 
Zeitpunkt der Bestellung Eigentümer der zu belastenden Immobilie ist. Ist die-
ser Erfordernis nicht Genüge getan, ist die Hypothek nichtig (Art. 170 SVG)259.

6 Nachfolgeerwerb
a Abtretung der Forderung
Eine der Folgen der Akzessorietät der Hypothek ist, dass mit der Abtretung der 
gesicherten Forderung auch die Hypothek an den neuen Gläubiger (Zessionar) 
übergeht (Art. 99 Abs. 2 und Art. 150 Abs. 1 SVG). Die Abtretung wirkt jedoch 
nicht automatisch. Damit diese wirksam ist, muss sie bei der Hypothek vermerkt 
werden260.

Dies gilt auch bei Gesamtrechtsnachfolge (Erbfall und gewissen Transformationen 
von juristischen Personen). Art. 150 Abs. 2 SVG nennt zwar nur den Erbfall von 
mehreren Erben, er ist jedoch per analogiam auch auf den einzigen Erben und auf 
bestimmte Transformationen juristischer Personen anzuwenden. Wird die gesicher-

256 Gem. Art. 56 Abs. 2 EG kann der Nießbrauch nicht übertragen werden und erlischt laut 
Art. 59 EG mit dem Tod des Berechtigten, es sei denn, dass der Nießbrauch befristet 
wurde.

257 Koshuharov, op. cit., S. 609.
258 Venedikov, op. cit., S. 33 ff.; (s. aber auch dort eine Reihe von Ausnahmen).
259 Koshuharov, op. cit., S. 611.
260 Koshuharov, op. cit., S. 619; Venedikov, op. cit., S. 149 ff.



Das Pfandrecht und die Hypothek 115

te Verpflichtung oder der Gegenstand der Hypothek in der Folge unter mehreren 
Gesamtrechtsnachfolgern aufgeteilt, so erlischt die Hypothek erst dann, wenn die 
Schuld gänzlich getilgt wird. Jeder Rechtsnachfolger (auch nach Bruchteilen) haf-
tet für die gesamte gesicherte Schuld261.

b Enteignung
Ein gesetzlicher Übergang der Hypothek von einem auf ein anderes Sicherungs-
objekt tritt im Fall einer Enteignung ein. Wenn eine Immobilie für wichtige staat-
liche oder kommunale Bedürfnisse, die auf andere Weise nicht zu befriedigen sind, 
enteignet, und als Entschädigung wiederum eine Immobilie abgetreten wird, geht 
die Hypothek vom enteigneten auf das als Entschädigung dienende abgetretene 
Objekt über (Art. 41 Abs. 2 des Gesetzes über das staatliche Eigentum und Art. 32 
Abs. 2 des Gesetzes über das kommunale Eigentum). Sind mehrere Hypotheken 
oder andere dinglichen Lasten vorhanden, so bewahren sie ihre jeweilige Priorität 
untereinander. Der Hypotheken- und Lastenübergang wird in diesen Fällen vom 
zuständigen Notar von Amts wegen eingetragen.

c Erwerb der Hypothek kraft Gesetzes
Hier handelt es sich um die Hypothek des Veräußerers einer Immobilie am 
geschuldeten Kaufpreis (Art. 168 Z. 1 SVG), um die Hypothek des Miteigentü-
mers bei realer Teilung für nicht beglichene Forderungen aus dieser Teilung 
(Art. 168 P. 2 SVG) und um die Hypothek der Banken für Kredite, die für den 
Erwerb einer Immobilie vergeben werden (Art. 60 des Gesetzes über die Kre-
ditanstalten).

In all diesen Fällen wird die Hypothek nicht automatisch bestellt; für die Eintra-
gung bedarf es eines Antrags des Gläubigers vor dem zuständigen Notar. Zu diesem 
Antrag werden die Unterlagen beigelegt, die das Anrecht auf eine gesetzliche 
Hypothek begründen. Diese können in den genannten Fällen der Notariatsakt über 
die Veräußerung, die gerichtliche Entscheidung über die Teilung und über die 
anfallenden Kosten und Forderungen oder der notariell beglaubigte Vertrag für 
eine freiwillige Teilung, oder die Rechnungsauszüge von der Staatlichen Sparkas-
se sein.

Die Eintragung der gesetzlichen Hypothek und die Vermerke in den speziellen 
Notariatsregistern erfolgen nach den allgemeinen Regelungen. Die Eintragung 
wirkt konstitutiv; durch die Eintragung wird der Rang der Hypothek gewahrt 
(Art. 169 SVG).

7 Rechte des Hypothekargläubigers während des Bestehens der 
Hypothek

Bei der Hypothek kann der Zustand der Immobilie verschlechtert werden262. Wenn 
der Sicherungsgeber nicht der Schuldner, sondern ein Dritter ist, haftet er den 
Hypothekaren gegenüber nur für grobe Fahrlässigkeit (Art. 177 Abs. 2 SVG). Stellt 
der Schuldner die Sicherheit, so kann jegliches Verschulden, das die Beeinträch-
tigung des Sicherungsgutes zur Folge hat, zur vorzeitigen Fälligstellung der gesi-

261 S. OGE 29-69-ZS.
262 Hier handelt es sich primär um die so genannte Devastationsklage, die die schuldhafte 

Verschlechterung der Immobilie voraussetzt. 



116 Das Pfandrecht und die Hypothek

cherten Forderung führen (Art. 71 SVG)263. Für die daraus entstandenen Schäden 
haftet der jeweilige Schädiger mit seinem ganzen Vermögen. 

Der Eigentümer der hypothekarisch belasteten Immobilie kann zwar beschränkte 
dingliche Rechte an der Hypothek bestellen. Der Hypothekengläubiger erleidet 
jedoch keinen Nachteil bei einer Verwertung der Immobilie, da die Immobilie frei 
von diesen Rechten verwertet werden kann, wenn sie nach der Eintragung der 
Hypothek eingetragen worden sind264.

Es entspricht der Rechtspraxis, dass Banken, die Hypothekendarlehen vergeben, 
meistens eine vertragliche Klausel mit dem Darlehensnehmer vereinbaren, nach 
der der Erwerber der Immobilie, an der die Sicherung besteht, eine Gebäudever-
sicherung im eigenen Namen zugunsten der Bank abschließt.

8 Verwertung der Hypothek
Für die Hypothek gelten die allgemeinen Vorschriften über die Zwangsvollstreckung 
in Immobilien des Schuldners oder des Sicherungsgebers (Art. 483–501 ZPO). Zur 
Rangordnung der Hypothekare anderen Gläubigern gegenüber im Zuge der Auf-
teilung des Verwertungserlöses s. Kap. III Pkt. G.1 und 2.

Es ist an dieser Stelle nochmals zu betonen, dass die notarielle Beurkundung der 
Hypothek (Hypothekennotariatsakt) einen Rechtsgrund zur Beantragung eines Voll-
streckungstitels darstellt, und daher für die sofortige Vollstreckung ausreichend ist 
(Art. 417 Nr. 6 ZPO i.V.m. Art. 418 ZPO). Gem. Art. 420 Abs. 1 ZPO kann die 
Vollstreckung ausgesetzt werden, wenn der Schuldner bei Gericht eine Sicherheit 
hinterlegt.

Die Immobilie, in die die Zwangsvollstreckung durchgeführt wird, wird vom 
Gerichtsvollzieher beschrieben. Es sind sämtliche Lasten an der Immobilie zu 
vermerken und ihr Marktpreis ist zu bestimmen. Erhebt der Eigentümer der Immo-
bilie innerhalb von sieben Tagen nach der Ausfertigung der Beschreibung keinen 
Widerspruch, so hat der Gerichtsvollzieher die Zwangsversteigerung öffentlich in 
dem dafür vorgesehen Gerichtsblatt bekannt zu machen. Sie ist einen Monat nach 
Aushang der Bekanntmachung durchzuführen. Im Zuge der Zwangsversteigerung 
ist jedes Gebot in das Versteigerungsprotokoll einzutragen. Die Eintragung erfolgt 
allerdings erst nach der Anzahlung von 10% des Marktpreises der Immobilie. 
Ersteher der Immobilie wird der Höchstbieter. Der Erwerber hat den Kaufpreis 
innerhalb von fünf Tagen auf das Konto des Gerichtsvollziehers einzuzahlen. Erfolgt 
dies nicht, so verliert der Käufer die 10%ige Anzahlung und die Immobilie wird 
dem Nächstbieter zugeschlagen. Kommt es auf diese Weise zu keinem Verkauf der 
Immobilie, so kann der Hypothekargläubiger den Erwerb der Immobilie zu 80% 
des angegebenen Marktpreises beantragen.

Erwirbt auch der Hypothekar die Immobilie nicht, so kann er eine neue Zwangs-
vollstreckung in diese Immobilie einleiten, die nach denselben Regeln stattfindet 
und frühestens sechs Monate nach der vorherigen durchgeführt werden kann. Dabei 
wird der Marktpreis neu bestimmt.

263 S. i.d.S. Venedikov, op. cit., S. 87 ff.
264 Kalaydjiev, op. cit., S. 621.



Das Pfandrecht und die Hypothek 117

Bei Immobilien, die Gegenstand des ehelichen Vermögens sind, kann die Zwangs-
vollstreckung nur in die Hälfte des Eigentums eingeleitet werden (Art. 506 
ZPO).

9 Das Verhältnis zwischen unterschiedlichen Gläubigern
Am Zwangsvollstreckungsverfahren können ein oder auch mehrere Gläubiger teil-
nehmen. Die Gläubiger werden automatisch in die Zwangsvollstreckung mit ein-
bezogen, wenn es sich um den Staat oder den Registerpfandgläubiger handelt. Sie 
werden amtswegig verständigt und auf Antrag einbezogen, wenn es sich um Hypo-
thekengläubiger handelt; in allen anderen Fällen nur aufgrund eines Antrags. Alle 
Gläubiger, die dem Zwangsvollstreckungsverfahren nachträglich beigetreten sind, 
stehen die gleichen Rechte zu wie dem anfänglich betreibendem Gläubiger. Die 
vor dem Beitritt vorgenommenen Handlungen kommen auch dem Beitrittsgläubi-
ger zugute (Art. 457 Abs. 1 u. 2 ZPO). Reicht der Verwertungserlös nicht zur 
Befriedigung aller Gläubiger aus, so werden die Gläubiger innerhalb eines Ranges 
im Verhältnis ihrer Forderungen befriedigt.

Bei Immobilien, die Gegenstand des ehelichen Vermögens sind, kann die Zwangs-
vollstreckung nur in die Hälfte des Eigentums eingeleitet werden (Art. 504 Abs. 2 
i.V.m. Art. 500 Abs. 2 ZPO). In diesem Fall kann man durch die Zwangsvollstre-
ckung nur einen Bruchteil der Immobilie erwerben, es sei denn, dass der andere 
Ehegatte in die Versteigerung des gesamten Eigentums einwilligt.
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